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Vorwort
Bürgermeister
Matthias Hahn

Der sparsame und schonende Umgang mit Grund und Boden ist –
angesichts anhaltend wachsender Flächenansprüche – nach wie vor
eine der größten Herausforderungen an die nachhaltige Entwicklung
unserer Städte.

Stuttgart hat hier bereits große Anstrengungen unternommen. Der
jährliche Flächenverbrauch ist von über 100 ha/Jahr in den 60er  und
70er Jahren zurückgegangen auf unter 20ha/Jahr. Mit dem Erhalt des
verbleibenden Freiraumes wird ein wesentlicher Faktor der hohen
Stadtqualität von Stuttgart gesichert.

Mit dem Siedlungskonzept des Flächennutzungsplans 2010 konnte sich
die Stadt – auch begünstigt durch die Freigabe größerer Konversions-
flächen - für eine Entwicklung entscheiden, die konsequent auf die In-
nenentwicklung und den Stadtumbau setzt. Mit dem Beitritt zum „Bo-
denbündnis europäischer Städte“ wurde dieses Entwicklungsziel be-
kräftigt.

Dieses schwerpunktmäßig auf die Innenentwicklung ausgerichtete
Entwicklungskonzept des FNP 2010 erfordert deutlich größere An-
strengungen bei der Mobilisierung der möglichen Nachverdichtungs-,
Umnutzungs- und Wiedernutzungspotenziale in den bereits bebauten
Gebieten.
Mit dem Projekt „Nachhaltiges Bauflächenmanagement Stuttgart
(NBS)“ konnten nun – mit Unterstützung des Landes – neue Wege und
Strategien zur Stärkung der Innenentwicklung erforscht werden. Der
vorliegende Schlussbericht dieses Projektes zeigt deutlich, dass der
öffentlichen Verwaltung dabei eine wichtige Aufgabe zukommt.
Die folgenden Punkte erscheinen mir besonders wichtig:

� mit der NBS-Informationsplattform wurde ein leicht handhabbares,
fortschreibungsfähiges Instrument aufgebaut, das eine aktuelle
Übersicht über die Bauflächenpotentiale ermöglicht,

� die räumlichen Schwerpunkte der Innenentwicklung und die Prio-
ritäten für das planerische und investive Eingreifen der Stadt wer-
den auf dieser Grundlage frühzeitig erkennbar und

� ein aktives Bauflächenmanagement der Stadt erfordert neben
neuen Wegen der verwaltungsinternen Koordination auch neue
Wege in der Kooperation mit Investoren und Bürgern.

Die vielen konkreten Hinweise und Strategievorschläge werden der In-
nenentwicklung in Stuttgart neue Impulse geben.

Ich freue mich besonders darüber, dass wir mit diesem Projekt einen
sehr fundierten Beitrag für die Diskussion über kommunales Flächen-
ressourcenmanagement in der Bundesrepublik Deutschland leisten
können.

Matthias Hahn
Bürgermeister, Referat Städtebau Landeshauptstadt Stuttgart
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Vorwort
Staatssekretär
Stefan Mappus
MdL

Zu den ungelösten Umweltproblemen gehört der zunehmende
„Flächenverbrauch“. Bei kaum einer Ressource ist es so offensichtlich
wie beim Boden, dass eine ständig wachsende Inanspruchnahme auf
Dauer nicht möglich und somit nicht nachhaltig ist. Dennoch hält der
Zuwachs an Siedlungs- und Verkehrsflächen und damit der Verlust an
Böden und ihren ökologischen Funktionen unvermindert an.

Mehrere Gesetze und politische Vorgaben, zuletzt der im Juli 2002
fortgeschriebene Landesentwicklungsplan Baden Württemberg, haben
das Ziel verankert, mit Böden haushälterisch umzugehen. Der vom Mi-
nisterrat im Dezember 2000 beschlossene Umweltplan Baden-Würt-
temberg verlangt, ausreichende Freiflächen im Land zu erhalten und
die Entwicklungsmöglichkeiten durch eine deutliche Reduzierung der
Flächeninanspruchnahme bis zum Jahr 2010 langfristig zu sichern. Die
im Umweltplan als Ausgangsbasis genannten Kennziffern sind bereits
überschritten. Derzeit beträgt die Flächeninanspruchnahme  4.500 ha
pro Jahr oder 12 ha pro Tag (Stand 2001). Das Statistische Landesamt
Baden-Württemberg hat einen weiteren Anstieg bis 2010 prognosti-
ziert, wenn die Entwicklung nicht durch Gegenmaßnahmen gestoppt
werden kann.

Die Ursachen für den Flächenverbrauch liegen neben der Bevölke-
rungszunahme und der rückläufigen Beschäftigungsdichte vor allem in
den steigenden Ansprüchen an Wohnraum und Wohnqualität sowie an
Mobilität. Wohnraum und Bauflächen werden häufig als Bestandteil der
Lebensqualität erfahren, so dass ein erheblicher gesellschaftlicher
Druck in Richtung auf die Ausweisung weiterer Siedlungs- und Ver-
kehrsflächen besteht.

Das Ministerium für Umwelt und Verkehr hat vor drei Jahren einen
umweltpolitischen Schwerpunkt „Flächenressourcen-Management“ ins
Leben gerufen und – unter Mitwirkung kommunaler Pioniere – eine
Reihe von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sowie Modellpro-
jekte gemeinsam mit Städten und Gemeinden initiiert, um praxisori-
entierte Arbeitsmethodiken und Handlungshilfen für eine nachhaltige
Siedlungsentwicklung zu geben. Besseren Instrumenten kommt für die
Planungspraxis ein hoher Stellenwert zu.

Das Projekt „Nachhaltiges Bauflächenmanagement Stuttgart (NBS)“
wurde im März 2001 in das Forschungsprogramm BW-PLUS des Lan-
des Baden-Württemberg aufgenommen. Mit dem Vorhaben soll eine
nachhaltige Siedlungsentwicklung, insbesondere durch eine Stärkung
der Innenentwicklung im Ballungsraum, unterstützt werden. Ein an-
deres, gemeinsam von Wirtschaftsministerium und Ministerium für
Umwelt und Verkehr getragenes Vorhaben wird für die Innenent-
wicklung kleiner und mittlerer Kommunen fachliche und konzeptionelle
Hilfestellungen geben.
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Die Leitvorstellung „Innenentwicklung vor Außenentwicklung“ muss
zukünftig ein höheres Gewicht in der Stadtplanung und Kommunal-
entwicklung erhalten. Nur so können Neuausweisungen von Bau- und
Verkehrsflächen im Außenbereich reduziert oder vermieden werden.
Das Projekt „Nachhaltiges Bauflächenmanagement Stuttgart“ stellt
einen wichtigen Baustein und Beitrag zur Reduzierung der Flächenin-
anspruchnahme dar. Das Ministerium für Umwelt und Verkehr hofft,
dass dieses aktive Bauflächenmanagement von vielen Kommunen als
Beispiel und Vorbild wahrgenommen und angewendet wird.

Stefan Mappus MdL
Staatssekretär im Ministerium für Umwelt und Verkehr des Landes
Baden-Württemberg
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• „Die Attraktivität entsteht durch den
Widerstand, den der Nutzer überwinden
muß“ (Prof. Kees Christiaanse)

• „Stadtentwicklung war immer dann
besonders kreativ und erfolgreich, wenn
mit natürlichen und selbstgesetzten
Grenzen umzugehen war“ (Prof. Bernd
Scholl)

• „Wenn Du nicht weißt, wo der Hafen ist,
kannst Du nicht wissen, wann guter Wind
ist“ ( frei nach Seneca)
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Aufgaben und
Leitfragen

Projekt „Nachhaltiges Bauflächenmanagement
Stuttgart (NBS)“

1. Einführung

Das Projekt „Nachhaltiges Bauflächenmanagement Stuttgart (NBS)“
wurde im März 2001 in das Forschungsprogramm BW-Plus des Landes
Baden-Württemberg aufgenommen. Projektpartner der Landeshaupt-
stadt Stuttgart waren dabei das Institut für Städtebau und Landespla-
nung der Universität Karlsruhe (TH) sowie die Kommunalentwicklung
LEG Baden-Württemberg GmbH.

Mit diesem Projekt sollen die Voraussetzungen dafür geschaffen wer-
den, das wesentlich auf Nachhaltigkeit und Stärkung der Innenent-
wicklung ausgelegte Entwicklungskonzept des Flächennutzungsplans
2010 in seiner praktischen Umsetzung zu unterstützen. Hierzu sollen
u.a. Strategien und Instrumente entwickelt werden, um die dort er-
mittelten Bauflächenpotenziale im Bestand von insgesamt 5,2 Mio. m²
Geschossfläche (Stand 1998) bis 2010 zu aktivieren und marktfähig zu
machen.

Zentrales Anliegen ist es, Methoden und Umsetzungsstrategien für ein
nachhaltiges Bauflächenmanagement zu erarbeiten, mit dem die not-
wendigen Gewerbe- und Wohnbauflächen rechtzeitig im Bestand be-
reitgestellt und die Inanspruchnahme neuer Flächen im Sinne einer
ökologischen Flächenpolitik reduziert wird.

„Nachhaltig“ bedeutet nach den Grundsätzen des FNP 2010 vor allem,
die Innenentwicklung zu fördern und dabei eine optimale städtebauli-
che Dichte zu sichern, die Nutzungsmischung von Wohnen, Arbeiten
und Infrastruktur zu fördern, zentrale Lagen und Standorte im Ein-
zugsbereich von S- und Stadtbahn aufzuwerten.

Drei Bausteine
des Projektes

Das Projekt NBS besteht im wesentlichen aus drei Bausteinen:

� Herstellen einer aktuellen Übersicht über bestehende Bauflä-
chenpotenziale Dazu sollen die Flächen entsprechend ihrer be-
sonderen Merkmale typisiert  und für alle Standorte mit Bauflä-
chenpotenzialen Gebietspässe angelegt werden.

� Aufbau einer fortschreibungsfähigen Informationsplattform
(GIS- und datenbankgestützt) und mit diesen Informationen Ent-
wicklung einer Internetpräsentation

� Erarbeitung von Strategien und Konzepten zur Aktivierung ins-
besondere privater Bauflächenpotenziale und Aufzeigen von kom-
munale Handlungsmöglichkeiten und notwendigen Vorleistungen für
eine zügige und rechtzeitige Bebauung, z. B. die Aufhebung
infrastruktureller Defizite, die Schaffung des notwendigen Pla-
nungsrechts, die Erkundung bestehender Altlasten.
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Arbeitsweise

Projektpartner

Die Laufzeit des Projektes betrug zwei Jahre (März 2001 - März 2003).
Die Organisation der Arbeit erfolgt nach den Leitlinien für das
Projektmanagement der Landeshauptstadt Stuttgart (PLUSS).
Projektpartner sind:

� das Institut für Städtebau und Landesplanung der Universität
Karlsruhe,

� die Kommunalentwicklung LEG Baden-Württemberg GmbH

� und die Landeshauptstadt Stuttgart (das Stadtplanungsamt und die
Stabsabteilung Wirtschafts- und Arbeitsförderung, das Amt für
Umweltschutz, das Amt für Stadterneuerung, das Amt für Liegen-
schaften und Wohnen und das Hauptamt).

Die Projektbegleitung erfolgte durch eine 4-6 wöchentlich tagende
Projektgruppe mit Vertretern der Projektpartner und der beteiligten
städtischen Ämter sowie eine halbjährig tagende Projektlenkungs-
gruppe (Teilnehmer: Baubürgermeister, Wirtschafts- und Arbeitsför-
derer, Amtsleiter der beteiligten Ämter sowie die Vertreter der Pro-
jektpartner).

Drei
Arbeitsphasen

Die Arbeit erfolgte in drei Phasen:

� Phase 1: Erhebung der Flächenpotenziale – Herstellen der Übersicht,
Pilotphase (2./3. Quartal 2001),

� Phase 2: Konzeptions- und Konzentrationsphase mit den Testpla-
nungen, Vorstudien und einem abschließenden Workshop (4.Quartal
2001 – 2.Quartal 2002),

� Phase 3 ab Mitte 2002: Umsetzungs- und Fortschreibungsphase.

Am 17. Mai 2002 wurden – als Abschluss der Phase 2 - erste Arbeits-
ergebnisse in einem Workshop einem breiten Fachpublikum vorgestellt
und vor dem Hintergrund der Erfahrungen von Experten aus Frankfurt,
München und Zürich diskutiert.

Flächentypen

2. Erkundung der Flächenpotenziale

In drei Arbeitsdurchgängen wurde die vorhandene, grobe Bestands-
aufnahme des FNP 2010 aktualisiert und schrittweise verfeinert.
Erfasst wurden alle vorhandenen Bauflächenpotenziale in der Stadt
(Wohn- und Gewerbegebiete). Für die Erfassung wurden die Flächen-
typen I-VI gebildet (traditionelle Baulücken, Brachflächen, unterge-
nutzte Standorte, Umnutzungs- und Reserveflächen, Neubauflächen,
jeweils mit einem Mindestpotenzial von 2.000 qm realisierbarer
Geschossfläche).

300 Areale mit
insgesamt
500 ha Grund-
stücksfläche

Wesentliche Ergebnisse:

� Über 300 erfasste Areale mit insgesamt über 500 ha Grundstücks-
fläche, bzw. mehr als 5,5 Mio. m² Geschossfläche. Die dem FNP
2010 zugrundegelegte Flächenbilanz wurde damit bestätigt.

� Das Verhältnis Bestandsgebiete zu Neubauflächen beträgt vier zu
eins.
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� Die weitaus überwiegende Anzahl der Flächen sind kleiner als 5 ha.
Mit den Teilflächen von Stuttgart 21, dem Güterbahnhof Cannstatt
und Feuerbach stehen – im Gegensatz zu anderen Großstädten -
nur wenige größere zusammenhängende Flächen zur Verfügung.
Das heißt, dass es neben den – meist im Vordergrund stehenden -
Großprojekten eine Vielzahl von kleinen Standorten gibt, deren Ak-
tivierung insgesamt wichtig ist, um die Ziele eines nachhaltigen
Städtebaus umzusetzen.

� Ca. 200 Standorte mit insgesamt 290 ha stehen kurz- bis mittel-
fristig zur Verfügung.

� Von den insgesamt ca. 400 ha nachgewiesenen Potenzialen in
Bestandsgebieten liegt mit über 200 ha der überwiegende Teil in
Gewerbe- bzw. Mischgebieten. Dagegen stehen in Wohngebieten
nur ca. 80 ha zur Verfügung.

� Die räumlichen Schwerpunkte sind die Bahnareale (Stuttgart 21),
die Gewerbegebiete in Vaihingen/Möhringen und Weilimdorf und
die alte Industrieachse vom Neckartal über Feuerbach nach Zuf-
fenhausen.

3. Aufbau der NBS-Informationsplattform

Die wesentlichen Informationen der Standorte wurden graphisch und
numerisch erfasst und in einer dafür entwickelten Datenbank abgelegt.

Für alle erfassten Standorte liegt ein Arealpass vor, in dem die we-
sentlichen Informationen zu dem Standort übersichtlich zusammen-
gefasst sind. Grundlage dafür sind umfassende Merkmalslisten, in
denen – mit unterschiedlicher Informationstiefe - die relevanten Daten
eingegeben wurden.

Internetbasierte
Informations-
plattform

Als Basis für die Informationsplattform wurde das Internet mit seinen
innovativen Techniken gewählt.

Mit der passwortgeschützten Informationsplattform steht ein beson-
ders flexibles und ausbaufähiges Werkzeug zur Verfügung, das von
vielen Akteuren intern und extern genutzt und dezentral verwaltet
werden kann. Mehrere Sachbearbeiter im Stadtplanungsamt und in
den betroffenen städtischen Fachämtern haben eine Zugangsberechti-
gung und können Informationen im Rahmen ihrer Zuständigkeit auf-
füllen und aktualisieren. Dies gilt nicht nur für alphanumerische Infor-
mationen sondern auch für Medien, wie Photos, Pläne und Video-
sequenzen zu den erfassten Arealen.

Mit diesem Instrument sind u.a. Suchläufe für bestimmte Nutzungen
möglich. Die Informationsplattform ist darüber hinaus auch Grundlage
für die Fortschreibung der Zeitstufenlisten für Wohn- und Gewerbe-
gebiete.
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Zentrale
Aufgabe:
Fortschreibung
und Aktuali-
sierung

Die regelmäßige Fortschreibung und Aktualisierung der Daten soll
durch eine dezentrale Datenpflege, d.h. durch den dezentralen Zugriff
gesichert werden.

Auf der Grundlage der NBS-Daten soll ein Web-Auftritt über die Bau-
flächen in Stuttgart generiert werden.

4. Exemplarische Verdeutlichung der Potenziale

Zur Verdeutlichung der Potenziale wird die Bestandsaufnahme durch
„städtebauliche Probebohrungen“ für 10 ausgewählte Standorte er-
gänzt, die typische Hemmnisse einer Wiedernutzung und Möglichkeiten
zur Aktivierung dieser Potenziale aufzeigen. Für die Verdeutlichung der
Potenziale wurden mit dem Instrument der „Testplanung“ und dem
Instrument der „Vorstudie“ zwei unterschiedliche Herangehensweisen
eingesetzt und erprobt.

Testplanung
Wasserwerk

Am Standort Wasserwerk hat die Durchführung einer Testplanung
gezeigt, dass mit diesem besonderen informellen Verfahren vergleichs-
weise zeit- und kostensparend Nutzungskonzepte für einzelne Stand-
orte qualifiziert werden können. Es handelt sich dabei um ein Ausloten
von Möglichkeiten, Spielräumen, Randbedingungen und Konflikten.

Die Testplanung für den Standort Poststraße/Wasserwerk in Stuttgart-
Ost wurde im Sinne eines konkurrierenden Verfahrens von drei inter-
disziplinär zusammengesetzten Arbeitsteams (Kommunalentwicklung
LEG und zwei Arbeitsgruppen der Universität Karlsruhe) parallel erar-
beitet. Damit sollte das Spektrum unterschiedlicher Lösungsmög-
lichkeiten für einen Standort erweitert und das Instrument der Test-
planungen spezifiziert werden. Es wurde in drei Maßstabsebenen
gearbeitet:

� der Übersichtsebene mit den leitenden Gedanken des Nutzungs-
konzeptes im Maßstab 1:5000/1:10000

� der konzeptuellen Ebene mit dem vorgeschlagenen Nutzungskon-
zept im Maßstab 1:2500 und

� der Vertiefungsebene mit der Ausformung eines für das Konzept
wichtigen, zentralen Bausteins im Maßstab 1:500.

Wesentliches Ziel und gleichzeitig Vorteil der Testplanung ist es, durch
die Diskussion verschiedener Entwicklungsmöglichkeiten ein stabiles
Nutzungskonzept für den Standort zu finden und vor diesem Hinter-
grund zu erkennen, welche Informationen und welches Wissen zur
Klärung der relevanten Probleme und Konflikte notwendig ist. Dadurch
kann u.a. das  - bei komplexen Fragestellungen oft praktizierte -
Anhäufen unnötiger Informationen vermieden werden.
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Vorstudien für 10
ausgewählte
Standorte

Für 10 Standorte wurden in Vorstudien die Randbedingungen einer
Wiedernutzung konkretisiert, d. h. es wurden alternative Nutzungs-
möglichkeiten unter den Aspekten Städtebau, Kosten, Finanzierung,
Vermarktung geprüft und Strategien zur Wiedernutzung abgeleitet. Bei
der Auswahl der 10 Standorte für die Vorstudien wurde Wert darauf
gelegt, ein möglichst breites Spektrum von unterschiedlichen Flächen-
typen zu berücksichtigen, um zu verallgemeinerbaren Aussagen zu
kommen.

Die detaillierte Auseinandersetzung mit den Einzelstandorten zeigt die
wesentlichen Hemmnisse auf, die einer Aktivierung entgegenstehen.

Es kann  zwischen

� den materiellen Hemmnissen (Aspekte Kosten, Finanzierung, Ver-
marktung, Altlasten, Infrastrukturdefizite, usw.) und

� den institutionellen Hemmnissen (wie z. B. unzureichende Kommu-
nikation der Akteure, unklare Planungsziele).

Dort, wo städtebauliche Nutzungskonzepte unterschieden werden, er-
weisen sich die vorgesehene Nutzungen oft als wirtschaftlich nicht
tragfähig oder nicht nachfragegerecht.

Das Hauptproblem lag in vielen Fällen an unterschiedlichen Interes-
senslagen ( z.B. der Preisvorstellungen), sowie einer fehlenden Kom-
munikation bzw. gescheiterten Verhandlungen zwischen den Akteuren.

5. Strategien und Handlungsfelder
Fünf Handlungs-
felder

Auf der Grundlage der Übersicht und der Erkundungen sowie den Er-
gebnissen der Vorstudien und der Testplanung wurde ein Handlungs-
konzept erarbeitet.

Ausgegangen wurde von den bereits laufenden zahlreichen Aktivitäten
der Stadt zur Förderung der Innenentwicklung. In der Diskussion über
neue Strategien  wird von folgenden fünf Handlungsfeldern einer
Kommune ausgegangen:

� Organisation

� Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit/Marketing

� Stadtplanung/Stadterneuerung

� Flächenmanagement/Liegenschaftspolitik

� Altlasten.

Dabei werden eine Reihe konkreter Empfehlungen gemacht, die als
Bausteine für ein Förderprogramm zur Stärkung der Innenentwicklung
in Stuttgart eingesetzt werden können.
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Handlungsfeld 1:
Organisation

Nachhaltiges Bauflächenmanagement ist eine Daueraufgabe und erfor-
dert eine eigene Operationsbasis. Dazu gehören eine Übersicht über
die verfügbaren Flächenpotenziale, die Festlegung von Prioritäten und
Maßnahmen zur Entwicklung der in Frage kommenden Areale sowie
die Beobachtung der tatsächlichen Entwicklung. Um diese Aufgabe
durchführen zu können, bedarf es einer besonders intensiven, koor-
dinierten Zusammenarbeit der dafür zuständigen Stellen der Stadt-
verwaltung. Es wird daher vorgeschlagen:

� Die ressortübergreifende Koordination des Flächen- und Projekt-
managements in der „Arbeitsgruppe NBS“ wird im Rahmen der
Stadtentwicklungsplanung weitergeführt.

Als Instrument zur Unterstützung der Arbeiten wurde eine internetge-
stützte Informationsplattform erstellt, die die Möglichkeit einer regel-
mäßigen Fortschreibung und Aktualisierung eröffnet. Es wird vor-
geschlagen

� Die NBS-Informationsplattform wird regelmäßig aktualisiert und
weiter ausgebaut.

Mit diesem Instrument kann eine Lagebeurteilung zum erreichten
Stand der Innenentwicklung als Grundlage für eine regelmäßige
Erfolgsbilanz.

Es wird vorgeschlagen:
� Ein regelmäßiger Lagebericht zum Stand der Aktivierung der

Bauflächenpotenziale in Stuttgart wird erarbeitet.

Die Entwicklung wichtiger Einzelprojekte kann durch organisatorische
Maßnahmen unterstützt werden. Dafür sind weitere stadtinterne „Pro-
jektleiter“ (Beispiel Burgholzhof, Grenadierkaserne) zu benennen und -
vor allem bei Großprojekten - eigene Entwicklungsgesellschaft ein-
zurichten. Insbesondere die Förderung einer stärkeren Zusammenar-
beit zwischen öffentlicher Hand und privaten Unternehmen („Public-
Private-Partnership“ – Beispiel: STEP Vaihingen) wird als eine Möglich-
keit angesehen, die Leistungsfähigkeit zu verbessern und Erfahrungen
privater Unternehmer zu nutzen. Es wird empfohlen:

� In jedem Einzelfall wird ein geeignetes Verfahren für die Projekt-
entwicklung definiert und entschieden, ob ein externer Entwick-
lungsträger eingeschaltet werden soll.

Handlungsfeld 2:
Kommunikation
und Öffentlich-
keitsarbeit

Bei der Innenentwicklung hat man es mit vielen Akteuren und daraus
resultierenden unterschiedlichen Interessen zu tun. Neue Wege der
Kommunikation, aber auch der Konfliktlösung müssen für ein aktives
Bauflächenmanagement gesucht werden (Kommunikation zwischen
Verwaltung - Investoren - Bürgern). Ziel muss es sein, die „Kräfte“ zu
bündeln und die Entwicklung im Sinne eines nachhaltigen Bauflächen-
managements zu beschleunigen.

Öffentlichkeitsarbeit, Marketing, Beratung von Investoren, Akqui-
rierung von Fördermitteln etc. soll verstärkt fortgeführt werden.
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Dazu wird vorgeschlagen:
� Die auf der Grundlage der NBS-Informationsplattform generierte

Internetpräsentation wird zur Öffentlichkeitsarbeit eingesetzt und
regelmässig aktualisiert.

� Das Instrument der „Zukunftsoffensive“ hat sich als neue Ge-
neration eines Rahmenkonzeptes für die Innenentwicklung (stark
umsetzungs- und beteiligungsorientiert) mit einer ausgeprägten
Marketingkomponente bewährt (Beispiele FIT Wangen, Zukunft-
sinitiative Vaihingen/Möhringen) und wird für weitere Standorte,
mit dem Fokus auf Wirtschafts- und Wohnbauförderung ange-
wandt.

Handlungsfeld 3:
Stadtplanung /
Stadterneuerung

Aufgrund der zahlreichen potenziellen Entwicklungsflächen ist es not-
wendig, sich auf jene Areale zu konzentrieren, die für die Entwicklung
einzelner Stadtteile oder für die Gesamtstadt von zentraler Bedeutung
sind. Die NBS-Informationsplattform trägt zur Übersicht bei und unter-
stützt die Identifizierung solcher Standorte.

Es wird vorgeschlagen:

� Die Aktivitäten der Stadt werden auf die – aus der NBS-Übersicht
abgeleiteten – besonderen Schwerpunkte der Innenentwick-
lung gelenkt.

Dies sind:

� Stadtraum Neckartal über City Prag nach Feuerbach und Zuffen-
hausen (alte Industrieachse)

� Gebiet Stuttgart 21

� Gewerbegebiete in Vaihingen/Möhringen sowie im Bereich Weilim-
dorf, und

� die Einzugsbereiche von S- und U-Bahnhöfen mit besonderen Ent-
wicklungspotenzialen (Feuerbach, Zuffenhausen, Bad Cannstatt,
Vaihingen, Möhringen).

Besondere Aufmerksamkeit sollte - entsprechend dem Nutzungs-
konzept für Olympia 2012 - dem Neckarraum gewidmet werden. Mit
der Entwicklung der dort vorhandenen Areale besteht die Chance, die
Stadt zum Wasser zu öffnen.

Für die genannten räumlichen Schwerpunkte werden Leitvorstellungen
konkretisiert und Vorgaben zur Qualitätssicherung für eine  „nach-
haltige“ Entwicklung (Förderung von qualifizierten Dichten, Nutzungs-
mischungen, zentralen Lagen und Umweltstandards) erarbeitet.

Im einzelnen wird vorgeschlagen:

� Konkretisieren der Leitlinien für die Gewerbe- und Wohnungsbau-
entwicklung in Strukturkonzepten für die räumlichen Schwer-
punkte.

� Verstärkter Einsatz informeller Planungsverfahren (Vorstudien,
Testplanungen, Zukunftsoffensiven) für ausgewählte Standorte ins-
besondere zur Qualifizierung der Nutzungsziele und der Umset-
zungsstrategien.
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� Einsatz von zeitlich begrenzten ad-hoc-Organisationen für beson-
ders bedeutsame Gebiete, z.B. für die Entwicklung des Neckarrau-
mes.

Handlungsfeld 4:
Flächenmana-
gement / Liegen-
schaftspolitik

Die kommunale Liegenschaftspolitik ist ein zentraler Baustein für ein
aktives Flächenmanagement.

Dazu wird vorgeschlagen:

� Einrichtung eines revolvierenden Grundstücksfonds als Grund-
lage für eine aktivere Liegenschaftspolitik für die Innenent-
wicklung. Ziel ist es, die Wiedernutzung langjähriger Brachflächen
zu beschleunigen und - beispielsweise durch einen Zwischenerwerb
- den städtischen Einfluss auf die zukünftige Nutzung zu ver-
größern.

Handlungsfeld 5:
Altlasten

Altlasten haben sich als ein wesentliches Hemmnis der Innenentwick-
lung erwiesen. Durch Sanierung dieser Altlasten wird die Bodenqualität
und die Grundwasserqualität im Innenbereich der Städte verbessert
und damit ein wichtiger Beitrag zu einer nachhaltigen Stadtent-
wicklung geleistet.

Dazu wird vorgeschlagen,

� Die Untersuchung und Sanierung innerstädtischer Brachflächen
entsprechend den aktuellen Vorschlägen des Umwelt- und Ver-
kehrsministeriums sind als Fördertatbestände in den kommunalen
Altlastenfonds Baden-Württemberg aufzunehmen und mit der
Städtebauförderung abzugleichen. Der städtische Altlastenfonds
wird flankierend dazu finanziell besser ausgestattet.

Förderung von
beispielhaften
Einzelprojekten
der Innenent-
wicklung

Neben den Maßnahmen zu den einzelnen Handlungsfeldern sowie den
Maßnahmen in den Schwerpunktprojekten der Innenentwicklung
(Stuttgart 21, Neckarprojekt/Olympia 2012, City Prag, s.o.) wird vor-
geschlagen, besonders geeignete Einzelprojekte verbunden mit be-
sonderen inhaltlichen Zielsetzungen mit besonderem Nachdruck zu
verfolgen und sie exemplarisch umzusetzen:

� Standort Wasserwerk als Beispiel für die Entwicklung eines Um-
nutzungsgebietes in prominenter städtebaulicher Lage.

� Postareal Nordbahnhofstraße als Modell für die Entwicklung ei-
nes innerstädtischen Wohn- und gemischten Quartiers.

� Modellprojekt Gewerbehof im Zusammenhang mit der Zu-
kunftsoffensive für das Gewerbegebiet Stuttgart-Weilimdorf (alter-
nativ: Bad Cannstatt, Wangen).

� Bahnhof Möhringen als Modellprojekt für die Entwicklung eines
Bahnhofsumfeldes.
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Bausteine für ein
nachhaltiges

Bausteine
für ein nachhaltiges Bauflächenmanagement

Bauflächen-
management
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� NBS-Informationsplattform regelmäßig aktualisieren und weiter aus-
bauen.

� Jährlichen Lagebericht erarbeiten

� Referatsübergreifende Koordination des Flächen- und Projektmanagements
in der „Arbeitsgruppe NBS“ weiterführen
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� Aktivitäten der Stadt auf Schwerpunkte der Innenentwicklung konzen-
trieren. Dies sind:

� Stadtraum Neckartal/Olympia 2012, über City Prag nach Feuerbach
nach Zuffenhausen (alte Industrieachse)

� Gebiet Stuttgart 21

� Gewerbegebiete Vaihingen / Möhringen und Weilimdorf

� die Einzugsbereiche von S- und U-Bahnhöfen

Besondere Aufmerksamkeit soll dabei dem Neckarraum gewidmet werden.

� Geeignete informelle Planungsverfahren (Vorstudien, Testplanungen,
Zukunftsoffensiven etc.) als Mittel zur besseren Lageerkundung einsetzen.

� Geeignete Verfahren für die Projektentwicklung (z.B. Einsetzung eines
internen Projektbeauftragten oder eines externen Entwicklungsträgers)
festlegen.

Z
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n � Revolvierenden Grundstücksfonds für die Innenentwicklung einrichten

� Städtischen Altlastenfonds finanziell besser ausstatten.

� Marketing, Beratung und Information intensivieren.

� Beispielhafte Einzelprojekte mit besonderem Nachdruck fördern, z.B.
Areal des ehemaligen Wasserwerks, Postareal Nordbahnhofstraße,
Modelprojekt Gewerbehof Weilimdorf, Bahnhof Möhringen.

6. Zentrale Empfehlungen und Ausblick

Als Fazit aus der Bearbeitung des Projektes NBS, insbesondere aus
den in Kapitel 5 formulierten Handlungsempfehlungen, werden fol-
gende zentrale Empfehlungen abgeleitet:

� Nachhaltiges Siedlungsflächenmanagement ist eine Dauer-
aufgabe. Dazu gehört die regelmäßige Fortschreibung der
Übersicht über die Bauflächenpotenziale, die Abstimmung
zentraler Handlungen und Entscheidungen zu ihrer Aktivie-
rung  und die Bilanzierung der Wirkungen. Es wird vorge-
schlagen, - zunächst für einen Zeitraum von drei Jahren –
eine fachübergreifende Arbeitsgruppe NBS einzusetzen, die
Übersicht regelmäßig zu aktualisieren und jährlich einen
Lagebericht zum Stand der Bauflächenmanagements als
Entscheidungsgrundlage für den Gemeinderat anzufertigen.
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� Wegen der Vielzahl der Areale ist es für die Stadt
notwendig, ihre Aktivitäten auf besondere Schwerpunkte
der Innenentwicklung zu konzentrieren und dafür beson-
dere Verfahrensweisen einsetzen. Dies wird zunächst für
den für die Innenentwicklung in Stuttgart besonders
wichtigen Neckarraum empfohlen.

� Für ein aktives Bauflächenmanagement der Stadt sind zu-
sätzliche Ressourcen erforderlich. Durch die bessere Aus-
stattung der Grundstückspools, der Altlastensanierung, aber
auch des Marketings und der gezielten Förderung von Ein-
zelprojekten können wesentliche Impulse für die Innenent-
wicklung erwartet werden.

Ausblick /
Offene Fragen

Mit dem Projekt NBS liegt ein Praxisbeispiel dafür vor, wie nachhalti-
ges Bauflächenmanagement als kommunale Daueraufgabe gestärkt
werden kann.

Die Stadt besitzt mit der Informationsplattform ein neues Instru-
ment, das eine aktuelle Übersicht über die vorhandenen Bauflächen-
potenziale ermöglicht.

Mit den Bausteinen für ein nachhaltiges Bauflächenmanagement kann
- je nach Gemeinderatsbeschluss und Finanzlage der Stadt - ein mehr
oder weniger offensives Förderprogramm für die Innenentwicklung
bzw. den Stadtumbau zusammengestellt werden.

Die Empfehlungen sind in wesentlichen Teilen übertragbar auch auf
kleinere Städte. Es ist nur die Standardsoftware erforderlich. Die
Handlungsfelder kleinerer Kommunen sind ähnlich strukturiert.

Der Erfolg der kommunalen Flächenressourcenmanagement hängt al-
lerdings ab von der

� verstärkten Regionalisierung des Flächenmanagements und der

� verstärkten Förderung durch Land und Bund.

In drei Kommentaren von externen Experten (Reiß-Schmidt/München,
Dr. Wentz/Frankfurt, Prof. Maurer/Zürich) wird der besondere Stel-
lenwert des Projektes auch für die bundesweite Diskussion zum Thema
kommunales Flächenressourcenmanagement hervorgehoben.

Für Fragen, die im Projekt selbst nicht hinreichend beantwortet werden
konnten, soll eine ca. einjährige Konsolidierungsphase durchgeführt
werden, in der unter anderem ein erster Lagebericht erarbeitet werden
soll. Desgleichen soll in dieser Zeit ein Wissenstransfer insbesondere
mit den laufenden Forschungsprojekten der Landesanstalt für
Umweltschutz erfolgen.
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1. Einführung

1.1 Ausgangslage Stadt Stuttgart

Stuttgart ist Kernstadt eines heute noch dynamisch wachsenden Wirt-
schaftsraumes. Kennzeichnend dafür ist ein anhaltender Siedlungs-
druck. Es besteht nach wie vor große Nachfrage nach Büro- und
Wohnbauflächen.

Die Einwohnerzahl ist in den letzten Jahren nahezu konstant geblie-
ben. Städtebauliches Ziel ist es, diese Einwohnerzahl (ca. 590.000
Einwohner) zu halten. Wohnungspolitisches Ziel ist es, dafür jährlich
2.000 neue Wohneinheiten zu schaffen.
Die aktuelle Einwohnerstatistik geht unter dieser Maßgabe von einer
geringen Einwohnerabnahme von - 15.000 Einwohnern bis 2015 aus.
Die Beschäftigtenzahl soll auf heutigem Niveau (ca. 420.000 Beschäf-
tigte) stabilisiert werden, was bei dem anhaltenden Strukturwandel
der Wirtschaft zusätzliche gewerbliche Bauflächen, insbesondere für
Büroarbeitsplätze erfordert.

Grenzen des
Siedlungsflächen-
wachstums
erreicht

Mit ca. 50 % besiedelter Fläche ist in Stuttgart die Grenze des Sied-
lungsflächenwachstums nahezu erreicht.

Während in den 60er und 70er Jahren noch jährlich über 100 ha Frei-
flächen überbaut wurden, ging der Flächenverbrauch in den 90er Jah-
ren auf ca. 25 ha pro Jahr, also auf ca. ein Viertel des früheren
Flächenverbrauchs zurück. Im Flächennutzungsplan 2010 sind für die
Entwicklungen in den nächsten 10 bis 15 Jahren noch insgesamt ca.
130 ha Neubauflächen enthalten. Dies entspricht der Fläche, die in den
60er Jahren in Stuttgart in einem Jahr verbraucht worden ist.

Siedlungsflächen-
entwicklung
Landeshauptstadt
Stuttgart
1900 - 2080
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Trotz des immensen Flächenwachstums in den letzten 50 Jahren hat
der sparsame Umgang mit Fläche in Stuttgart Tradition. Stuttgart ist
mit einer Einwohnerdichte von 5.300 Einwohnern je km² besiedelter
Fläche (53 Einwohner je ha) eine der am dichtest besiedelten
Großstädte in Deutschland. Der Siedlungsflächenverbrauch ist mit 170
m² Siedlungsfläche je Einwohner (Landesdurchschnitt 450 m²)
vergleichsweise niedrig.

Stuttgart ist mit seinem hohen Waldanteil (ein Viertel der Gemarkung
entspricht ca. 100 m² pro Einwohner) gleichzeitig als eine sehr grüne
Stadt bekannt. Nicht zuletzt die besondere topographische Lage erfor-
dert zukünftig eine Organisation der Stadtentwicklung ohne zusätzli-
chen Flächenverbrauch.

Erste Erfolge dafür sind bereits erkennbar. Der Bauboom der vergan-
genen Jahre, insbesondere der Bau großer Bürokomplexe, fand weit-
gehend auf Bestandsflächen im Inneren der Stadt statt.

Satellitenphoto
Stuttgart
Ausschnitt

Flächennutzungs-
plan 2010 –
Vorrang der
Innenentwicklung

Im Flächennutzungsplan 2010 für die Landeshauptstadt Stuttgart wird
der Innenentwicklung ein deutlicher Vorrang vor der Inanspruchnahme
von Neubauflächen eingeräumt: „Die stadtverträgliche Nut-
zung/Umnutzung und ggf. Nachverdichtung vorhandener Wohn- und
Gewerbegebiete wird die wichtigste Aufgabe der Stadtentwicklung in
Stuttgart sein. Flächen, auf denen z. B. die bisherigen gewerblichen
Nutzungen in der Folge wirtschaftlicher Strukturveränderungen aufge-
geben werden, sollen möglichst rasch einer Wiedernutzung zugeführt
werden.“

Im Flächennutzungsplan 2010 ist ein Flächenbedarf von 5,5 Mio. m²
Geschossfläche für Wohnen und Gewerbe zugrunde gelegt. Es wird da-
von ausgegangen, dass der Bedarf weitgehend durch Bauflächenpo-
tenziale im Bestand gedeckt werden kann.
Das Verhältnis von Innenentwicklung zu Außenentwicklung beträgt
nach dem FNP-Entwicklungskonzept 4:1 (als Indikator für eine nach-
haltige Stadtentwicklung gilt bundesweit gemäß ExWost ein Verhältnis
von 3:1).
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Bauflächen-
potenziale
FNP 2010

Bauflächenpotenziale und Bedarf in Mio. m2 Geschossfläche

Quelle: Flächennutzungsplan 2010

Der konsequente Vorrang der Innenentwicklung ist wesentlicher Bau-
stein des FNP 2010 zur Sicherung einer „nachhaltigen“ Stadtent-
wicklung.
„Nachhaltig“ bedeutet darüber hinaus nach den Grundsätzen des FNP
2010 vor allem eine optimale „qualifizierte Dichte“ zu sichern, die Nut-
zungsmischung von Wohnen, Arbeiten und Infrastruktur zu fördern
sowie zentrale Lagen und Standorte im Einzugsbereich von S- und
Stadtbahn aufzuwerten und die Umweltstandards (Luft, Lärm, Grün-
versorgung) zu erhöhen. Damit soll die besondere Stadtqualität Stutt-
garts - die hohe Dichte bei gleichzeitig hoher Standortqualität - ge-
sichert und für die Zukunft weiterentwickelt werden.

Praktische Um-
setzung des FNP-
Entwicklungs-
konzeptes

1.2 Aufgabenstellung und Ziele des
Forschungsprojektes

Das Entwicklungskonzept des Flächennutzungsplans setzt voraus, dass
die nachgewiesenen Bauflächenpotenziale im Bestand innerhalb des
Planungszeitraumes auch aktiviert werden können. Mit dem Projekt
NBS soll die praktische Umsetzung dieses Entwicklungskonzeptes
unterstützt werden.

Zentrales Anliegen ist es, Methoden und Umsetzungsstrategien für ein
nachhaltiges Bauflächenmanagement zur Stärkung der Innenent-
wicklung der Landeshauptstadt Stuttgart zu erarbeiten. Es sollen stra-
tegieorientierte Typologien der Bauflächenpotenziale gebildet werden,
die es ermöglichen, die Erkenntnisse auf andere Städte und Gemein-
den zu übertragen. Mit gebietsbezogenen Strategien soll eine raschere
Aktivierung von Bestandsreserven erreicht und damit die Inan-
spruchnahme neuer Flächen im Sinne einer nachhaltigen Flächenpolitik
reduziert werden.

Die Bauflächenpotenziale sollen hinsichtlich der notwendigen Strategie
zur Aktivierung typisiert werden. Dies ermöglicht die Übertragung der
Erkenntnisse auch auf andere Städte und Gemeinden.
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Einzelziele Folgende Einzelziele werden mit dem Projekt verfolgt:

� Verminderung des Boden- und Flächenverbrauchs im kommunalen
Bereich.

� Realisierung eines auf dem Prinzip der Nachhaltigkeit entwickelten
FNP der neuen Generation.

� Verbesserung des Informationsflusses über Brachflächen.

� Ermittlung und Überwindung von Hindernissen bei der Reaktivie-
rung gewerblicher Brachen in Privateigentum.

� Erarbeitung eines auf kontinuierliche Fortschreibung angelegten
Informationserfassungs- und Kommunikationssystems.

� Erste Schritte hin zu einer positiven Angebotsplanung im Bestand.

� Optimierung der Kommunikations- und Entscheidungsprozesse.

� Systematische Erkundung der disponiblen Flächen für Innenent-
wicklung, Typisierung der Potentiale und Darstellung der zeitlichen
Abläufe bis zur Realisierung.

� Schaffung einer strategischen Übersicht für die Siedlungsentwick-
lung nach Innen.

Bausteine des
Projektes

Zentrale Bausteine des Projektes sind:

� eine umfassende Bestandserhebung der im Stadtgebiet vor-
handenen Bauflächenpotenziale und eine Verbesserung des Infor-
mationsflusses zwischen allen Beteiligten. Dazu ist vorgesehen, für
alle Standorte mit Bauflächenpotenzialen Gebietspässe anzulegen;

� Aufbereitung dieser Informationen in einer fortschreibungs-
fähigen Informationsplattform und Aufbau einer Internetprä-
sentation. Die Aktualität der Informationsplattform soll dadurch
gesichert werden, dass die zuständigen Sachbearbeiter ver-
schiedener Ämter aktiv mit dem Instrument der Informations-
plattform arbeiten.

� Erarbeitung von Strategien und Konzepten zur Aktivierung
von Entwicklungspotenzialen. Ziel ist es, eine bessere Mitwir-
kungsbereitschaft aller Beteiligten, insbesondere bei der
Aktivierung privater Bauflächenpotenziale, zu erreichen und recht-
zeitig kommunale Handlungsmöglichkeiten und notwendige Vorlei-
stungen für eine zügige Bebauung aufzuzeigen; z. B. durch die
Aufhebung infrastruktureller Defizite, die Schaffung des notwen-
digen Planungsrechts, die Erkundung bestehender Altlasten etc.

Vorgehensweise Die Laufzeit des Projektes betrug zwei Jahre. Die Organisation der Ar-
beit entsprach den Leitlinien für das Projektmanagement der Landes-
hauptstadt Stuttgart (PLUSS). Projektpartner waren das Institut für
Städtebau und Landesplanung der Universität Karlsruhe, die Kom-
munalentwicklung LEG Baden-Württemberg GmbH und die Landes-
hauptstadt Stuttgart (Stadtplanungsamt, Stabsabteilung Wirtschafts-
und Arbeitsförderung, Amt für Stadterneuerung und Amt für Um-
weltschutz).
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Die Projektbegleitung erfolgte durch eine 4-6 wöchentlich tagende
Projektgruppe mit Vertretern der Projektpartner und der beteiligten
städtischen Ämter sowie eine halbjährlich tagende Projektlenkungs-
gruppe (Teilnehmer: Baubürgermeister, Wirtschafts- und Arbeitsför-
derer, Amtsleiter der beteiligten Ämter, sowie die Vertreter der Pro-
jektpartner).

Die Arbeit erfolgte in drei Phasen:

� Phase 1: Erhebung der Flächenpotenziale – Herstellen der Über-
sicht, Pilotphase (2./3. Quartal 2001).

� Phase 2: Konzeptions- und Konzentrationsphase mit der Erar-
beitung von Vorstudien und einer Testplanung (4.Quartal 2001 –
2.Quartal 2002) sowie einem Workshop am 16./17.5.2002

� Phase 3 ab Mitte 2002: Umsetzungs- und Fortschreibungsphase
mit Fertigstellung des Abschlußberichtes.

Das Forschungsprojekt wurde Anfang April 2003 mit dem Schlussbe-
richt abgeschlossen.

Als Ergebnis liegt eine Informationsplattform als ständiges Werkzeug
für die Akteure innerhalb der Verwaltung und ein Handlungskonzept
zur verstärkten Förderung der Innenentwicklung in Stuttgart vor. Der
Gemeinderat wird darüber entscheiden, in welcher Form die zentralen
Empfehlungen aus diesem Projekt weitergeführt werden.
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Kennziffern
Stuttgart

Flächennutzung (12/2001)

Gesamtfläche
davon Siedlungsfläche
Entwicklung der Siedlungsfläche:

1991-1995
1996-2000
          2001

20.734 ha
50 %

+ 50 ha/a
+ 30 ha/a
+ 18,5 ha

Bevölkerung  (31.12.2001)

Insgesamt
Entwicklung: 1991-1995

1996-2001
Einwohnerdichte
Siedlungsfläche / Einwohner

589.960 E
- -3.280 E
- -4.200 E
2.830 E/km²

170 m²/E

Wohnungen (31.12.2001)

Insgesamt
Entwicklung: 1991-1995

1996-2001
Wohnfläche/Einwohner
Zunahme m²/Jahr

290.350 WE
+ 2.500 WE/a
+ 2.000 WE/a

38,5 m²/E
+ 0,5 m²/E./Jahr

Beschäftigte (12/2001)

Sozialversicherungspfl. Beschäftigte
Sonstige (Beamten etc.) geschätzt
Insgesamt
Geschossfläche je Beschäftigte
Zunahme m²/Besch./Jahr
Bautätigkeit insg. 1970-2000

          2001

353.800 B
66.200 B

420.000 B
70 m²/B

+ 0,6 m²/B./a
450.000m² GF/a

330.000m² GF
Stadtplanungsamt Stuttgart 61-3/September 2002
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1.3 Einführung in das Thema

Die Geschichte der europäischen Stadtplanung ist seit dem Fall der
Stadtmauern vor über 150 Jahren vom Zuwachs der Siedlungsfläche
geprägt. Mehr als die Hälfte alles Gebauten ist in den meisten europäi-
schen Ländern in den letzten fünfzig Jahren entstanden.

Die Gründe dafür sind vielfältig. Waren es zu Beginn starke und durch
die Industrialisierung angetriebene Zunahmen der städtischen Bevöl-
kerung und neuer Gewerbegebiete und Industrieanlagen, so hat sich in
unseren Tagen der Flächenverbrauch von der Bevölkerungsentwick-
lung längst abgekoppelt.  Vor etwa fünfzig Jahren betrug der mittlere
Verbrauch an Geschossfläche im Wohnen beispielsweise 12 m² pro
Kopf, während er gegenwärtig in Deutschland im Mittel gegen 45 m²
tendiert. In der Schweiz beispielsweise ist dieser Wert schon seit Jah-
ren überschritten. In Zürich, einer Stadt mit knappen Angebot an
günstigen Wohnraum, beträgt der Wert 52 m². Vieles deutet darauf-
hin, dass für die Zukunft mit immer noch stetiger Zunahme dieser für
die Stadtplanung so wichtigen Kennziffer zu rechnen ist. Die Auswei-
tung der Siedlungsfläche für das Wohnen hat schon längst die Stadt-
grenzen übersprungen und erreicht heute in den großen Regionen den
zweiten oder dritten Gürtel des Umlandes aller großen Städte.

Ungebremstes
Wachstum der
Siedlungsflächen

Auch im Bereich der Flächen für Industrie, Gewerbe, Gross- und Ein-
zelhandel sowie Freizeiteinrichtungen zeichnet sich keine Entspannung
ab. Obwohl durch den Wandel der Produktionsbedingungen Flächen in
den inneren Gebieten der Städte und Regionen frei wurden, ist eine
weitere Ausweitung der Siedlungsfläche für solche Zwecke zu
beobachten. Ebenso ist zu beobachten, dass Unternehmungen, die auf
Transport und Logistik angewiesen sind, traditionelle, schienengebun-
dene Standorte verlassen, um sich im Bereich von Knotenpunkten der
Hochleistungsstrassen niederzulassen.

Es besteht unter Fachleuten der raumbedeutsamen  Professionen und
der Politik schon seit geraumer Zeit große Einigkeit darüber, dass
diese Entwicklung so nicht weiter gehen kann. Allen Programmen, ge-
setzlichen Grundlagen und Beteuerungen zum trotz konnte der Zer-
siedelung dennoch kein Einhalt geboten werden.

Durch weitere Flächeninanspruchnahme bei gleichzeitig enger werden-
der Stadtgrenzen, jedenfalls in den großen Städten, der Möglichkeit
abnehmender Bevölkerung, nicht nur in den Peripherien, ist die Dis-
kussion neu belebt worden. Auch durch die Nachhaltigkeitsdiskussion
ist das Thema  breiteren Kreisen geläufig. Dennoch: Der haushälteri-
sche Umgang mit dem Boden ist eine der zentralen und bisher unge-
lösten Aufgaben der Raumentwicklung. Der Flächenverbrauch wird be-
ziffert. Er beträgt in Deutschland täglich gegen 130 ha pro Tag und soll
nach den Vorstellungen der Regierung in den nächsten zwanzig Jahren
auf 30 ha und in fünfzig Jahren auf Null zurückgeführt werden. Damit
soll eine eigentliche Kreislaufwirtschaft für den Boden angestrebt wer-
den. Für viele klingt dieses Ziel utopisch. Die jüngsten Hochwasserer-
eignisse verdeutlichen jedoch, dass durch menschliche Aktivitäten, wie
die Versiegelung des Bodens durch bauliche Anlagen, durch die
weitere Verdichtung landwirtschaftlicher Böden oder durch klimatische



Seite 22 1 Einführung

Veränderungen die scheinbar gebändigte Natur entfesselt werden
kann. Die über viele Jahre schleichenden Entwicklungen führten
schlagartig zu verheerenden Schäden und machen weiten Kreisen
bewusst, dass vorausschauende und grenzüberschreitende Raum- und
Umweltplanung ein zentrales Erfordernis ist, auch aus ökonomischen
Gründen. Vermutlich reichen die gesetzlichen Grundlagen bei weitem
aus, um die damit verbundenen Aufgaben zu erfüllen. Es wird deshalb
vor allem darauf ankommen, durch aktionsorientierte Vorgehenswei-
sen mit den raumbedeutsamen Akteuren, seien dies nun private oder
öffentliche, gemeinsam nach integrierten Lösungen zu suchen.

Primat der
Innenentwicklung

Aus Sicht der für die Raumentwicklung zuständigen Akteure besteht
die Mindeststrategie darin, den haushälterischen Umgang mit dem
Boden in jeder erdenklichen Weise zu fördern und dabei der Innen-
entwicklung den Vorrang vor Außenentwicklung zu geben. Damit ist
gemeint, dass vorhandene innere Reserven des Siedlungsgefüges ak-
tiviert werden sollen, bevor neue Siedlungsflächen, neue „Grüne Wie-
sen“, in Anspruch genommen werden. Dies betrifft große Städte,
mittlere und kleine Städte und Gemeinden in gleicher Weise, wenn
auch mit unterschiedlichen Beitrag.

Wenn Instrumente und Verfahren der Raumentwicklung über fast zwei
Jahrhunderte darauf ausgerichtet waren, Siedlungsflächenerweiterung
in einigermaßen geordnete Bahnen zu lenken, ist die Überwindung da-
mit verbundener Denkmuster eine nicht zu unterschätzende Aufgabe.
Dazu kommt, dass Aufgaben der Innenentwicklung weit schwieriger zu
lösen sind, als jene der Außenentwicklung. Eine weit höhere Konflikt-
dichte, viele einzuhaltende Randbedingungen, ungeklärte Fragen von
Altlasten sind die materielle Seite. Komplizierte Verfahren, deutlich
mehr zu beteiligende Akteure, unklare Kompetenzen und Verantwort-
lichkeiten werfen zahlreiche operative Fragen auf.

Besondere
Planungs-
verfahren

Auf der anderen Seite ermutigen Erfolge mit informellen Planungsver-
fahren bei der Innenentwicklung in verschiedenen Städten des In- und
Auslandes, aber auch neue instrumentelle Möglichkeiten durch den
Einbezug moderner Informationstechniken, die schwierigen Fragen an-
zugehen. Mit dem Förderprogramm des Ministeriums für Umwelt und
Verkehr bestand eine besondere Gelegenheit auf gesamtstädtischer
Ebene die schwierigen Fragen der Innenwicklung anzugehen. Von
vornherein wurde dabei den operativen Fragen großer Wert beigemes-
sen.

Stuttgarter
Initiative

Vor ungefähr zwei Jahren ergriff deshalb die Landeshauptstadt Stutt-
gart die Initiative, um die Innenentwicklung verstärkt anzugehen und
dabei auch methodische und instrumentelle Fragen zu klären. Im Rah-
men des Förderungsprogramms BW Plus wurde ein Antrag zum Nach-
haltigen Bauflächenmanagement gestellt und Anfang 2001 genehmigt.
Das Institut für Städtebau und Landesplanung der Universität
Karlsruhe wirkte dabei als Partner mit und unterstützt die Akteure in
der Erstellung der für die Aufgabe bedeutsamen Übersichten, der
Durchführung besonderer Erkundungsverfahren und zeichnet für die
wissenschaftliche Begleitung und Auswertung des Projektes verant-
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wortlich. Mit der Kommunalentwicklung wurde ein Partner einbezogen,
der bei der Entwicklung der städtischen Flächen über große Erfahrun-
gen verfügt.

Übersicht
schaffen und
wahren

Die Mobilisierung der für die Innenentwicklung in Frage kommenden
Landflächen setzt voraus, dass man über eine Übersicht der entspre-
chenden Areale verfügt. Nur aus der Übersicht heraus ist die Beurtei-
lung der Möglichkeiten der Siedlungsentwicklung dieser Areale zweck-
mäßig, werden Zusammenhänge zwischen den Arealen und der Umge-
bung deutlich und kann letztendlich eine raumplanerische Strategie
entwickelt werden. Die Erstellung zweckmäßiger Übersichten, die in
der Regel bei planerischen Aufgaben vernachlässigt wird, ist ein An-
lass, die in die Aufgabe involvierten Akteure zusammen zu bringen,
über die mit der Übersicht und der Entwicklung einzelner Areale ver-
bundenen Fragen zu erkennen und vor allen Dingen, ein möglichst
vollständiges Bild von der Lage zu erhalten.

In Stuttgart wurden im Innenbereich, für Viele überraschend, relativ
rasch neue in Frage kommende Flächen erkundet. Dies lag an den
guten Vorarbeiten, aber auch der Kooperationsbereitschaft der Mitwir-
kenden. Von Anfang an kam es darauf an, dass die Ergebnisse für die
Beteiligten jederzeit verfügbar waren und ohne viel Aufwand aktuali-
siert werden konnten. Die Entwicklung einer internetfähigen Informa-
tionsplattform, welche dem Institut für Städtebau und Landesplanung
oblag, gelang innerhalb weniger Monate. Durch ihren modularen Auf-
bau konnte sie schrittweise weiterentwickelt und den Wünschen der
Benutzer entsprechend angepasst werden. Diese Startphase ist für
Unternehmungen dieser Art sehr kritisch. Es besteht und bestand auch
in Stuttgart die Gefahr, dass die zahlreichen zu lösenden technischen
Fragen den eigentlichen Zweck der Aufgabe in den Hintergrund treten
lassen. Beim Erstellen der Übersicht die Übersicht zu verlieren kann
dadurch begegnet werden, dass technische Fragen nicht losgelöst von
den inhaltlichen Fragen betrachtet werden dürfen. Sie müssen  und
dies ist eine auch in Stuttgart bestätigte Erfahrungen innerhalb des-
selben Teams gelöst werden. Die Werkzeuge müssen den Aufgaben
angepasst werden und nicht umgekehrt. Es wäre deshalb äußerst un-
zweckmäßig, bei einer Fortführung der Arbeiten Instrument und Inhalt
voneinander trennen zu wollen.

Über 300
Standorte mit
Potenzialen

Auf über 300 Standorten wurden Areale mit über 500 ha Grundfläche
und einer potenziellen Geschossfläche von gegen 5 Mio. qm sichtbar.
Bei einer ausschließlichen Nutzung für Wohnzwecke, was natürlich
nicht wünschenswert ist, entspräche dies bei 50 m² Geschossfläche
pro Einwohner zusätzlichen 100.000 Einwohnern ohne dass neue
Siedlungsfläche verbraucht werden müsste. Bei gleichbleibender Ein-
wohnerzahl würde damit bei einem jährlichen Wachstum von 0.5 m²
pro Einwohner und Jahr, wiederum nur bei ausschließlicher Verwen-
dung für Wohnzwecke, die gegenwärtige Einwohnerzahl über 20 Jahre
gehalten werden können.
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Räumliche Stand-
orte mit
Potenzialen

Aus der räumlichen Verteilung der Flächenstandorte wird erkennbar,
dass diese sich nicht wild im Stadtgebiet verteilen, sondern an jenen
Bereichen der Stadt konzentriert sind, die in den letzten Jahren und
Jahrzehnten eine besondere Wandlung, vor allem aufgrund wirtschaft-
licher Veränderungen, erfahren haben. Im Wesentlichen befinden sich
die Areale im ehemaligen Industriegürtel der Stadt, der sich von Zuf-
fenhausen/Feuerbach bis in den Neckarraum zieht und für die Stadt-
entwicklung außerordentlich interessante Perspektiven eröffnet. Denk-
bar ist z.B. eine forcierte Erneuerung des Neckarraumes, wie sie ja in
Olympiaplanungen der Stadt schon angedacht ist, doch auch ohne
diesen Anlass sollten die möglichen Qualitäten dieses Raumes für die
Stadtentwicklung erlebbar und nutzbar gemacht werden können.

Dies allein ist natürlich aus der reinen Übersicht der Flächen heraus
nicht beurteilbar. Zu groß ist auch die Gefahr, dass man bei der Er-
stellung von Übersichten oberflächlich bleibt, die vorhandenen Schwie-
rigkeiten und Konflikte nur unzureichend kennenlernt und damit Er-
wartungen erweckt, die sich bei einer ersten genaueren Untersuchung
als Illusionen erweisen können. Aus diesem Grund ist es bedeutsam,
die exemplarische und im besten Sinne entwerferische Auseinander-
setzung mit räumlichen Gegebenheiten zu suchen und durch eine
Konkurrenz von Ideen mögliche Spielräume, Konflikte, aber auch
Chancen auszuloten. Das Entwickeln von Übersichten, die Durchfüh-
rung und die exemplarische Auseinandersetzung mit den realen Pro-
blemen in einer aufgelösteren Maßstabsebene bedingen sich deshalb
nach allen planerischen Erfahrungen gegenseitig.

Testplanungen Es wurde deshalb gemeinsam und von vornherein vorgesehen, dass
durch diese exemplarische Prüfung Testplanungen möglich wird, dabei
bewusst aber noch keine Festlegungen getroffen werden, in welchen
Bereichen der Stadt und an welchen Standorten die Auseinanderset-
zung mit den Fragen der räumlichen Entwicklung gesucht wird. Erst
auf Grund der Übersicht wurde allen Beteiligten klar, dass die Ent-
wicklung des Neckarraumes eine für die Stadtentwicklung Stuttgarts
sehr bedeutsame Aufgabe sein könnte. Den Auftakt dazu, und gewis-
sermaßen eine Schlüsselstelle, bildet die sogenannte Wasserwerksflä-
che, die wir mit drei unterschiedlichen Teams im Rahmen eines beson-
deren informellen Verfahrens untersucht haben. Dabei zeichnete sich
ab, dass für das ca. 7 ha große Areal ganz unterschiedliche Möglich-
keiten der zukünftigen Nutzung bestehen, die im Zusammenspiel mit
den vorhandenen Qualitäten im Bereich der Quellen und des Bades,
des reizvollen Stadtgebietes Villaberg, dem Zusammenspiel mit dem
Wasser und den bereits vorhandenen Infrastruktureinrichtungen exis-
tieren.

Konzentration
der Kräfte

Selbstverständlich ist es nicht möglich, in allen Gebieten gleichzeitig
Erfolge zu erzielen. Dazu reichen die begrenzten Ressourcen nicht aus,
und es wäre auch gar nicht zweckmäßig, alles koordinieren zu wollen.
Vielmehr ist die Konzentration der Kräfte auf bestimmte für die Ge-
samtstadtentwicklung und gegebenenfalls für die Region bedeutsame
Gebiete erforderlich. Aus verschiedenen Untersuchungen ist bekannt,
dass auch der Verband Region Stuttgart mehr und mehr den haus-
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hälterischen Umgang mit dem Boden in den Vordergrund stellen will
und damit eine regionale Strategie der Innenentwicklung verfolgt wird.
Der Landeshauptstadt Stuttgart, die diese Innenentwicklung mit den
Arealen im Bereich des Bahnhofes durch die Tieflage und damit frei-
werdender Flächen in der Größenordnung von 100 ha schon vor ge-
raumer Zeit begonnen hat, und mit dem Projekt Nachhaltiges Bauflä-
chenmanagement ausweitet, kommt in der Region und darüber hinaus
eine Signalwirkung zu.

Innenentwicklung
als Daueraufgabe

Damit eine Verstetigung der Innenentwicklung erreicht werden kann,
muss Innenentwicklung als Daueraufgabe verstanden werden. Dazu
sind organisatorische und technische Voraussetzungen zu schaffen, die
partiell und auf Zeit durch den Einsatz von ad-hoc-Organisationen für
besonders schwierige Aufgabe verstärkt werden können.

Jährlich sollte der Fortgang der Arbeiten bilanziert werden. Erfolge und
Misserfolge sollten nicht unerwähnt bleiben. Jedenfalls aber wäre es
wünschenswert, durch geeignete Kennziffern Fortschritte der Arbeit
belegen zu können. Die für die räumliche Planung in Stuttgart zustän-
digen Stellen verfügen dabei über ein sehr solides Datenmaterial.

Den politischen Mandatsträger der Landeshauptstadt sollte über den
Stand der Innenentwicklung regelmäßig durch entsprechende Über-
sichten berichtet werden. So können sich Schritt für Schritt eine „Kul-
tur“ und ein „Klima“ für Innenentwicklung etablieren, die zum fakti-
schen haushälterischen Umgang mit einer unserer wichtigsten Lebens-
grundlagen, dem Boden, führen kann.
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Anforderungen an
die Übersicht

2 Erkundung der Fächenpotenziale

2.1 Methodik

Die Erfassung von Bauflächenpotenzialen ist bestimmt durch den Vier-
klang von Raum, Zeit, Organisation und Ressourcen. Die Anforderung
an eine Übersicht besteht demzufolge darin,
� die Potenziale räumlich zu lokalisieren,
� den frühestmöglichen Zeitpunkt der Marktzuführung sowie mögli-

cher Hemmnisse zu identifizieren,
� die beteiligten Akteure wie Eigentümer und Investoren zu eruieren

sowie
� die erforderlichen finanziellen Ressourcen für bspw. Planungen und

Arealankauf zu quantifizieren.

Diese Übersicht sollte schnell verfügbar sein und größten Wert auf die
Weiterverfügbarkeit legen. Auf Bearbeiterebene sollten die Informatio-
nen ohne spezielle Software am Rechnerbildschirm pflegbar sein,
während auf Entscheiderebene ohne spezielle Softwarekenntnisse die
Ergebnisse abrufbar sein mussten.

Flächentypen Vorab gilt es jedoch zu definieren, welche Areale als Baupotenziale er-
fasst werden sollen. Übereinstimmend wurde innerhalb der beteiligten
Projektpartner davon Abstand genommen, ein Baulückenkataster zu
erstellen. Vielmehr sollten Flächen erfasst werden, die bei einer Ent-
wicklung auch im städtebaulichen Umfeld eine Verbesserung hervor-
rufen. Demzufolge sollten nur Areale erfasst werden, auf denen min-
destens 2.000 m² Geschossfläche realisiert werden kann. Für kleinere
Areale wird seit 1990 in Stuttgart ein Baulückenkataster aufgebaut
und ein Baulückenprogramm durchgeführt. Bei der Erhebung wurden
die Potenziale in sechs Typen unterteilt.
I traditionelle Baulücke im Innenbereich oder das Areal wurde vor-

her nie baulich genutzt
II Brachfläche, nicht mehr genutzte, brachliegende Grundstücke
III untergenutzte Grundstücke (weniger als 1/3 der rechtlich mögli-

chen Nutzung ausgeschöpft)
IV ungenutzte Reservefläche einzelner Betriebe
V Umnutzungsfläche, inkl. Konversionsflächen
VI Neubauflächen

Nicht erfasst werden sollten
� Potenziale, die erst längerfristig umgesetzt werden können bzw.

noch nicht spruchreif sind (wie Burgholzhof III, Hafengebiet,
Gaswerkareal)

� die kleinen, aber in der Summe erheblichen Bauflächenpotenziale
durch Nachverdichtung z.B. in Wohngebieten der 60er und 70er
Jahre

� Überbauung von Verkehrstrassen
� reine Stadtumbauprojekte ohne neue Bauflächenpotenziale (z.B.

Kronen-, Zeppelin-Carree)
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Es sind also bewusst keine „spektakulären“ Projekte aufgenommen
worden. Es kann davon ausgegangen werden, dass Potenziale durch
heute noch nicht absehbare Entwicklungen ''nachwachsen'' werden.

Beteiligte an der
Lageerkundung

Die Identifikation und Ersterhebung der Areale sollte auf Basis von
Informationen aus der Stadtverwaltung erfolgen. Administrativ ist
Stuttgart in 23 Stadtbezirke aufgeteilt. Für jeden Bezirk gibt es im
Stadtplanungsamt je einen Bezirksplaner und Geometer verteilt auf
insgesamt vier Planungsabteilungen. Des weiteren erwartete man vom
Amt für Stadterneuerung, der Stabsabteilung Wirtschafts- und Arbeits-
förderung sowie vom Amt für Umweltschutz Kenntnisse über die Lage
von Baupotenzialen, nebst Fakten und Hintergründen über deren
Schwächen und Stärken.

Ablauf der
Erhebung

Für die Erhebung wurden Masken
vorbereitet, über die Informatio-
nen zu den Potenzialen erfasst
werden konnten. Für die räumliche
Lokalisierung wurde zunächst auf
eine digitale Erfassung verzichtet.
Stattdessen sollten auf Karten im
Maßstab 1:5.000 die Areale farb-
lich markiert werden, um sie im
Nachgang in ein Geoinformations-
system zu übertragen.

Den oben genannten Informationsgebern gingen die Erhebungs-
masken und Karten im Vorfeld des dreitägigen Erhebungsmarathons
zu. Während dieser drei Tage Anfang April 2001 ging man im
Untergeschoss des Stadtplanungsamtes in Klausur mit den Karten an
den Wänden und den Erhebungsmasken an zwei Computerstationen.
Wurden zunächst die Areale auf den Karten markiert und nummeriert,
kamen die zugehörigen Informationen via Erhebungsmasken an den
Computern in eine Datenbank. Bezirk für Bezirk wurde so mit den
Planern und Geometern durchforstet. Die anderen Ämter (OB/82, 36,
68) wurden über die Ergebnisse der Erhebung in Kenntnis gesetzt, um
diese mit ihrem Wissen zu ergänzen. Am Ende der drei Tage waren
rund 160 Areale in einer Datenbank erfasst und auf Karten markiert.

Konsequenzen
aus der Erhebung

Bereits während dieser drei Tage kristallisierten sich zwei Aspekte her-
aus. Bei der Menge an identifizierten Potenzialen gestaltete sich die
komplette Erhebung gemäß der gewünschten Merkmale als sehr zeit-
aufwändig, so dass man sich darauf verständigte nur eine reduzierte
Erfassung mit Grundinfos vorzunehmen, um die weiteren Merkmale
später zu ergänzen. Nur so war der knapp gehaltene Zeitplan zu hal-
ten. Des weiteren entstand der Eindruck, dass nicht jedes Potenzial als
solches bei den Mitarbeitern der Verwaltung präsent war. Auf
Nachfrage wurden Hinweise von Kollegen auf Potenziale als richtig
bestätigt. Demzufolge war der Ansatz richtig, die Ersterhebung zwar
als Momentaufnahme zu betrachten, den Schwerpunkt im Projekt aber
auf die Fortschreibbarkeit zu legen.
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Überführung der
raumbezogenen
Daten in ein GIS

Das Stadtmessungsamt der Stadt Stuttgart bietet eine hervorragende
Datenbasis, so dass es sich anbot, die Informationen auf den Karten
digital in ein Geoinformationssystem zu überführen. Als Hintergrund-
karten dienten die digitale Stadtkarte (DSK 2500) und Luftbilder im
kleinräumigen Bereich, während für die Orientierung im Stadtraum
der Stadtplan zur Verfügung stand. Alle digitalen Daten lagen im
GK3Format (GaussKrüger, 3. Streifen) vor, so dass eine Überlagerung
und das Arbeiten in unterschiedlichen Maßstäben möglich war. Die
Digitalisierung erfolgte außerhalb der Stadt Stuttgart durch Mit-
arbeiter der Universität Karlsruhe.

Als Außenstehender ohne genaue
Ortskenntnis erschien es bei Be-
trachtung der Luftbilder oftmals
nicht plausibel, warum ein Areal als
Potenzial identifiziert wurde, wäh-
rend ein benachbartes Grundstück
mit der gleichen Charakteristik nicht
in der Datenbank aufgeführt war.
Man verständigte sich intern darauf,
diese letztendlich 140 Areale trotz-
dem als Polygon zu erfassen ohne
ihnen eine laufende Nummer zuzu-
weisen. Das Ergebnis war ein
Streuselkuchen einerseits von Are-
alen, die in der Datenbank durch
Angehörige der Stadtverwaltung er-
fasst und rot visualisiert waren und
solchen Bereichen, die (von Exter-
nen identifiziert) als gelb in den Plä-
nen dargestellt wurden [s. Beispiel
Feuerbach]

Diskussion der
„gelben“ Flächen

Bereits Ende April konnten erste Auswertungen aus der Erhebung in
einer internetgestützten Datenbank und in einem geographischen
Informationssystem im Rahmen einer Projektgruppensitzung vorge-
stellt werden. Diskussionsgegenstand waren jedoch die „gelben“
Flächen auf den Plänen. Sofort wurde die Kompetenz von Externen zur
Beurteilung eines Potenzials in Zweifel gezogen und dies auch mit
Beispielen unterlegt. Ein Fehler bei den Externen lag bspw. darin, dass
die Luftbilder zwei Jahre „alt“ waren und Areale bereits wieder bebaut
bzw. umgenutzt waren. Andererseits wurden Flächen identifiziert, die
als „Tabuflächen“ galten, an die man nicht ran dürfte. Auch „aus-
sichtslose“ Fälle, bei denen keine Chance auf Ankauf und Entwicklung
der Areale gesehen wurde, waren darunter. Neben diesen genannten
Beispiele blieben immer noch eine erhebliche Anzahl „gelber“ Flächen
übrig, so dass man sich darauf verständigte verwaltungsintern diese
als Anregungen aufzunehmen und mit den zuständigen Stellen zu
prüfen.
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Ergebnisse der
Bestandserhe-
bung

Ziel des Projektes war es nicht, eine Momentaufnahme zu dokumentie-
ren. Vielmehr sollte durch die Fortführbarkeit der internetgestützten
Arbeitsplattform eine Lagebeurteilung in regelmäßigen Abständen er-
möglicht werden. Demzufolge wurde auch nicht der Anspruch erhoben,
gleich zu Beginn alle Potenziale zu erfassen, sondern dies als Prozess
der Erkundung zu betrachten. Grob lässt sich die Erfassung der
Bauflächenpotenziale in drei Phasen gliedern

� Ersterhebung (04. bis 06. April 2001)

� Konsolidierung der Übersicht (bis Ende Juni 2001)

� Einbindung in den geregelten Verwaltungsablauf (seit Juli 2001)

Ersterhebung
4. bis 6.04.2001

Insgesamt 169 Areale mit rund 170 ha Fläche wurden in nur drei Ta-
gen von den Bezirksplanern und Geometern zusammengetragen und
in der Datenbank erfasst. Zu diesem Zeitpunkt stand nur eine Erhe-
bungsmaske zur Verfügung, die das Eintragen aller Merkmale erlaubte.
Da den Mitarbeitern des Stadtplanungsamtes nicht alle Informationen
zur Verfügung standen und die Zeit mehr als knapp bemessen war,
enthielt die Datenbank zum Abschluss der Ersterhebung überwiegend
nicht komplett ausgefüllte Infoblätter. Bereits beim Erfassen konnte
man aus der Diskussion heraus erkennen, dass die Frage „Wann ist ein
Areal ein Potenzial?“ im weiteren Verlauf des Projektes konkretisiert
werden musste. Die Frage beinhaltete zum einen den Aspekt des
Flächentyps (darf man ungenutzte Flächen auf Werksgeländen als
Vorhalteflächen erfassen?) und Status (verbietet eine Bauvoranfrage
schon die Bezeichnung als Potenzial?).

Konsequenz aus
der Ersterhebung

Für die Pflege der Daten mussten den Mitarbeitern der Verwaltung an-
gepasste Masken an die Hand gegeben werden (siehe Kapitel 2.1). Es
galt nochmals zu konkretisieren, welche Flächen als Potenziale zu
übermitteln sind. Nicht nur unbebaute oder bereits brachgefallene
Flächen sollten im System erfasst werden, sondern durchaus auch
Vorhalteflächen und (bspw. Konkurs-)Verdachtsflächen. Bezüglich
Status wurde Einvernehmen dahingehend erzielt, dass Areale zu er-
heben sind, bei denen noch kein Kran auf der Baustelle steht, da bis
Baufertigstellung und Marktzuführung dies noch als Potenzial be-
zeichnet werden kann.

Konsolidierung
der Übersicht

Das Ziel bestand darin bis Ende Juni 2001 die bei der Ersterhebung er-
fassten Areale zumindest mit den Grundmerkmalen (siehe Kapitel 2.2)
zu versehen. Darüber hinaus erfolgte auf Basis der Luftbildauswertung
ein Abgleich der „gelben“ Flächen. Ergänzt wurde die Übersicht u.a.
durch die Stuttgart 21 Areale, so dass eine Aufstockung auf ca. 250
Areale mit rund 400 ha Fläche möglich war.
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Einbindung in
den geregelten
Verwaltungs-
ablauf

Wie schon bei der Methodik hat sich auch bei der Erfassung selbst die
Theorie der drei Durchgänge bewährt. Ohne großartige und in der Er-
stellung langwierige Softwarepflichtenhefte wurden in einem ersten
Durchgang Erfahrungen gesammelt. Diese Erfahrungen wurden ein-
gearbeitet und führten in einem zweiten Durchgang zur Konsolidierung
der Übersicht, ehe durch die Implementierung in den Verwal-
tungsablauf bis Ende September 2002 über 300 Areale mit rund 500
ha im System erfasst waren.

Fazit Es war richtig, sich nicht nur auf die Ebene der Baulücke bzw. des un-
bebauten Grundstücks zu begeben, da eine Erfassung von Baulücken
den Rahmen des Projektes gesprengt hätte. Die Differenzierung der
Flächen war von Vorteil, da nun auch bspw. Reserveflächen auf Fir-
mengrundstücken erfassbar sind, die bei Erweiterungs- oder Verla-
gerungsvorhaben genutzt werden können.

Die Ergebnisse einer ersten Identifizierung durch die Verwaltung
wurden in einem zweiten Schritt von Externen ergänzt, bevor im
dritten Durchgang ein Abgleich und Austausch zwischen Intern und Ex-
tern stattgefunden hat. Die Mitarbeiter der Verwaltung haben sicher-
lich den besten Überblick und hervorragende Hintergrundkenntnisse
ihrer Stadt. Bisweilen braucht es aber den „unbedarften“ Zutritt durch
Externe, wenn es um „Tabuflächen“ oder „vermoschdete“ Flächen
(dem Stuttgarter Begriff dafür, wenn bereits mindestens eine Bauvor-
anfrage erfolgte oder ein Investor Baubereitschaft signalisierte) geht.

Diese Ergänzung von Unvoreingenommenheit und Detailwissen hat das
Projekt weitergebracht und erlaubte nach nicht mal drei Monaten Pro-
jektlaufzeit eine erste Übersicht mit rund 250 Arealen auf fast 400 ha
Fläche, die passwortgeschützt von den Mitarbeitern der Verwaltung
über das Internet abrufbar waren. Zwischenzeitlich sind es über 300
Areale mit rund 500 ha Grundstücksfläche (Tendenz steigend).

2.2 Auswertung der Erhebung

Nach der räumlichen Verortung der Areale war ein sogenannter Stutt-
garter „Flickenteppich“ zu erkennen. Die roten „Streusel“ auf nachfol-
gender Abbildung sollen anhand einiger inhaltlichen Merkmalen aus-
gewertet werden. Bearbeitungsstand ist dabei der 30.09.2002.
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Stuttgarter
“Flickenteppich”

Die erfassten Potenziale wurden nach folgenden Kriterien ausgewertet:
� Flächengröße,
� Ausweisung im FNP 2010,
� Verteilung über die Bezirke,
� Verfügbarkeit,
� vorhandenes Planungsrecht,
� Eigentümertyp,
� Flächentyp.

Der Aufbau der Grafiken ist immer gleich, so dass die gelben Säulen
die Summe an Grundstücksfläche in Hektar darstellen, während die
blauen Quadrate die absolute Anzahl an Arealen symbolisiert.

Auswertung nach
Flächengröße

Mehr als die Hälfte (173) der erfassten Areale sind kleiner als 1 Hek-
tar, verteilen sich aber mit insgesamt 85 ha auf weniger als 20% der
identifizierten Areale. Mit 243 ha Gesamtfläche bilden die Areale in der
Größenordnung von 1 bis unter 5 ha das Gros der Erhebung.
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Flächengröße

Stand September 2002

Bei den sechs Arealen größer 10 ha handelt es sich um Konversionsflä-
chen (Teilgebiete S 21, Güterbahnhöfe Bad Cannstatt und Feuerbach,
Rangierbahnhof Untertürkheim) sowie als geplante Wohnbaufläche,
um das Gebiet „Hohlgrabenäcker“ in Zuffenhausen.

Ausweisung im
FNP

Stand September 2002

Der Umbruch im gewerblichen Bereich spiegelt sich auch in der Zuord-
nung von Arealen nach Ausweisung im gültigen FNP 2010 wieder. Über
180 ha an Gewerbeflächen sowie weiteren 100 ha an gemischt
nutzbaren Bauflächen wurden als Potenziale identifiziert. Von den
Wohnbauflächen sind rund 60 ha als künftige Wohnbauflächen im FNP
bezeichnet, so dass sich immerhin 80 ha der Areale in Bestands-
gebieten als Wohnbaufläche wiederfinden.

Areale nach Flächengröße
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Auswertung nach
Bezirk

Stand September 2002

Die Auswertung nach Bezirken zeigt Potenziale in den Bezirken der „al-
ten Industrieachse“, die sich vom Neckartal bis nach Zuffenhausen
zieht und bestätigt insofern auch die Umbruchsituation im gewerbli-
chen Bereich. Dennoch finden sich in den meisten Bezirken Möglich-
keiten zur Wohn- oder gemischten Nutzung. Als weitere Schwerpunkte
lassen sich neben den Stuttgart 21-Arealen im Bezirk Nord, die Bezirke
Vaihingen und Möhringen identifizieren.

Auswertung nach
Verfügbarkeit

Stand September 2002

Zum Zeitpunkt der Auswertung waren 26 Areale mit einer Gesamtflä-
che von 60 ha im Bau. Nach Einschätzung der Bezirksplaner könnten
über 200 Areale mit rund 290 ha innerhalb von fünf Jahren zur Ver-
marktung anstehen, wenn die Rahmenbedingungen dafür geschaffen
würden und bspw. die Eigentümer- oder Altlastensituation geklärt
wäre.
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Auswertung nach
Planungsrecht

Stand September 2002

Interessant bei der Auswertung nach Planungsrecht ist die Tatsache,
dass für mehr als drei Viertel der identifizierten Potenziale bereits ein
rechtskräftiger Bebauungsplan bzw. eine Baustaffelzuordnung vor-
handen ist. Dies ist sicherlich ein erstes Indiz dafür, dass es für die
Mobilisierung von Innenentwicklungspotenzialen nicht mehr ausreicht,
Planungsrecht in Form eines Bebauungsplans zu schaffen in der
Hoffnung, dass sich Investoren daran halten und der Rest durch den
Markt geregelt wird.

Auswertung nach
Eigentümertyp

Stand September 2002

Mehr als die Hälfte der Areale (181) liegt komplett in privater Hand.
Rechnet man noch die Flächen hinzu, an denen Private zumindest be-
teiligt sind, dann sind dies insgesamt über 300 ha bzw. 60 %. Berück-
sichtigt man, dass unter „öffentlich“ bspw. auch noch die Deutsche
Bahn AG geführt wird, dann wird deutlich, dass nur von der Landes-
hauptstadt Stuttgart ausgehende Initiativen auf stadteigenen Grund-
stücken nicht ausreichen werden, um den Anspruch des Flächennut-
zungsplans zu erfüllen, auch wenn im Dezember 2002 weitere Stutt-
gart 21-Areale von der Landeshauptstadt Stuttgart aufgekauft wurden.
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Auswertung nach
Flächentyp

Stand September 2002

Die Auswertung nach Flächentypen soll genutzt werden, um die einzel-
nen Typen exemplarisch vorzustellen. Insbesondere kleinere Areale
finden sich als Flächentyp I. Erfasst werden sollen dort Baulücken mit
einem Potenzial von mindestens 2.000 m² an realisierbarer Ge-
schossfläche. Andererseits können dies auch baulich vorher nie ge-
nutzte Areale sein.

Flächentyp I
Heerstraße

Es handelt sich bei dem Beispiel um ein Areal mit über 4.000 m² in der
Vaihingener Heerstraße. Eine private Baugesellschaft möchte dort in
einem allgemeinen Wohngebiet (WA) 35 Wohneinheiten errichten.

Als Beispiel für eine Brachfläche (Flächentyp II) dient die ehemalige
Zuckerfabrik in Bad Cannstatt. Das derzeit bestehende Planungsrecht
als Gewerbegebiet (Ge) resultiert noch aus der ehemaligen Nutzung.
Das Areal liegt in einem Sanierungsgebiet und ist von der Altlasten-
situation als Verdachtsfläche ausgewiesen.
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Flächentyp II
Zuckerfabrik

Auch städtische Grundstücke werden als Potenziale erkannt. So für
den Flächentyp III (untergenutzte Areale) das Stadtreinigungsamt im
Bezirk Ost. Dort könnten auf 2,5 ha rund 100 WE entstehen. Im Flä-
chennutzungsplan 2010 ist das Areal als MV-Fläche ausgewiesen.
Dieses Beispiel gehört in die Kategorie der längerfristigen Potenziale.

Flächentyp III
Stadtreinigungs-
amt

Als ungenutzte Reserveflächen auf Grundstücken sind u.a. Parkplätze
zu nennen. Als Beispiel dient hier die Plieninger Straße. Einer Toch-
tergesellschaft der Daimler Chrysler gehört dieser Bereich. Bei Preisen
von über 550€ in der Bodenrichtwertkarte handelt es sich hierbei um
recht kostspielige Abstellmöglichkeiten.

Flächentyp IV
Plieninger Straße
(Süd)
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Flächentyp V
Güterbahnhof

Einen Spezialfall stellt der Typ VI (Neubauflächen) dar. Hier sind nicht
nur im FNP 2010 als geplante Wohnbauflächen ausgewiesene Areale
erfasst (60 ha), sondern auch Baugebiete, die bereits per Bebauungs-
plan verbindlich überplant sind. Aufgrund ihrer Lage werden sie aber
als Neubauflächen kategorisiert, wenn sie nicht mehr als 80 % aufge-
siedelt sind.

Flächentyp VI
Hohlgrabenäcker

2.3 Ergebnisse

Ziel der Erkundungsphase war es, Muster zu erkennen, aus denen für
die weitere Bearbeitung ausgewählte Areale identifiziert werden soll-
ten. Die zunächst Stuttgarter „Flickenteppich“ genannte Übersicht ließ
sich dabei in räumliche Schwerpunkte gliedern. Zusammen mit den
nutzungsbezogenen Schwerpunkten ergab sich daraus die Basis für die
weitere Vorgehensweise.

Es lassen sich räumlich vier Bereiche identifizieren:
� Vaihingen / Möhringen im Süden
� Weilimdorf im Nordwesten
� Stuttgart 21 und
� die alte Industrieachse vom Neckartal über Feuerbach/ Zuffenhau-

sen.
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Bei den erstgenannten Schwerpunkten handelt es sich um strukturelle
Veränderungen innerhalb relativ junger Gewerbegebiete, die vor allem
in den 50er und 60er Jahren aufgesiedelt wurden.
Erhebliche Potenziale ergeben sich durch das Projekt Stuttgart 21. Ein
weiterer Schwerpunkt bildet die alte Industrieachse vom Neckartal
über Feuerbach/Zuffenhausen.

Nutzungsbe-
zogene
Schwerpunkte

Während es bei den Umstrukturierungen in bestehenden Gewerbege-
bieten relativ eng gesteckte Rahmenbedingungen gibt, bietet das
Umfeld von S-Bahnhaltstellen oder gar des Hauptbahnhofs ganz an-
dere Gestaltungs- und Nutzungsmöglichkeiten. Hier bedarf es eines
sorgfältigen Abwägens, ob verdichtetes Wohnen oder Büronutzung,
Freizeiteinrichtungen oder auch Schulen am besten platziert sind.
Testplanungen erlauben hierfür ein erstes Ausloten der Möglichkeiten
und Widerstände. Eine besondere Situation stellt sich für den Neckar-
raum dar. Sollte sich Stuttgart für eine Öffnung zum Wasser hin ent-
scheiden, wären auch hier die Nutzungsmöglichkeiten mannigfaltig.



2 Erkundung der Flächenpotenziale Seite 39

Flächenpotenziale – Informationsplattform-
Datenbank (Stand Dez 2003)

500 Hektar/ 300 Standorte davon 95 ha Stuttgart21
5,5  Mio. m2 Geschossfläche davon 1,3 Mio. m2   S 21

Bautätigkeit 1980-2000 in Stuttgart:
0,5 Mio. m2 GF pro Jahr
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3 NBS-Informationsplattform

3.1 Anforderung und Aufbau

Um die Ziele des FNP 2010 im Hinblick auf die Innenentwicklung zu
verwirklichen ist eine Gesamtübersicht über die vorhandene bzw. die
vorgesehene Baupotenziale im Bestand besonders wichtig. Für den
Aufbau dieser Übersicht sind folgende Anforderungen notwendig:

a) Vernetzung von Innenentwicklungsinformationen
Die Informationen über Potenziale sind auf verschiedene Fachämter
nach Fachgebieten verteilt. Andererseits sind verschiedene Bezirks-
planer für bestimmte Stadtbezirke zuständig. Um die Übersicht zu
schaffen, müssen die verteilten Informationen vernetzt werden. Die
Vernetzung erfolgt in beide Richtungen: Fachspezifisch und bezirks-
spezifisch.

b) Fortschreibungsfähige Informationsplattform
Die Übersicht über Innenentwicklungspotenziale ist keine Moment-
aufnahme. Die Potenziale sollen regelmäßig aktualisiert werden, um
die Übersicht zu wahren. Von daher ist die Fortschreibung der Über-
sicht genau so wichtig wie ihre Herstellung.

c) Vernetzung von Innenentwicklungsakteuren
Die Zuständigkeit für Innenentwicklung ist über verschiedene Ämter in
der Landeshauptstadt Stuttgart verteilt z.B. Stadtplanungsamt, Stabs-
abteilung Wirtschafts- und Arbeitsförderung, Amt für Umweltschutz,
Amt für Stadterneuerung usw. Außerdem sind räumliche Zuständig-
keiten im Stadtplanungsamt über vier Abteilungen bzw. 23 Bezirks-
planer und Geometer verteilt. Aus dem Blickwinkel der Informations-
technik kann man die Akteursaufgaben folgendermaßen zuordnen:

1. INFORMATIONSANBIETER
1.1Bezirkspsezifisch
1.2 Fachspezifisch
1.3Geographische

Informationen

2. INFORMATIONSVER-
BRAUCHER
2.1Stadtinterne

Entscheidungsträger
2.2 Investoren
2.3Bürger

d) Dezentraler und differenzierter Zugriff
Um die oben genannten Akteure intern und extern zu vernetzen ist ein
dezentraler Zugriff notwendig. Darüber hinaus spielen die verschie-
denen Akteure verschiedene Rollen, deshalb muss der Zugriff nach Be-
nutzergruppen differenziert werden, z.B. das Eingeben und Bearbeiten
von Informationen. Das stellt neben der aus der Skizze deutlich wer-
denden Ebenen eine dritte Dimension dar.
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e) Offenes System
In der EDV-Landschaft der Landeshauptstadt Stuttgart sind ver-
schiedene Informationssysteme vorhanden z.B.
� SIAS (Spatial Information & Access Service)
� ISAS (Informationssystem Altlasten Stuttgart)
� ALB (Automatisiertes Liegenschaftsbuch) usw.

Weitere standardisierte Programme werden  ebenfalls genutzt:
� GIS Programme AutoCAD MAP - Arc View –
� Datenbanken usw.

Diese zahlreichen Systeme stellen eine erhebliche Informationsquelle
für NBS dar. Die NBS-Plattform muss mit den internen Datenbanken,
GIS Anwendungen und Netzen austauschfähig sein, ansonsten wird die
NBS Informationsplattform eine Insel in der EDV-Landschaft der Lan-
deshauptstadt Stuttgart. Deshalb ist Informationsaustauschmöglichkeit
eine grundsätzliche Anforderung an NBS. Die Aufnahme bzw. die
Ausgabe von geographischen und alphanumerischen Informationen
muss gewährleistet sein.

f) Multi-medial
Obwohl geographische und alphanumerische Informationen wichtige
Teile der planerischen Informationen darstellen, sind weitere Arten von
Informationen notwendig, z.B. Planunterlagen, Protokolle, Entschei-
dungen, Artikel, Bilder, Videos usw. Aus diesem Grund ist die Unter-
stützung verschiedener Informationsformate als grundsätzliche Anfor-
derung an die NBS Informationsplattform vorgesehen. Benutzer sollten
in der Lage sein, alle Dokumentarten durch allgemein vorhandene An-
wendungen zugänglich zu machen.

Konzept und
Umsetzung der
NBS-Infor-
mationsplattform

Basierend auf den oben erwähnten Anforderungen werden das Inter-
net und seine innovativen Techniken als Grundlage für das vorge-
schlagene System verwendet, da es jede dieser Anforderungen erfüllt:
� Es verbindet die verteilten Informationen der unterschiedlichen

Akteure (das Konzept von Hypermedia).
� Es bietet Zugang für unterschiedliche Akteure unabhängig von Zeit

und Ort mit unterschiedlichen Zugriffsberichtigungen.
� Es ermöglicht, die Informationen mit minimalem Aufwand online

aktualisieren zu können.
� Durch ein strukturiertes Konzept können die gleichen Informatio-

nen in unterschiedlichen Kontexten präsentiert werden, ohne dop-
pelte Erfassung.

� Es unterstützt unterschiedliche Informationsarten und Formate,
gleichzeitig verwendet es seine einfache standardisierte Sprache
(HTML).

Die Vernetztheit, die Flexibilität und die Dynamik der Werkzeuge, die
mit dem Internet vorhanden sind, bieten eine ausgezeichnete Platt-
form für die zu liefernden interaktiven Echtzeitinformationen innerhalb
und außerhalb der Stadtverwaltung. Wenn man das Internet als
kooperative Arbeitsplattform verwendet, gelten allerdings folgende
Kriterien, um keine besonderen technischen Anforderungen an die
Endbenutzer zu stellen.
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Der Client sollte nur einen Internetbrowser benutzen müssen, um das
System zu verwenden:
� Das System (auf Nutzerseite) unabhängig von Betriebssystem und

vorhandener Software zu halten.
� Nur Standardmarkierung und standardisierte Skriptsprachen ver-

wenden.
� Keine Beschränkung durch die Verwendung spezifischer Anwen-

dungen.
� Das System muss ohne Plugins benutzt werden können.

Das oben vorgeschlagene System wurde am Backend mit einer MS Ac-
cess Datenbank auf einem Windows 2000 Server entwickelt. Funktio-
nen und Werkzuge wurden mit Javascript geschrieben. Die vollstän-
dige Anwendung läuft in Active Server Page (ASP) Umgebung, die die
meisten Skripts auf dem Server durchführt und schließlich standard
HTML zum Client schickt. Dieses Konzept ist von der Technik unab-
hängig. Folglich konnten die gleichen Resultate mit Visual Basic an-
stelle vom Javascript oder PHP anstelle von ASP erzielt werden.

Systemaufbau Zusätzlich zu den üblichen Bestandteilen eines beliebig verteilten In-
formationssystems - Hardware und Netzwerk-Infrastruktur - besteht
die vorgeschlagene Plattform aus vier Hauptbestandteilen:

1. Informationen,

2. Werkzeuge, Modelle und
Funktionen,

3. Benutzeroberfläche und

4. ein Richtlinienschema.

1. Informationen

Strukturierte Informationen eignen sich zur Speicherung in einer Da-
tenbank. Sie werden nach Grundinformationen und weiterführenden
Informationen differenziert. Grundinformationen sind die minimalen
Informationen über ein Flächenpotenzial, unstrukturierte Informa-
tionen können von unterschiedlicher Art sein (z.B. Text, Bilder, Video,
Pläne, Diagramme usw.).

Strukturierte Information Unstrukturierte Information
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c .  M e d ie n v e r w a l t u n g s w e r k z e u g e

H o c h la d e n  v o n  D o k u m e n te n  u n d  D a te iv e rw a l tu n g

d .  V e r w a l tu n g

B e n u tz e r v e r w a lt u n g G r a p h is c h e  In fo r m a t io -
n e n

D ie  B e n u tz e rv e rw a l tu n g  e rm ö g l ic h t  d a s
A n le g e n  n e u e r  B e n u tz e r k o n to s  u n d  k a n n
B e re c h tig u n g e n  n a c h  A k t io n ,  B e z i r k  u n d

F a c h g e b ie t  z u o rd n e n  .

A k tu a l is ie ru n g  d e s  g r a p h i -
s c h e n  Z u g a n g e s  a u f  d e r

B a s is  d e s  S ta n d a rd -
D a te i fo r m a te s  D X F ,  b e i -

s p ie lw e is e  a u s  e in e m  G IS
( in  S tu t tg a r t  A u to c a d  M a p

2 0 0 0 )

Die Informationen wurden modular organisiert. Der modulare Aufbau
ermöglicht, dieselben Informationen in unterschiedlichen Arten darzu-
stellen.

2. Werkzeuge, Modelle und Funktionen
a. D atensatzwerkzeuge
Eingabe Bearbeitung In formationen an-

ze igen

Anlegen einer neuen
F läche in  der D atenbank

Bearbeitung einer vor-
handenen Fläche in  der

D atenbank.

Anzeige  der In for-
mationen über einer

F läche.

b. Inhaltswerkzeuge
Auflisten und sortie ren Suchen A ls Excel ö ffnen

Alle  bisher aufgenom -
menen Areale auflisten.

Durch K licken in  die
Spa ltenköpfe  können
d iese nach en tspre-

chenden Kriterien  sor-
tiert werden (z.B . "Be-

zirk")

Nach bestim mten Krite-
rien suchen (z.B. -

F lächen im Bezirk Vai-
h ingen, die größer a ls

1000 m² sind und kurz-
fristig  zur Verfügung ste -

hen) und Auswahl der
darzustellenden D aten-

fe lder.

D ie E rgebnisliste,
d ie nach den ge-

wählten  E instellun-
gen erzeugt w ird,

kann als eine Excel-
Tabelle  geöffnet

werden, d ie dann in
Excel weite rbear-
beitet und ausge-

wertet werden kann.
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Die Funktionen wurden modular aufgebaut. Dieser modulare Aufbau
ermöglicht, verschiedene Benutzer nach Bedarf zu bedienen und
gleichzeitig die Informationen nach Zuständigkeiten zu verteilen.

3. Benutzeroberfläche

Die graphische Benutzeroberfläche ermöglicht den Zugang zu den un-
terschiedlichen Werkzeugen und Informationen. Die Benutzeroberflä-
che hat folgende Eigenschaften:

a. Sie wird nach Benutzerberechtigungen dynamisch erzeugt.

b. Sie bietet den graphischen
und tabellarischen Zugang
zu den Informationen

c. Die Benutzeroberfläche bietet eine hierarchische Organisation der
Informationen

4. Richtlinienschema

Das Richtlinienschema regelt die vollständige Plattform, einschließlich
der Informationsarchitektur und Benutzerrechte des Zuganges. Be-
nutzer können nach folgenden Gruppen geordnet werden:
� Administrator
� Bearbeiter
� Interner Besucher
� Externer Besucher

Benutzerart Benutzeroberfläche
Gast
Bearbeiter

Administrator
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Der modulare Aufbau der Informationen und Funktionen bietet eine
flexible Administration der Benutzerberichtigungen, so bekommen z.B.
nicht alle Benutzer Bearbeitungsrechte.

Die Bearbeitungsrechte eines Benutzers können geographisch und
fachlich zugeordnet werden, beispielweise:
� Für einen oder mehrere Bezirke alle Fachgebietsinformationen be-

arbeiten (Bezirksplaner)
� Für alle Bezirke bestimmte Fachgebietsinformationen bearbeiten

(Fachspezifisch, z.B. Umweltbelange)
� Für alle Bezirke alle Fachgebietsinformationen bearbeiten (Admi-

nistrator)

Die NBS-Informationsplattform wurde durch ein zweischichtiges Si-
cherheitskonzept geschützt. Die erste Schicht auf Systemebene dient
dem Schutz des ganzes Systems allgemein gegen unberechtigte Be-
nutzer. Die zweite Schutzschicht auf Datenbankebene dient der Ein-
richtung der Benutzeroberfläche nach den persönlichen Berechtigun-
gen des Nutzers.

Beispiel NBS
Infoblatt
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3.2 Gebietspässe

a) Areals-Pass statt Gebiets- und Aktivitätspass

Als Diskussionsgrundlage für die Erhebungsmaske hat die KE im Vor-
feld der Ersterhebung eine Merkmalsliste zusammengestellt, die in
mehreren Durchgängen von der Projektgruppe diskutiert wurde. Ins-
besondere folgende Fragen standen im Vordergrund:
� Welche Merkmale sollen beinhaltet sein?
� Wie sollen die Merkmalsausprägungen gegliedert werden?

Darüber hinaus sind Wünsche auf weitere fachspezifische Merkmale
von verschiedenen Ämtern geäußert und diskutiert worden. Die Merk-
malsliste wurde weiterentwickelt, bis eine umfassende Liste von Merk-
malen zusammengestellt wurde.

Ursprünglich war die Merkmalsliste in einen Gebiets- und einen Aktivi-
tätspass aufgeteilt. Gebietspässe sollen die faktischen Informationen
eines Areals beinhalten, Aktivitätspässe sollten dagegen Informationen
über Aktivitäten der Stadt bezüglich des Areals beinhalten. Diese Tei-
lung hat einen weiteren Grund: Gebietspässe sollten Informationen
beinhalten, die veröffentlicht werden können. Im Gegensatz dazu
sollten Aktivitätspässe interne Information beinhalten, die nicht ver-
öffentlicht werden dürfen. Bei der Umsetzung wurde festgestellt, dass
diese Teilung keinen Sinn macht. Einerseits wird jedes Areal in der
Datenbank als ein Datensatz gespeichert. Anderseits ist die Merk-
malsliste zu aufwändig, um nur in einer oder zwei Eingabemasken zu-
sammengestellt zu werden. Deshalb wurde der modulare Aufbau als
grundsätzliches Konzept genutzt.

b) Modularer Aufbau der Merkmale

Um die Problematik der aufwändigen Merkmalsliste zu überwinden hat
die Projektgruppe entschieden, sie modular aufzuteilen. Die Aufteilung
wurde nach den unterschiedlichen Fachgebieten orientiert. Diese
modulare Aufteilung hat hauptsächlich zwei Vorteile. Erstens kann
jeder Bearbeiter die für ihn interessanten Merkmale zuschalten und die
Maske bei der Informationsbearbeitung anpassen. Zweitens wird da-
durch die Systemadministration erleichtert. Der Systemadministrator
kann für jeden Bearbeiter genau die für ihn passenden Module freige-
ben. Beispiel: Ein Bearbeiter vom Amt für Umweltschutz hat Bearbei-
tungsrechte für alle Merkmale, die Umweltbelange und Altlasten ent-
sprechen, aber keine Bearbeitungsrechte für Merkmale zum Baurecht.

Die Merkmalsliste wurde in folgende Module aufgeteilt:

1. Grundinformationen

2. Preise

3. Derzeitige Nutzung

4. Baurecht

5. Verkehrsanbindung

6. Infrastruktur/ Versorgung

7. Ansprechpartner/-in

8. Zustand des Areals
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9. Eigentumsverhältnisse

10. Umweltbelange

11. Besonderheiten

12. Aktivitäten der Stadt

c) Grund- und Weiterinformationen

Bei der dreitägigen Erhebung hat sich gezeigt, dass die Merkmalsliste
sehr aufwändig ist und nicht von einer Person allein oder in einer Ses-
sion erarbeitet werden kann. Dies hat ergeben, dass eine Aufteilung in
Grundinformation und Weiterinformation notwendig ist. Grundinfor-
mationen sind die minimalen Merkmale, die notwendig sind, um das
Areal zu beschreiben. Diese Merkmale wurden in Modul 1 zusammen-
gestellt. Das Ausfüllen für alle weiteren Merkmale (Module 2 bis 12),
ist nicht für alle Areale erforderlich. Es wurde vereinbart, dass bei der
Eintragung von neuen Potenzialen mindestens die Grundinformationen
eingegeben werden sollen. Die weiteren Informationen sollen nach
Bedarf von Areal zu Areal schrittweise eingegeben werden.

d) Interninformationen und Webinformationen

Bei der Überlegung, Teile von vorhandenen Informationen für be-
stimmte Areale, die für die Stadtentwicklung wichtig sind, ins Internet
zu stellen, waren zwei Hindernisse zu beachten. Erstens dürfen aus
datenschutzrechtlichen Gründen fast alle Informationen, die in der
NBS Datenbank erfasst sind, nicht veröffentlicht werden. Zweitens sind
für die Benutzer außerhalb der Stadtverwaltung oder des Fachgebiets
(z.B. Investoren) die Informationen zu fachlich und abstrakt, um nütz-
lich zu sein. Um diese Schwierigkeiten zu überwinden wurde ein
weiteres Modul (Webinformation) zusammengestellt. Bei diesem Modul
handelt es sich um qualitative Beschreibungen, die für potenzielle In-
vestoren von Bedeutung sein könnten. Diese Webinformation besteht
jeweils aus einem Satz über jedes der oben gennanten zwölf Module.

e) Quantitative Informationen und qualitative
Informationen

Die quantitative Aussage der Datenbankabfrage, dass ein Areal nur
1.000 Meter von einer Autobahnanschlussstelle entfernt liegt, bein-
haltet noch keine qualitative Zuordnung, ob dies einen Vorteil oder
Nachteil darstellt. Erst die Einschätzung des Planers unter Berück-
sichtigung weiterer Informationen aus dem System kann dies als gün-
stige Verkehrsanbindung für gewerbliche Flächen, oder aber als stö-
rende Lärmquelle für Wohnbebauung qualifizieren. Neben dieser be-
wertenden Zuordnung können persönliche Erfahrungen und Meinungen
der Beteiligten nicht in Form von Quantitäten beschrieben werden.
Gründe für scheiternde Entwicklungsversuche wegen einer in Übersee
verteilten Erbengemeinschaft seien hier als Beispiel genannt.
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f) Von der Datenbank zur Informationsplattform

Für ein Areal gibt es nicht nur alphanumerische Informationen, die in
einer Datenbank erfasst werden können, sondern es gibt weitere Do-
kumente und Medien, die ein Areal beschreiben können. Dokumente
sind Bilder, Videos, Pläne, Konzepte, Artikel usw. Die Planer können
direkt diese Medien dezentral verwalten und für andere Beteiligte zur
Verfügung stellen. Minimale Medien für ein Areal sind das Luftbild und
ein Ausschnitt des Stadtplans.

3.3 Fortschreibung

Fortschreibung
der Übersicht

Die Auswertung der Zugriffe und Pflege der Arealinformationen ist
Beleg dafür, dass die NBS-Informationsplattform genutzt und laufend
aktualisiert wird.

Nachfolgende Grafik zeigt die bereinigte Auswertung von Arbeitssit-
zungen je Quartal. Berücksichtigt wurden Zugriffe von Nutzern der
Plattform, die ein Areal öffneten, Inhalte veränderten und wieder an
die Datenbank abschickten. Griff ein Benutzer mehrfach pro Tag auf
einen Arealdatensatz zu, so wurde dies als eine Arbeitssitzung ge-
wertet.

Stand: September 2002

Die einzelnen Phasen der Erhebung und Pflege finden sich dort wieder.
Im Quartal 2/2001 erfolgten die Zugriffe im Rahmen der  Ersterhebung
und bis Ende Juni erfolgte die Konsolidierung. Die anschließende Unter-
brechung ist darauf zurückzuführen, dass zu Beginn der Implemen-
tierungsphase bei den Bearbeitern noch keine Internetarbeitsplätze
verfügbar waren. Es erfolgten zwei Schulungen Anfang und Mitte 2002
durch Mitarbeiter des Stadtplanungsamtes, die auch die Administration
und Betreuung des Systems im Juni 2002 übernahmen. Das dritte
Quartal 2002 stand dann im Zeichen der Pflege und Fortschreibung.
95 % aller erfassten Areale wurden in diesem Zeitraum überarbeitet
bzw. ergänzt. Federführend waren wiederum das Stadtplanungsamt
und das Amt für Umweltschutz, deren Mitarbeiter verstärkt die Infor-
mationen zu den Arealen ergänzten.
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Die nächste Grafik zeigt, dass im Schnitt jedes Areal zwischen vier und
sieben mal über die Projektlaufzeit angepackt und gepflegt wurde. Es
wurde also sehr schnell mit der Grundeingabemaske eine erste Über-
sicht geschaffen, deren Informationsgehalt bei Bedarf vertieft werden
konnte. Bei einer Priorisierung der Areale hinsichtlich ihrer Aktivierung
kann so eine sukzessive Informationsverdichtung erfolgen. Es wurden
keine Datenfriedhöfe für alle Areale erstellt, sondern nur die Informa-
tionen bei Bedarf ergänzt, die der Robustheit des Systems dienten.

Stand: September 2002

Fortschreibung
der graphischen
Darstellung

Ohne allzu sehr in die technische Tiefe vorzudringen sei hier erläutert,
wie die Pflege der graphischen Elemente für die Übersicht konzipiert
und umgesetzt ist. Stuttgart wurde in drei Kacheln (Rechtecke) un-
terteilt, deren geografische Eckkoordinaten in der Datenbank gespei-
chert sind. Diese Kacheln können mit geringem Aufwand aufgrund der
Kenntnis der geografischen Koordinaten aus einem Geoinformations-
system erzeugt werden. Das Web bietet die Möglichkeit verschiedene
Ebenen zu überlagern. Bei Verwendung des GIF-Formates kann die
Hintergrundfarbe der Grafik auf Transparent geschaltet werden, so
dass beim Überlagern immer nur die undurchsichtigen Bereiche der
einzelnen Ebenen angezeigt werden.

Dieser Technik bedient sich die Informationsplattform. Ein Benutzer
kann vom Administrator die Berechtigung erhalten, jede der drei Ka-
cheln, die eine vorgegebene Pixelanzahl (642x501) haben, von seinem
lokalen Arbeitsplatzrechner auf den Webserver hochzuladen. Es gilt
dabei zu unterscheiden zwischen den sichtbaren Ebenen, basierend auf
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oben genannten GIF-Grafiken, und den klickbaren Ebenen, die dem
Rechner signalisieren: wenn über diesem Areal mit der Maus geklickt
wird, dann öffne ein Dialogfeld oder eine Eingabemaske. Auch diese
„clickable map areas“ werden zunächst aus dem Geoinformations-
system als DXF-File erzeugt, in dem neben den geografischen Ko-
ordinaten auch die laufende Nummer des Areals abgelegt wird. Dieses
DXF-File wird nach dem Hochladen in der hinterlegten Datenbank für
die Darstellung in der Plattform umgerechnet. Um die Visualisierung
der Areale aktuell zu halten bedarf es also keinerlei Programmier-
kenntnisse im Webbereich, sondern der Benutzer kann in seiner ge-
wohnten Arbeitsumgebung die Grafiken erzeugen und auf den Web-
server hochladen. Erforderliche Umrechnungen von Gauss-Krüger-Ko-
ordinaten erfolgen im Hintergrund, andererseits bietet das System
aufgrund der Geocodierung eine flexible Anpassung, wenn mehr
Kacheln oder andere Ausschnitte gewählt werden sollen.

Aktualisierung
der Medien

Wie bereits oben beschrieben können auch Bilder, Pläne, Dokumente
oder auch Videosequenzen in digitaler Form den einzelnen Areale zu-
geordnet werden. Auch hierfür ist die Freischaltung durch den Admi-
nistrator erforderlich. Der Bearbeiter gelangt durch Auswahl des
„Medien“-Buttons in den Bereich Medienverwaltung. Können Bilder,
Pläne und Videos in beliebiger Anzahl in die Ordner eingestellt werden,
sind die Anforderungen an das Luftbild und den Stadtplanausschnitt
klar definiert, da diese in der Grundinfomaske verwendet werden. Des
weiteren besteht die Möglichkeit, sich über Umfang, Größe und Aktu-
alität der vorhandenen Dateien zu informieren, sowie sie gegebenen-
falls umzubenennen oder zu löschen. Das Hochladen erfolgt nach dem
gleichen Prinzip wie bei den Grafiken. Der Benutzer wählt Dateien auf
seinem Arbeitsplatzrechner aus, die dann über das Internet auf die
Informationsplattform hochgeladen wird.

Fazit Die Informationsplattform ist so aufgebaut, dass durch die Vergabe
von Rechten durch den Administrator die Anwender in die Lage ver-
setzt werden können, die Visualisierung der Areale sowie deren Um-
setzung als anklickbare Fläche im Browser ohne Programmierkennt-
nisse durchzuführen. Die Benutzerführung erfolgt über einen Stan-
dardbrowser der neueren Generation, so dass auch Medien wie Pläne
oder Bilder dezentral erfasst und auf den Server hochgeladen werden,
um dann über den Browser den anderen Anwendern zur Verfügung zu
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stehen. Die Akzeptanz einer solchen Arbeitsweise innerhalb einer Ver-
waltung ist nicht von vorneherein sichergestellt. Neben den techni-
schen Unzulänglichkeiten von nicht vorhandenen Internetarbeitsplät-
zen über administrative Restriktionen bei der Verwendung von Brow-
sern muss das Hauptaugenmerk auf der Schulung der Anwender lie-
gen. Die Plattform muss von diesen als Unterstützung des täglichen
Planerhandelns erkannt werden, die einem zwar keine Entscheidung
abnimmt, aber aufgrund der Übersicht und der vorhandenen aktuellen
Informationen bei der Entscheidungsfindung unterstützt.

3.4 Weiterentwicklung
Neben der Fortschreibung und Pflege der Daten hat sich im Verlauf des
Projektes gezeigt, dass immer wieder Anregungen von Benutzerseite
zur Weiterentwicklung der Informationsplattform kamen. Nachfolgend
werden die Aspekte vorgestellt, die im Rahmen des Projektes nicht
(mehr) geleistet werden konnten aber aus Sicht der Projektpartner
verfolgenswert erscheinen.
Es gilt dabei zu unterscheiden zwischen Funktionalitäten, die das
„Werkzeug“ Informationsplattform einfacher bedienbar machen und
strategischen Überlegungen.

Erleichterung bei
der Bedienbarkeit
der Informations-
plattform

Während der Einbau von Zoomfunktionalitäten und Hinterlegen von
Luftbildern und digitaler Stadtkarte die Navigation und das Bearbeiten
der Areale erleichtert, ist die Frage des Internetauftritts zur Vermark-
tung von Arealen ebenso wie die Anforderungen an Zeitübersichten in
Form eines Rahmenablaufplans von der Bearbeiterebene losgelöst.
Diese Funktionen unterstützen die Verwaltung bei ihrem Kontakt mit
Investoren (Webauftritt) und bei der Einbindung der politischen Ver-
treter (Rahmenablaufplan).

Unabhängig vom öffentlichen Webauftritt ist geplant die geschützte In-
formationsplattform weiterhin internetbasiert zu unterhalten. Der (ein-
geschränkte) Zugriff externer Projektpartner auf die Inhalte der
Datenbank hat sich bereits in anderen Projekten des Stadtplanungs-
amts bewährt. Bei einer Intranetlösung wären diese Zugriffe nicht
möglich.

Mittelfristig ist die Integration der NBS-Informationsplattform in das
städtische Geoauskunftssystem SIAS geplant. Hier sind jedoch noch
einige technische- sowie Verfahrensfragen zu klären. Ebenso ist die
Webtauglichkeit von SIAS heute noch nicht sichergestellt. Grundsätz-
lich stellt sich hier die Frage, ob man nicht auf die Ergebnisse und
Funktionalitäten der NBS-Informationsplattform aufbauen sollte.

Grundsätzlich gilt bei der Integration der NBS Informationsplattform in
ein bestehendes System ein „Verschlechterungsverbot“. Mittlerweile
arbeiten mit diesem Instrument über 30 Planerinnen und Planer und
schätzen das Handling sowie die vielfältigen Bearbeitungs- und Aus-
wertungsmöglichkeiten der Plattform. Ein Herabsetzen dieser Stan-
dards aus systemtechnischen Gründen ist nicht denkbar.
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Webauftritt

Durch den Webauftritt sollen drei Ziele erreicht werden:
� Vorstellung des Projekts „Nachhaltiges Bauflächenmanagement

Stuttgart“ sowie Darstellung der Bedeutung der Innenentwicklung
für die Landeshauptstadt Stuttgart.

� Präsentation ausgewählter, marktreifer Potenziale in enger interner
Abstimmung.

� Verknüpfung dieser Präsentation mit bereits vorhandenen Aus-
kunftssystemen insbesondere dem Standortkommunikationssystem
(SKS) des Verbands Region Stuttgart, sowie der Immobilien-
datenbank der Wirtschaftsförderung auf stuttgart.de.

Es ist technisch bereits jetzt vorgesehen, dass ein Areal durch „Knopf-
druck“ für den allgemeinen Internetbereich ohne Passwortschutz frei-
geschaltet werden kann.

Inhaltlich wurde schnell klar, dass allein aus einer reinen Generierung
von Datenbankinhalten kein attraktiver Internetauftritt gestaltet wer-
den kann. Zur Beschreibung für die Öffentlichkeit sind vielmehr „Pro-
safelder“ notwendig, die den Bearbeitern die Möglichkeit zur werten-
den und werbenden Darstellung ermöglichen. Durch die Aufnahme
spezieller „Webfelder“ wurde dies realisiert. Zusätzlich zu den Textin-
formationen werden Grafiken (Luftbild, Stadtplanausschnitt, Planaus-
schnitte oder auch Videosequenzen) abrufbar sein.

Der Austausch von Datenbankinhalten mit anderen Auskunftssystemen
(auch SKS) ist u.a. durch die integrierte Excel-Schnittstelle der NBS-
Informationsplattform gegeben. Es handelt sich um ein offenes Sys-
tem, das auch weitere Ausgabeformate wie z.B. reiner Text, dbase
oder MS Access erlaubt

Wie der Webauftritt letztendlich konzipiert wird, hängt von der weite-
ren Nutzung und Betreuung der Informationsplattform ab. Dies setzt
aber voraus, dass der Server zur Informationsplattform entweder in
einem von außen zugänglichen Bereich unter stuttgart.de eingerichtet
wird, oder aber man sich eines privaten Internetproviders bedient, auf
dessen Server dann die Informationsplattform installiert wird.

Sollte sich Stuttgart für die Vorhaltung und Pflege der Bauflächenpo-
tenziale für eine Intranetlösung entscheiden, müssten die automatisch
aus der Informationsplattform erzeugten Datenblätter dann exportiert
und auf einem Webserver entsprechend aufbereitet werden. Fragen
des Layouts und der Informationstiefe sind für beide Varianten von
Bedeutung.

Rahmenablaufplan

Zur Schaffung der Übersicht gehören, wenn diese als Grundlage für
Schwerpunktsetzungen und Entscheide dienen soll, neben den Fragen
des Raums und der Organisation auch zeitliche Gesichtspunkte. Sollen
Prioritäten gesetzt und Ressourcen eingeteilt werden, so ist die Kennt-
nis der zeitlichen Zusammenhänge von großer Wichtigkeit. Interessant
ist dabei die Überlegung, wann im günstigsten Fall ein Potenzial zur
Marktreife gelangen könnte, denn mit dieser Kenntnis können Pri-
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oritäten gesetzt und Projekte abgestimmt werden. Daneben lassen
sich die Verfahren auf der Zeitachse verfolgen, eventuelle Verzöge-
rungen können erkannt und ihre Gründe ermittelt werden. Grundlage
für die angestellten Überlegungen waren dabei die Vorschläge zur zu-
künftigen Organisationsstruktur (s. Kapitel 5.2.2), insbesondere die
Einrichtung einer ressortübergreifenden Projektgruppe.

Anforderungen an
eine Zeitübersicht

An eine Zeitübersicht müssen zumindest die folgenden Anforderungen
gestellt werden:
� Es werden alle formellen und informellen Verfahren berücksichtigt,

die für ein Projekt der Innenentwicklung bis zur Realisierung not-
wendig sein können.

� Der Zeitübersicht liegen  - auf Basis der Erfahrungen - konserva-
tive, aber günstige  Annahmen zu Verfahrensdauern zugrunde. An-
sonsten ist eine Verfolgung von auftretenden Verzögerungen nicht
möglich.

� Annahmen zu den notwendigen Verfahrensschritten müssen für ein
Projekt im weiteren Verlauf konkretisiert und nötigenfalls auch
korrigiert werden können. So können Überlegungen zu möglichen
Verfahrenschritten schon in einem frühen Projektstadium angestellt
werden.

� Einfache Verzögerungen in einzelnen Verfahrensschritten müssen
erfasst werden können, um auch die Möglichkeit einer Verfahrens-
kontrolle (Monitoring) zu geben.

� Abhängigkeiten zwischen parallel laufenden Verfahrensschritten
sind zu beachten.

� Neue oder atypische Maßnahmen können integriert werden, dies
sollte aber zentral durch die Projektgruppe NBS erfolgen.

� Als kleinste Einheit für die Zeitabschnitte ist das Quartal sinnvoll.
So wird keine eine unsinnige und unerreichbare Genauigkeit sug-
geriert.

Als Strukturierung kann zwischen Phasen und Maßnahmen unterschie-
den werden, als Beispiel wäre der städtebauliche Wettbewerb der Kon-
zeptionsphase zuzuordnen, während in der Erkundungsphase andere
Instrumente geeignet sind. In jeder Phase stehen üblicherweise ver-
schiedene Maßnahmen zur Verfügung, gleichsam ein Werkzeugkasten,
der es ermöglicht, zu jedem Areal einen passenden Verfahrensverlauf
zusammenzustellen. Die vorgeschlagene Phasenfolge des
Rahmenablaufplans soll nun kurz erläutert werden.



Seite 54 3 Aufbau der NBS-Informationsplattform

Strukturierung Entscheid 1: Identifizierung und Priorisie-
rung

Nicht alle in der Arbeitsplattform NBS ent-
haltenen Areale können gleichzeitig behandelt
werden. Die Identifizierung der Potentiale ist
der erste Schritt, die Priorisierung der zweite.

Erkundungsphase: In der Erkundungsphase
bieten sich informelle Verfahren an, um
Möglichkeiten und Konflikte für die weiteren
Schritte zu erkunden. Dieser Schritt ist für
Projekte der Innenentwicklung von her-
ausragender Bedeutung

Entscheid 2: Nach der Erkundung muss er-
neut ein Entscheid erfolgen, zum einen, ob
eine weitere intensive Beschäftigung mit dem
Areal erfolgsversprechend ist, zum anderen
ist nun eine fundierte Entscheidung über das
weitere Vorgehen möglich.

Konzeptionsphase: In der Konzeptions-
phase werden konkrete Nutzungskonzeptio-
nen für ein Areal entwickelt. Es werden erste
Abstimmungen vorgenommen und so die Ba-
sis für die Schaffung von Baurecht gelegt.

Entscheid 3: Das Ergebnis der Konzeptions-
phase ist eine abgestimmte Konzeption. Ent-
schieden werden muss hier über die im wei-
teren notwendigen Schritte zur Schaffung von
Baurecht.

Phase Baurecht: In dieser Phase wird mit
dem zur Verfügung stehenden Instrumenta-
rium der Baurecht schaffende Satzungsbe-
schluss vorbereitet.

Entscheid 4: Mit einem Satzungsbeschluss
wird Baurecht geschaffen.

Phase Erschließung und Bau: In dieser
Phase erfolgt die bauliche Realisierung durch
Erschließungs- und Bauträger. Erst nach ih-
rem Ablauf kann das Potential als „am Markt“
angesehen werden und dort seine Wirkung
entfalten.

Die einzelnen Phasen bestehen aus projektabhängig zusammenge-
stellten Maßnahmen. Die Dauer einer Phase ergibt sich aus dem Maxi-
mum der parallel laufenden Handlungsstränge. Dabei ist zu beachten,
dass nicht jedes Projekt alle Phasen durchlaufen muss. Gerade bei Pla-
nungen im Innenbereich ist damit zu rechnen, dass viele Projekte
schon planerisch bearbeitet wurden und nur noch Teile des darge-
stellten prototypischen Rahmenablaufplans - in Abhängigkeit von der
Komplexität der Aufgabe - durchlaufen müssen.

Identifizierung
und Priorisierung

Erkundungsphase

Entscheid,
Weiterverfolgung,

Vorgehen

Konzeptionsphase

Beschluss
abgestimmte
Konzeption

Schaffung Voraussetzungen
für Baurecht

Beschluss Baurecht

Erschließung,
Bau
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Erkundungsphase Sequentiell: � Vorstudie
� Ideenkonkurrenz
� Testplanung
� Städtebauliches Entwicklungskonzept

Parallel: � Investorengespräch

Konzeptionsphase Sequentiell: � Rahmenplan
� Gutachterverfahren
� Kooperatives Verfahren
� Städtebaulicher Wettbewerb
� Realisierungswettbewerb

Zusätzlich danach Abstimmung der Konzeption
Parallel: � Investorengespräche

� Grunderwerb
� Frühzeitige Beteiligung

Beschluss abgestimmte Konzeption

Schaffung
Voraussetzungen
Baurecht

Sequentiell: � Investorenauswahlverfahren
� Änderung Bebauungsplan
� Aufstellung Bebauungsplan
� Parallelverfahren
� VEP

Parallel: � Änderung FNP
� Investorengespräche
� Umlegung (freiwillige oder

Umlegungsverfahren)
� Freiräume

Satzungsbeschluss

Erschließung und
Bau

Parallel: � Erschließung durch Erschließungsträger
� Bau durch Bauträger nah Baugenehmigung

Beispiele Für das Jahr 2003 werden durch die Forschungsgruppe vier Projekte
als besonders wichtig eingestuft. Für diese Potentiale wurde mit dem
beschriebenen Verfahren exemplarisch eine Zeitübersicht angelegt. Sie
ist eine erste Anwendung des Rahmenablaufplanes NBS, dessen Mög-
lichkeiten daran illustriert werden. Eine Integration des Instruments
Rahmenablaufplan in die Arbeitsplattform NBS ist für eine nächste Ent-
wicklungsstufe der Arbeitsplattform zu empfehlen. Sie kann dann die
recht allgemeinen und vagen Aussagen im Feld „Verfügbarkeit“ er-
setzen und zur Einteilung der Ressourcen für die als prioritär ange-
sehenen Projekte dienen.

Aussagetiefen Für die vier Projektvorschläge wurden aus dem Rahmenablaufplan
spezifische Verfahrensfolgen entwickelt, die in ihrer Detaillierung über
das hinausgehen, was für das Gros der Areale sinnvoll und mit realisti-
schem Ressourceneinsatz machbar ist. Vielmehr muss der Rahmen-
ablaufplan so angelegt werden, dass für einen Großteil der Areale nur
eine grobe Einordnung in die Planungsphasen erfolgt.
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Zeitübersicht

Aus dieser Zeitübersicht werden zwei Sachverhalte deutlich. Zum ei-
nen, dass sich bis auf das Postareal (626) alle Areale schon in der Be-
arbeitung befinden und zum Anderen, dass trotz der hier angenom-
menen günstigen Voraussetzungen mit recht langen Verzugszeiten bis
zur Realisierung gerechnet werden muss.
Im Rahmenablaufplan können, wie im Beispiel Wasserwerk (503)
schon geschehen, auch Verzögerungen im Verlauf erfasst werden,
ebenso eventuell notwendige Änderungen am Verfahren selbst. Mit
einer turnusmäßigen Fortschreibung des Rahmenablaufplans können
Veränderungen auf der Zeitschiene für die Potentiale in einer Übersicht
zusammengefasst werden, wie dies für die vier Projektvorschläge
beispielhaft durchgeführt wurde. Eine Integration dieses Instrumentes
in die Arbeitsplattform NBS ist sinnvoll, um den Rahmenablaufplan als
Monitoringsystem nutzen zu können.

2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

Bhf. Möhringen

Wasserwerk

Flachter/Rutesheimerstr.

Postareal

Realisierung Satzungsbeschluß Baurecht
Vorbereitung Baurecht Beschluß Konzeption
Konzeptionsphase Entscheid Weiterverfolgung
Erkundungsphase Priorisierung
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Testplanungen

Vorstudien

4 Exemplarische Verdeutlichung der Potenziale

4.1 Vorgehensweise

Bei der Erkundung der Flächenpotenziale wurde eine Typisierung der
Flächen entsprechend ihrer besonderen Merkmale vorgenommen, um
daraus erste Anknüpfungspunkte für unterschiedliche Strategien zu
deren Wiedernutzung ableiten zu können. Die besonderen Merkmale
dieser Potenziale, insbesondere die Hemmnisse, die einer Wiedernut-
zung entgegenstehen, sollten an 10 ausgewählten Standorten genauer
analysiert werden.

Diese Analyse sollte, quasi als „städtebauliche Probebohrung“, genau-
ere Hinweise dazu geben, mit welchen Strategien und Konzepten die
Potenziale aktiviert werden können.

Dafür wurden zwei unterschiedliche Vorgehensweisen getestet:

Das Instrument der „Testplanungen“

Dieses Instrument ist auf Vorschlag der Universität Karlsruhe für das
Areal des Wasserwerks angewandt worden, einem Standort, für den es
galt, alternative Nutzungsmöglichkeiten auszuloten. In diesem infor-
mellen Verfahren standen drei konkurrierende Expertenteams und eine
Begleitgruppe im intensiven Wissens- und Erfahrungsaustausch. Das
Ergebnis sind drei unterschiedliche, in sich schlüssige Entwicklungs-
konzepte als Entscheidungsgrundlage für die weiteren Verfahrens-
schritte.

Diese unterschiedlichen Vorgehensweisen haben eine Reihe von neuen
Erkenntnissen dazu gebracht, wie Potenziale mit ihren unterschiedli-
chen Chancen und Hemmnissen aktiviert werden können.

Das Instrument der „Vorstudien“

Die Kommunalentwicklung hatte im Rahmen des Projektes NBS den
Auftrag, für 10 ausgewählte Standorte Nutzungskonzepte - soge-
nannte „Vorstudien“ - anzufertigen. Es sollten - mit vergleichsweise
geringem Aufwand - die wesentlichen Randbedingungen dieser Stand-
orte erfasst, Gespräche mit Schlüsselakteuren geführt und die Gründe
aufgespürt werden, die eine Aktivierung der Flächen entgegenstehen.
Als Ergebnis sollten, mit dem Expertenblick von Außen, für den je-
weiligen Standort zugeschnittene spezifische Vorschläge zum weiteren
Vorgehen gemacht werden.

Bei der Auswahl der Standorte für die Vorstudien wurde Wert darauf
gelegt, ein möglichst breites Spektrum von unterschiedlichen Flä-
chentypen zu berücksichtigen. In einem Umlaufverfahren konnten alle
Beteiligten städtischen Ämter ihre Bewertung - auch im Hinblick auf
den aktuellen Planungsstand des jeweiligen Standortes - einbringen.
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4.2 Das Instrument Testplanungen

4.2.1 Vorgehensweise

Testplanungen

Konkurrenz-
situation

Aus zahlreichen Untersuchungen ist bekannt, dass die Entwicklung von
Industriearealen in städtischen Gebieten große Schwierigkeiten be-
reitet. Dies hängt mit den Risiken des oftmals kontaminierten Unter-
grundes (Altlasten) zusammen, den verfahrensmäßigen Schwierigkei-
ten und Abstimmungsproblemen für die Erneuerung bzw. Ergänzung
der Infrastrukturen solcher Areale. In der Regel werden dabei die Nut-
zungsmöglichkeiten ganz am Schluss behandelt, was sehr unzweck-
mäßig ist. Erst wenn klar ist, mit welchen Nutzungen und mit welcher
Nutzungsintensität solche Areale belegt werden sollen, ergeben sich
� Hinweise für die Behandlung des Untergrundes,
� Randbedingung für die Bebauung z.B. durch vorhandene Funda-

mente,
� Umnutzungsmöglichkeiten bestehender Gebäude etc. und
� notwendige Anpassungen an die Infrastrukturen.

Auf der anderen Seite sind innerstädtische Brachflächen für eine nach-
haltigen Stadtentwicklung prädestiniert. Ihre Umnutzung
� trägt zur Erneuerung oftmals verwahrloster Gebiete bei,
� ermöglicht neuartige, zum Teil experimentelle Nutzungen mit ho-

her Wertschöpfung,
� kann die weitere Zersiedlung und ihre Folgeerscheinungen ein-

dämmen und
� erfordert eine zielgerichtete Sanierung der Flächen und des Unter-

grundes.

Testplanungen unterscheiden sich damit deutlich von den üblichen Be-
standsaufnahmen, weil erst vor dem Hintergrund einer möglichen Nut-
zungsperspektive deutlich wird, welche Informationen und welches
Wissen zur Klärung und Lösung der erkundeten Probleme und Kon-
flikte notwendig ist. Diese Unterscheidung ist fundamental, weil da-
durch die Ansammlung unnötiger Datenmengen vermieden wird. We-
sentlich für den Erfolg von Testplanungen ist ihre sorgfältige Vorbe-
reitung und daraus resultierende Aufgabenstellungen, die für alle
Teams gleich sind. Die Teams sind interdisziplinär zusammengesetzt.

Neben der sorgfältigen Vorbereitung und organisatorischen Begleitung
ist das Schaffen einer Konkurrenzsituation als wesentliches Merkmal
von Testplanungen zu nennen. Die Untersuchungen sollten simultan
und (wenn möglich) für ein Areal von drei Teams durchgeführt wer-
den. Drei Teams deshalb, da selbst bei Ausfall eines Teams noch min-
destens zwei Ergebnisse zu erwarten sind. Damit kann die Spannbreite
möglicher Entwicklungen besser verdeutlicht und bedeutsame Fragen
für die Weiterentwicklung aus unterschiedlichen Perspektiven erkundet
werden. Von der Art des Verfahrens ähnelt das Vorgehen den im
Städtebau üblichen kooperativen Wettbewerbsverfahren, allerdings
ohne die einzuhaltenden formellen Erfordernisse solcher Verfahren.
Bei schwierigen Aufgaben werden Testplanungen zur Vorbereitung von
Wettbewerbsverfahren erfolgreich eingesetzt.
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Bearbeitungs-
ebene

Kriterien einer
Begutachtung
der Bearbeitung

Es muss zu Beginn Klarheit über die Aufgabe und die abzugebenden
Produkte herrschen. Aufgrund unserer Erfahrungen ist es bedeutsam,
in drei Maßstabsebenen zu arbeiten:
� einer Übersichtsebene (M 1: 5.000/10.000),
� einer konzeptuellen Ebene (1:2000) und
� einer Vertiefungsebene (1:500).

Die zentrale Aufgabe der Teams besteht darin, von leitenden Gedan-
ken der Problemlösung zu konzeptionellen Vorstellungen für das Ge-
samtareal zu gelangen und einen für das Team wichtigen zentralen
Baustein, das Konzept, auf seine Tragfähigkeit und Realisierungs-
trächtigkeit zu überprüfen. Durch diese Maßstabssprünge, wie sie auch
in Wettbewerbsverfahren üblich sind, werden die Teams aufgefordert,
ihre Ideen hart zu prüfen. Schwächen des Konzepts und überflüssige
Details werden dadurch sofort erkennbar.

Bei der Vielschichtigkeit und Offenheit der Aufgaben sind zu enge Be-
gutachtungskriterien nicht angebracht. Es kommt vielmehr darauf an,
die Beiträge unter den Gesichtspunkten der inneren Folgerichtigkeit
und der Angemessenheit der Aufgabenstellung zu begutachten und
auszuwerten.

� Greifen die bearbeiteten Probleme zentrale Fragestellungen im Zu-
sammenhang mit der Innenentwicklung auf?

� Sind die Entwicklungen wirtschaftlich tragfähig?

� Berücksichtigt die Konzeption den sensiblen Umgang mit evtl. vor-
handenen Landschaftselementen und Freiräumen, die ökologischen
Erfordernisse und die Erschließbarkeit der Funktionsbereiche?

� Werden in Bezug auf die vorgeschlagenen Bebauungen ökologische
Ausgleichmaßnahmen in ausreichender Qualität und Quantität vor-
geschlagen?

� Lässt die Anordnung der Nutzungen verschiedene Formen der Be-
nutzung zu?

� Berücksichtigt das Rahmenkonzept die einzuhaltenden Randbedin-
gungen für die verkehrliche Erschließung?

� Ist die Auswahl der Vertiefungen der Bedeutung des Problemge-
genstandes angemessen und nachvollziehbar?

� Ist die Konzeption entwicklungsträchtig und in einem angemesse-
nen Zeitrahmen stufenweise realisierungsfähig?

� Sind mögliche Probleme in Bezug auf die zeitlichen Abläufe wichti-
ger Maßnahmen angemessen dargestellt und die planerische Ar-
gumentation nachvollziehbar?

� Gibt es verfolgenswerte Ansätze, die sich unmittelbar im weiteren
Planungsprozess verwerten ließen?

Im Vordergrund der Aufgabenstellung stehen deshalb die Erarbeitung
von Konzeptionen, die die Unterbringung der Nutzungen und der Bau-
kubaturen und nicht ihre detaillierte architektonische Ausformung auf-
zeigen. Diese Aspekte einer möglichen Begutachtung sind nicht
abschließend.
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Beteiligte
Akteure, zeit-
licher Ablauf und
Kosten

Fazit

An Testplanungen sind üblicherweise folgende Akteure beteiligt:

� Entwurfsgruppen (mindestens zwei, besser drei)

� Verfahrensbetreuung (ein bis zwei Mitglieder, auch als planerische
Reserve)

� Beurteilungsgremium als Begleitgruppe (5-10 Personen)

Für die Qualität der Ergebnisse ist es wichtig, den Teams durch zwei
Werkstattgespräche (im Abstand von ungefähr 4-6 Wochen) Anlässe
für den Diskurs erkundeter Fragen und zur Darstellung von Zwischen-
ergebnissen zu schaffen. Zur Vorbereitung von Testplanungen gehört
vor allem die Formulierung der Aufgabenstellung. Sie sollte auf Er-
kundungen der jeweiligen Problem- und Konfliktumfelder sowie Au-
genscheinnahmen wichtiger räumlicher Gebiete basieren. Eine Test-
planung dauert inklusive Vor- und Nachbereitung etwa 6 Monate. Ein
beispielhafter Ablauf beinhaltet:

� Erarbeitung der Aufgabenstellung (1 Personenmonat)

� Ausgabe der Aufgabenstellung

� Bearbeitung durch die Teams (je Team 0,5-1 PM auf 4-6 Wochen)

� Erstes Werkstattgespräch mit Begleitgruppe

� Weiterbearbeitung durch die Teams (je Team 0,5-1 PM auf 4-6
Wochen)

� Zweites Werkstattgespräch mit Begleitgruppe

� Ausarbeitung der Ergebnisse (je Team 0,5-1 PM auf 4-6 Wochen)

� Schlusspräsentation

� Auswertung der Ergebnisse (1 PM).

Rechnet man einen weiteren Personenmonat für die Begleitgruppe, so
ergibt sich ein Zeitaufwand in Höhe von sechs bis zehn Personen-
monaten. Eine Kommune könnte einen Großteil dieser Kosten durch
Eigenleistungen kompensieren (Zusammenstellung Unterlagen, eigene
Teams, Besetzung Begleitgruppe, Auswertung, etc.).

Das Ziel von Testplanungen ist die Klärung und Durchleuchtung kom-
plexer Planungsaufgaben. Testplanungen können eingesetzt werden,
um:

� grundsätzliche Lösungsansätze exemplarisch im Raum zu testen,

� Leitbilder für eine gewünschte zukünftige Entwicklung zu entwi-
ckeln und zu prüfen,

� die Umsetzbarkeit von Nutzungsansprüchen auf zur Verfügung ste-
henden Arealen zu prüfen,

� die Bandbreite der möglichen Lösungen und die Randbedingungen
für nachgeschaltete (formelle) Verfahren zu erkunden,

� Konflikte und kritische Umstände zu erkunden und

� nicht umsetzbare Varianten qualifiziert zu verwerfen.

Testplanungen eignen sich vor allem in der Erkundungs- und Vertie-
fungsphase von Klärungsprozessen. Dies hängt damit zusammen, dass
in abschließenden Phasen große Widerstände gegen ein erneutes Öff-
nen von Problemsituationen, wie dies durch Testplanungen erreicht
werden kann, zu erwarten sind. Andererseits zeigen Erfahrungen bei
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abgeschlossenen Testplanungen, dass diese durchaus dafür geeignet
sind, bei weit fortgeschrittenen Planungen ignorierte Rahmenbedin-
gungen und Erkenntnisse wieder in die Arena zu werfen und neu zu
beleuchten.

Auch wenn es sich um ein informelles Verfahren handelt, sollen damit
formelle Wettbewerbe im Sinne der GRW nicht zwangsläufig ersetzt
werden. Der Aufwand von Testplanungen ist gemessen an den er-
zielbaren Resultaten gegenüber traditionellen Wettbewerben geringer.
Dies betrifft die Vorbereitung von Testplanungen, die innerhalb weni-
ger Wochen erledigt werden kann, vor allem aber eine weitgehend
autonome Gestaltbarkeit von Testplanungen gegenüber Verfahren, bei
denen Formalia zu beachten sind, die häufig zu zeit- und kosten-
intensiven Prozeduren führen. Dies spricht nicht gegen den Einsatz
traditioneller Wettbewerbsverfahren. Im Gegenteil, das Vorschalten
von weniger aufwendigen «informellen» Verfahren ist für Wettbewerbe
von Vorteil, weil zu bearbeitende Probleme «durchsichtiger» geworden
sind und die Qualität von Aufgabenstellungen traditioneller
Wettbewerbsverfahren verbessern könnten.

4.2.2  Das Fallbeispiel „Wasserwerk“
(Bearbeitungszeitraum Oktober 2001 - Januar 2002)

Kurzbeschreibung
des Areals

Das Neckarwasserwerk Berg (NBS
Nr. 503) in der Poststraße wird von
der NWS AG nicht mehr zur Was-
sergewinnung benötigt. Auf rund
sieben Hektar beherbergt das Areal
Seminar- und Lagergebäuden sowie
diverse Anlagen zur Trinkwasserge-
winnung. Vom Neckar getrennt wird
das Wasserwerk durch die Bundes-
straße 10 (Uferstraße), die nördlich
des Wasserwerks überbaut ist. Süd-
östlich an das Areal angrenzend
besteht eine lichtsignalgeregelte
Zufahrtsmöglichkeit zur B 10. In 10
bis 15 Minuten Fußweg lassen sich
U-Bahn-/Tramm-Stationen (Halte-
stellen Mercedesstr. und Mine-
ralbäder) sowie über den Berger
Steg der S-Bahnhof Bad Cannstatt
(teilweise mit Fernbahnanschluss)
erreichen.  Westlich   des   Wasser-
werks liegen weitere Areale (NBS Nr. 508) mit unbekannter Nutzung
unterhalb einer Hangbebauung.

Oktober 2002
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Die in der vorangehenden Grafik rot unterlegten Areale werden um-
randet von den zu entwickelnden Flächen des Güterbahnhofs Bad
Cannstatt im Osten, des Gaswerksareal im Süden und der Stuttgart
21-Fläche Nordbahnhof im Westen. Nördlich davon zieht sich als Teil
des „Grünen U“ ein Grünzug von der Wilhelma über den Rosenstein-
park bis zu den Mineralbädern, der aber nicht weitergeführt wird. Am
Neckarknie mit der neu zu gestaltenden Verkehrssituation berühren
sich das „Grüne U“ und der Neckar. Der Hauptbahnhof ist Luftlinie
etwa 2.500 Meter entfernt. Im Rahmen der Olympiabewerbung
handelt es sich bei den Arealen um Vorbehaltsflächen, zum Zeitpunkt
der Erarbeitung der Aufgabenstellung war im Zusammenhang mit
einer möglichen Überbauung der B 10 und Neubau eines Neckarsteges
auf dem Gelände des Wasserwerkes die Olympiaschwimmhalle
angedacht.

Anforderungen Zentrale Aufgabe der Teams ist es, ein schrittweise entwicklungsfähi-
ges, modular aufgebautes Konzept für die Areale zu entwickeln. Bei
einer sorgfältigen Einbettung in das Umfeld können aber auch Impulse
über das eigentliche Areal hinaus aufgezeigt werden. Insbesondere die
Fragestellung der Entwicklung Stuttgarts hin zum Neckar ist ein
zentraler Gegenstand der Bearbeitung. Die Aufgabe der Teams besteht
also darin, von leitenden Gedanken der Problemlösung zu kon-
zeptionellen Vorstellungen für das Gesamtareal zu gelangen und einen
für das Team elementaren Baustein auf seine Tragfähigkeit und Reali-
sierungsträchtigkeit zu überprüfen.
Dazu ist ein Arbeiten in verschiedenen Ebenen und Maßstäben erfor-
derlich (z.B. übergeordnete Ebene 1:5.000/10.000, Konzeptebene
1:2.000/1.000 und Maßstab 1:500 für die Vertiefungsebene).
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Die Entwurfsbeiträge der Testplanungen bestehen aus:

� städtebauliches Rahmenkonzept 1:5.000 im Format DIN A0 mit
� Darstellung des Konzeptes für die städtebauliche Entwicklung
� Art und Maß der Nutzung
� verkehrsplanerische Maßnahmen
� Gestaltung von Freiräumen und Bezüge zum Umfeld

� Gestaltungsplan 1:2.000 im Format DIN A0 mit
� Darstellung der städtebaulichen Struktur,
� Nutzungsverteilung,
� Geschossigkeit,
� Erschließungsflächen, Stellplätze und
� Nutzung möglicher Freibereiche (priv./öffentl.)

� Vertiefungsplan 1:500 im Format DIN A0 mit
� einem oder mehrere nach Meinung der Verfasser wichtigen Ge-

genstände

� Berechnungsplan Format DIN AO.

Beteiligte Akteure Dem Gedanken konkurrierender Bearbeitung und Ergebnisse konnte
mit insgesamt drei Teams Rechnung getragen werden. Neben dem
Team der Kommunalentwicklung (Bearbeiter: Roth und Schramm)
waren es zwei Gruppen des Instituts für Städtebau und Landesplanung
an (Heller, Tutsch, Kretz und Elgendy, Dahm, Wilske). Die Vorberei-
tung, Organisation und Leitung oblag Herrn Beck. Für die Begleit-
gruppe standen als Vertreter der Stadtverwaltung Stuttgart Frau
Baumholz (Stabsabteilung Wirtschafts- und Arbeitsförderung) sowie
die Herren Krieger (Stadtplanungsamt) und Kirchholtes (Amt für Um-
weltschutz) an, während als „externe“ Mitglieder Frau Menzel (Kom-
munalentwicklung) und Prof. Scholl (Institut für Städtebau und Lan-
desplanung, Universität Karlsruhe) zur Verfügung standen. Ergänzt
wurde die Gruppe durch Frau Hofmann (Diplomandin am ISL) sowie
beim zweiten Werkstattgespräch durch Herrn Höger von den Neckar-
werken Stuttgart. Die Schlusspräsentation erfolgte im Rahmen einer
Projektlenkungsgruppensitzung, zu der neben Baubürgermeister und
Wirtschaftsförderer die Amtsleiter sowie Vertreter von Ministerium und
Landesbehörden eingeladen waren.

Zeitlicher Ablauf
und Organisation

Testplanungen sollen innerhalb eines strengen Ablaufschemas mit ei-
nem beschränkten zeitlichen Aufwand bearbeitet werden. Meilensteine
sind neben der Auftaktveranstaltung mit Vorortbesichtigung die
Ausgabe der Aufgabenstellung.

Activity Name Start 
Date

Finish 
Date 26 2 9 16 23 30 7 14 21 28 4 11 18 25 2 9 16 23 30 6 13 20 27

Sept01 Oct01 Nov01 Dec01 Jan02

26 2 9 16 23 30 7 14 21 28 4 11 18 25 2 9 16 23 30 6 13 20 27

Ausarbeitung der 
Aufgabenstellung

10.9.01 5.10.01

Auftakttreffen, 
Ortsbesichtigung und
Ausgabe der 
Aufgabenstellung

10.10.01

Bearbeitungszeitraum 10.10.01 12.11.01
1. Zwischenpräsentation 14.11.01

Bearbeitungszeitraum 14.11.01 15.12.01
2. Zwischenpräsentation 16.12.01
Bearbeitungszeitraum 16.12.01 28.1.02
Abschlusspräsentation 29.1.02
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Den Teams stand via Internet ein zentraler Informationsraum bereit-
gestellt. Dort fanden sich neben den benötigten digitalen Unterlagen
wie Luftbild oder Stadtkarte auch Bilder und Videosequenzen. So zum
Beispiel ein Panoramabild des oberhalb gelegenen Höhenweges mit
Blick Richtung Cannstatter Wasen oder auch direkt vom Gelände wie
denkmalgeschützte Bauten (links) und Detailaufnahmen (Mitte) oder
vom benachbarten Areal 508.

Die einzelnen Ergebnisse der Testplanungen sollen für die drei Maß-
stabsebenen direkt gegenübergestellt werden. Es handelt sich dabei
um Auszüge der Arbeiten.

Ergebnisse der Testplanungen, Stand Oktober 2001

Übersichtsebene Bei der Bearbeitung der Übersichtsebene sollen die Hemmnisse und
Potenziale im Umfeld des zu untersuchenden Areals berücksichtigt
werden. Die Frage, was in der „Nachbarschaft“ an Umbrüchen anste-
hen könnte, galt es ebenso zu thematisieren wie Fragen zur Ver-
kehrssituation und Freiraumplanung.
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Team 1:
Elgendy, Dahm,

Wilske
(Uni KA, ISL)

Dieses Team setzt als Maximen an:

� Stadtentwicklung hin zum Neckar

� Vernetzung und Ergänzung
vorhandener Grünzüge

� Schaffung attraktiver, city-
naher Wohn- und Gewerbe-
flächen.

Hierbei wird sogar eine Verla-
gerung des Wasenfestes auf das
Güterbahnhofsgelände erwogen,
um so

� die direkte Uferlage

� die sonnige Südwestlage

� den Blick zum Neckar und
zum Park der Villa Berg sowie

� die fußläufige Entfernung zu
Wilhelma und Mineralbäder

des jetzigen Wasengeländes besser für Wohnen und Büro nutzen zu kön-
nen. Als Haupthemmnis wird die verkehrliche Situation im Umfeld ge-
nannt, da sich hier der Schnittpunkt wichtiger Verkehrsverbindungen be-
findet.

Team 2:
Heller, Tusch,

Kretz
(Uni KA, ISL)

Der Schwerpunkt lag bei dieser Be-
trachtung auf den Anforderungen an
eine „Neue Grüne Adresse am
Neckar“. Unter dem Thema „Wohnen
und Arbeiten am Park“ sollte das Wa-
sengelände weiterhin für das Volksfest
zur Verfügung stehen, aber als Stadt-
raum ganzjährig zur Verfügung ste-
hen. Hierzu bedient man sich einer ro-
busten multifunktionalen grünen Mit-
te, mit einem durchlässigen park-
artigen Ufer.

Durch „Grüne Brücken“ soll dieser
Bereich mit dem Uferpark links
des Neckars verbunden werden.
Dieser ist geprägt von urbanen
Siedlungsbausteinen, die über-
wiegend für Wohnen aber auch für
Arbeiten ausgelegt sind. Er zieht
sich von den Mineralbädern bis
gegebenenfalls sogar zur L 1014.
Auch hier wird als maßgebliches
Hemmnis die Emissionen der
B10/B14 genannt.

Der südwestliche bzw. nordöstliche Abschluss wird als Stadtkante Nord
und Süd bezeichnet, die sich als kleinteilige, städtisch geprägte Block-
randbebauung in Mischnutzung darstellt mit Ausrichtung zum Flussraum.
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Team 3:
Roth, Schramm
(Kommunalent-

wicklung)

Dieses Team geht von folgenden
Prämissen aus:

� Wasen bleibt als Festwiese erhalten

� Das Gaswerkgelände steht lang-
fristig nicht zur Verfügung

� Eine Überdeckelung bzw. Unter-
tunnelung der B10 ist aus Kosten-
gründen für einen überschaubaren
Zeitraum unrealistisch.

Demzufolge gilt es die Potenziale
des Untersuchungsgebietes, näm-
lich  die  Nähe  zu  den  Mineralbä
dern, zum Park der Villa Berg (s. nebenstehendes Grünkonzept), sowie die
gute verkehrliche Erschließung über B10 und Stadtbahnnähe hervorzu-
heben. Als Hemmnisse für eine Entwicklung wurden benannt:

� Städtebauliche Randlage/
Insellage

� Olympiavorbehalt

� Verkehrsaufkommen B10

� Image und Sozialstruktur der
Wohnbebauung Raitelsberg

� Lage der Mineralquellen und
Grundwassersituation.

Das Nutzungskonzept sollte
demzufolge eine Wohnbe-
bauung mit einem Büro-Riegel
zur B10 und dem NWS-Gelände
vorsehen.

Konzeptebene Die Bearbeitung der Konzeptebene bedeutet die direkte Auseinander-
setzung mit dem Areal selbst. Aufbauend auf den Erkenntnissen aus
der Übersichtsebene sollen Nutzungsmöglichkeiten diskutiert, quantifi-
ziert und ggfls. qualifiziert verworfen werden. Allen drei Teams ist
gemeinsam, dass

� die Areale in Etappen entwickelt werden können und

� im südlichen Teil des Wasserwerkareals die Olympiaschwimmhalle
platziert werden könnte.
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Team 1:
Elgendy, Dahm,

Wilske
(Uni KA, ISL)

Dieses Team empfiehlt aufgrund der
Nähe zum Leuzebad und der in
Stuttgart fehlenden Hotelbetten im
gehobenen Segment im nördlichen
Teil (Fläche A) den Bau eines Hotels.
Für die Flächen B1-C2 ist Büronut-
zung vorgesehen. Es wird davon
ausgegangen, dass eine Bebauung
zwei Jahre nach Ankauf durch die
Stadt beginnen könnte. Nach Reali-
sierung aller Teilflächen stünden
87.000 m² BGF zur Verfügung.
Ein Teil der Bebauung erfolgt in der
+1 Ebene und ermöglicht dabei ne-
ben Blickbeziehungen zum Neckar
auch die Schaffung von Parkständen
unter den Gebäuden.

Team 2:
Heller, Tutsch,

Kretz
(Uni KA, ISL)

Auch bei diesem Team spiegelt sich
die Nähe zum Mineralbad Leuze in
der Planung wieder. Im nördlichen
Bereich ist hier eine Einrichtung für
Seniorenwohnen vorgesehen. Als
weitere Bausteine für das neue ge-
mischte Quartier entsteht eine
Adresse für Wohnen und Arbeiten
sowie einem vollständig neu zu ent-
wickelnden Karree für verschiedene
Formen und Größenordnungen des
Wohnens.
Durch die zweigeschossige Bebauung entstünden knapp 50.000 m² BGF.
Während robustere Nutzungen wie Gewerbeeinrichtungen und Büros
sparsam und arrondierend eingesetzt werden, hat der Wohnungsbau den
Vorrang.
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Team 3:
Roth, Schramm
(Kommunalent-

wicklung)

Dieses Konzept sieht seinen
Schwerpunkt in der Erweiterung
des Stadtteils Berg und die Ein-
bettung der Grünverbindung Villa
Berg-Mineralbäder. Während die
Teilfläche A eine gemischte Nut-
zung aufweist, wird für die anderen
beiden Teilflächen je eine Büro-
und Wohnnutzung vorgesehen.
Insgesamt könnten so fast 70.000
m² BGF realisiert werden. Bei
diesem Konzept würden 320 Woh-
nungen für 950 Einwohner
geschaffen.
Bei ebenfalls entstehenden 950 Arbeitsplätzen wird von einem Stell-
platzbedarf für 300 Fahrzeuge ausgegangen. Bei zwei- bis viergeschos-
siger Bebauung werden als Wohntypen vor allem Stadthäuser und Rei-
henhäuser genannt.

Detailebene In der Detaileben sollten sich die Teams mit einem aus ihrer Sicht
zentralen Baustein des Konzepts auseinandersetzen.

Team 1:
Elgendy, Dahm,

Wilske
(Uni KA, ISL)

Dieses Team untersuchte die Mög-
lichkeit, die B10/14 im nördlichen
Teil abzusenken. Ausgehend von
einem Kostensatz von 50.000 € je
laufender Meter und einer zu über-
deckenden Länge von 250 Meter
wurden anfallende Kosten in Höhe
von 13 Mio. € geschätzt. Dies er-
scheint angesichts der anfallenden
Hochbaukosten   vertretbar,  zumal
auch bereits im Rahmen der Olympiaplanung eine Teilüberdeckelung
vorgesehen war. Eine komplette Tunnelführung oder gar eine Verlagerung
der B10/14 wurden qualifiziert verworfen. Einzig der große Wasserbehälter
der vom NWS-Areal teilweise unter die B10 ragt, muss verlegt werden.
Hierfür werden Kosten in Höhe von 1,5 Mio. € angesetzt.

Durch die Absenkung der B10/14
werden die Rampenübergänge har-
monischer und erlauben im Hinblick
auf eine mögliche Entwicklung des
Gaswerksareals eine Weiterführung in
Tieflage.
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Team 2:
Heller, Tutsch,

Kretz
(Uni KA, ISL)

Die Barrierenwirkung der B10/14 trennt die Quartiere vom Flussraum ab,
wobei der schmale Uferstreifen für Freizeit- und Naherholungszwecke un-
geeignet erscheint und auch stadtökologisch nicht von Belang ist. Eine
Überdeckelung wurde aufgrund des Erscheinungsbildes ebenso verworfen
wie eine unterirdische Lösung, die aus Kostengründen nur zu rechtfertigen
wäre, wenn dadurch eine wesentlich größere Anzahl von Wasserlagen
begünstigt würden. Stattdessen sieht dieser Entwurf eine aus Sicht des
Teams unspektakuläre transparente Lärmschutzwand parallel zur B10/14
vor. Die Kosten würden bei 1,5 Mio. € bei einer Bauzeit von 12-16 Wochen
liegen. Durch das breite Aufspannen der zusätzlichen Fußgängerbrücke
über den Neckar wird der  Barrierecharakter zusätzlich gemindert.

Team 3:
Roth, Schramm
(Kommunalent-

wicklung)

Dieses Team hatte bereits frühzeitig aus Kostengründen eine Überwindung
der B10/14-Barriere verworfen und sich für eine Riegelbebauung zur
Bundesstraße im Osten und zum Logistikzentrum im Süden entschieden,
die den westlichen Bereich vor Verlärmung schützen sollte.

Auf der Detailebene beschäftigte man sich deshalb mit der Situation der
denkmalgeschützten Gebäuden und Schaffen einer Platzsituation. Dies soll
im nördlichen Bereich erfolgen. Ein Mineralsee soll die Nähe zu den Mine-
ralbädern verdeutlichen während die Gebäudedenkmäler als Bürgertreff,
Bistro und Kommunikationszentrum genutzt werden sollen. Dadurch ent-
steht ein zentraler Platz der das Quartier prägt.
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4.2.3 Fazit

Das Ergebnis dokumentiert den Wert von Testplanungen. Wurde die
Wasserwerksfläche aufgrund ihrer Nähe zur B10/B14 oft als „Küm-
merfläche“ bezeichnet, auf der man zur Not noch ein Schwimmstadion
platzieren könnte, zeigten die Testplanungen unterschiedlichste
Nutzungsmöglichkeiten auf dem Areal selbst und im Kontext zum
Umfeld auf. Das Arbeiten mit mehreren Teams in Konkurrenz resul-
tierte in drei unterschiedlichen Entwicklungskonzepten, die alle in sich
schlüssig sind.

Durch das Einbetten in eine Übersichtsebene wurde deutlich, dass eine
Aktivierung des Areals ohne Berücksichtigung der Randbedingungen
und der umliegenden Potenziale der Gesamtentwicklung des Neckar-
raumes durchaus hinderlich sein kann. Neben den verkehrlichen As-
pekten und der Einbindung in Grünzüge spielte dabei die Frage der
Nutzung des Cannstatter Wasengeländes eine zentrale Rolle. Eine
Verlagerung des Wasenfestes, das seinen Ursprung nicht auf dem jet-
zigen Standort hatte, wurde ebenso diskutiert wie eine verstärkte ro-
buste Durchgrünung, die ein Weiterbestehen des Volksfestes er-
möglicht.

Aber auch die Detailebene zeigt Potenziale und Hemmnisse. Aus In-
vestorensicht rechnet sich eine Tieferlegung oder Überdeckelung der
B10/B14 nicht, so dass sich bspw. die Frage an Verwaltung und Politik
stellt, ob man bereit ist, für eine Entwicklung von Stuttgart zum
Neckar hin, die Kosten dafür mitzutragen.

Selbst die Konzeptebene für das Areal zeigt unterschiedlichste in
Etappen realisierbare Möglichkeiten für Wohnen und Büronutzung auf.
Die Idee eines Hotels in unmittelbarer Nähe der Mineralbäder und des
Neckars findet sich zwischenzeitlich auch in weiteren Untersuchungen
zum Wasserwerksareal wieder.

Das Instrument Testplanung hat sich für das Wasserwerksareal be-
währt. Testplanungen sind sicherlich nicht das Allheilmittel bei der Er-
kundung und Entwicklung von Bauflächenpotenzialen. Aber durch den
Vergleich mit „städtebaulichen Probebohrungen“ wird deutlich, dass es
bei Testplanungen um ein Ausloten von Möglichkeiten in Konkurrenz,
um das Erkennen von Randbedingungen und Konflikten geht. Sie
bieten Anlässe für den Austausch von Wissen und Erfahrungen sowie
eine Hilfestellung bei Konzentrationsentscheiden. Testplanungen sollen
nicht die einzig wahre Lösung hervorbringen, sondern mit einem zeit-
lich beschränkten Aufwand Lösungsansätze für eine Übersichts-, Kon-
zept- und Vertiefungsebene entwickeln. Bei einem geschätzten finan-
ziellen Aufwand von 70.000 € bedeutet dies für ein Areal von rund 7
Hektar eine „Verteuerung“ des Bodenpreises um 1 €/m² aufgrund
dieser Vorplanungen. Als Gegenleistung finden sich Konzepte, mit
denen man an Investoren unterschiedlichster Ausrichtung (Wohnen,
Büro, Sonderbauten) herantreten kann.
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Kriterien zur
Auswahl der
Standorte

4.3 Das Instrument „Vorstudien“

4.3.1 Vorgehensweise

Um einen differenzierten Einblick über die Hemmnisse und Ursachen
zu erhalten, die die Aktivierung untergenutzter Flächen verhindern,
sollten zehn Beispielstandorte exemplarisch untersucht werden. Im
Rahmen von Vorstudien für ausgewählten Flächen werden die stand-
ortbezogenen Rahmenbedingungen und der jeweilige Handlungsbedarf
ermittelt. Darüber hinaus werden Vorschläge zur weiteren Vor-
gehensweise und zum Einsatz des erforderlichen Instrumentariums
unterbreitet. Die erarbeiteten Strategien und Konzepte zur Aktivierung
der Bauflächenpotenziale werden dabei umgesetzt und auf ihre Praxis-
tauglichkeit getestet.

Die ausgewählten Standorte sollten einen möglichst repräsentativen
Querschnitt der erfassten Flächenpotenziale in der Landeshauptstadt
Stuttgart repräsentieren. Die Auswahl erfolgte deshalb in mehreren
Stufen und wurde zwischen den beteiligten Ämtern, der Universität
Karlsruhe und der Kommunalentwicklung abgestimmt. Zur Auswahl
der Standorte wurden folgende Kriterien herangezogen:

Flächenpotenziale Flächen, auf denen die Nutzung nach Art und Um-
fang deutlich hinter den bau- und planungsrechtli-
chen Möglichkeiten zurückbleibt und nicht mehr
benötigte Teil- oder Reserveflächen

Mindestgröße 2.000 qm Geschoßfläche

Vorauswahl (36 Standorte) Standorte, für die eine Beschleunigung der Wieder-
nutzung insbesondere aus städtebaulichen Gründen
besonders erwünscht ist.
Standorte, für die eine Vorstudie im Rahmen von
NBS neue Impulse geben könnte.
Repräsentative Auswahl von Einzelstandorten /
Standortbereichen
Leichte / schwere Fälle

Engere Auswahl (15 Standorte)Bedeutung für die Stadtentwicklung
Mobilisierbarkeit
Laufende Projektentwicklung

Auswahl (10 Standorte) Flächentyp II (brachliegende
Grundstücke) 4 Standorte
Flächentyp III (untergenutzte
Grundstücke) 4 Standorte
Flächentyp IV (Bahngelände) 2 Standorte
Unbeplante Gebiete 5 Standorte
Gescheiterte Projektentwicklung 3 Standorte
Direkter S-Bahn-Anschluß 2 Standorte
Mischnutzung Wohnen/
Dienstleistungen 5 Standorte
Mischnutzung Gewerbe/
Dienstleistungen 5 Standorte

Anhand dieser Kriterien wurden zehn Standorte ausgewählt, die von
der Kommunalentwicklung zwischen Dezember 2001 und Juni 2002
detailliert untersucht wurden.



Seite 72 4 Exemplarische Verdeutlichung

Stadtbezirk Standort NBS Nummer Flächen-
typ

Weilimdorf Flachten/Rutesheimer Str. 516,517,518,519,520 III
Korntaler Landstr./Bachgerstenstr. 525,526,527 III

Bad Cannstatt Oppelner Str./Stephan Areal 48,47 II
Kegelen/Elwertstr. 50 III

Zuffenhausen Gottfried Keller Str./ehem. Coop Areal 32,33,38 II

Ost Poststr. Wasserwerk 503,508 V

Nord Postareal Nordbahnhof 626 III

Wangen Wangener/Ulmer Str. 65,66-69,642 III

Möhringen Bahnhof Möhringen 88 V

Süd Ehem. Fa. Gross und Froelich 501 II

In einem ersten Schritt wurden die der Stadtverwaltung vorliegenden
Informationen ausgewertet und mit den zuständigen Stellen im Stadt-
planungsamt und der Stabsabteilung Wirtschafts- und Arbeitsförde-
rung Gespräche zu den jeweiligen Rahmenbedingungen geführt.

In einem zweiten Schritt wurde mit den jeweiligen Eigentümern der
Flächen Kontakt aufgenommen und Vor-Ort die Probleme und Hemm-
nisse, die bislang eine Aktivierung verhindert haben, erörtert. Auf
Grundlage der gewonnen Kenntnisse zu den Einzelstandorten wurden
Nutzungskonzepte und städtebauliche Vorüberlegungen erarbeitet. Die
vorgeschlagenen Nutzungskonzepte wurden dabei hinsichtlich ihrer
Wirtschaftlichkeit auf Plausibilität geprüft und es wurden die not-
wendigen Voraussetzungen zur Aktivierung der Flächen ermittelt. Ab-
schließend wurden für alle Standorte Strategien zum weiteren Vor-
gehen vorgeschlagen.
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4.3.2 Ergebnisse der Vorstudien für 10 ausgewählte
Standorte (Kurzfassungen)

Die Vorstudien wurden zwischen Juli 2002 und Oktober 2002 mit
der Stadtverwaltung der Landeshauptstadt Stuttgart abgestimmt.

Die Vorstudien beinhalten

� einen Steckbrief (Kurzübersicht zum Standort)

� Allgemeine Angaben (Lage und Größe, Nutzung, Planungsrecht,
Bodenpreis, Entwicklungen)

� Darstellungen zu den Hemmnissen und Fragestellungen

� Bewertungen zum Standortpotenzial

� Vorschläge zu Nutzungszielen und zum städtebaulichen Konzept

� Aussagen zu den Voraussetzungen und zur wirtschaftlichen Plausi-
bilität

� Empfehlungen zum weiteren Vorgehen (Strategie)

Die Ergebnisse der Standortuntersuchungen sind im folgenden als
Kurzfassung wiedergegeben.

Eine ausführliche Darstellung findet sich in Band 2 des Schlussberichts
zum Projekt Nachhaltiges Bauflächenmanagement Stuttgart.
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SSttaannddoorrtt 11:: FFllaacchhtteerr // RRuutteesshheeiimmeerr SSttrraaßßee

LAGEPLAN

LUFTBILD

LAGE
NBS-Nr.:

Stadtbezirk:

Straße:

KENNZIFFERN
Grundstücksflächen:

Realisierbare
Geschoßfläche:

Mögliche
Wohneinheiten:

Planungsrecht:

Eigentümer:

Bodenrichtwert
(€/qm):

516, 517, 518, 519, 520
Weilimdorf

Flachter Straße/Rutesheimer Straße,

Heimsheimer Straße

41.100 qm

--

0
B-Plan aus dem Jahr 1996, G im FNP

Fa. Wössner, Autohaus Lang, Firma Godel, Baufirma Strauch etc.

200 (Gewerbe), 350 (Büronutzungen)

HEMMNISSE � Fehlende Ersatzfläche
� Hohe Verlagerungskosten
� Eigentumsverhältnisse
� Fehlendes Gesamtkonzept, großräumige Betrachtung des Gewerbe-

standortes Weilimdorf ist erforderlich
� Verlagerung von Kleinbetrieben
� Betriebsverlagerungen ohne zusätzliche Anreize wirtschaftlich nicht

tragfähig

STANDORT-
POTENZIALE /
ENTWICKLUNGEN

STAND:
OKTOBER 2002

� Optimale Anbindung Straßen- und Schienennetz

� Hohe Standortqualität / Vermarktungsmöglichkeiten

� B-Plan erlaubt hohe Nutzungsdichte
� Am Standort 516 mehrere Anfragen für höherwertige Nutzung, Hotels

und Einzelhandel wurden abgelehnt, Nutzungskon-
zept/Bebauungskonzept wird gegenwärtig überarbeitet,

� Durch Neuordnung und Umsetzung der Kleinbetriebe z.B. in Handwer-
ker / Gewerbehöfe entsteht großes zusätzliches Entwicklungspotenzial

� Zusätzliche Potenziale durch die Aufgabe Möbelhaus Wössner
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NUTZUNGSZIELE/
STÄDTE-
BAULICHES
KONZEPT

� Pendant zum „Mittleren Pfad“ im Bereich Flachter Straße
� Städtebauliche Dominante wünschenswert, attraktiver Auftakt/Eingang
� Kleingewerbe/Handwerk an der Rutesheimer Straße
� im Bereich „Waschstraße“ Umgestaltung Platzbereich mit Dienstleis-

tungen

� Verbesserung Infrastruktur (Einzelhandel, Gastronomie)

� Errichtung eines Gewerbehofes

Mögliche Städtebauliche Entwicklung (Stand: Oktober 2002)

STRATEGIE � Klärung der personellen Zuständigkeit und Projektdefinition

� Großräumige Betrachtung für das gesamte Gewerbegebietes Weilim-
dorf im Rahmen einer Zukunftsoffensive

� Aufzeigen von städtebaulichen Entwicklungschancen und von bran-
chen- und vermarktungsbezogenen Perspektiven

� Einbindung der örtlichen Unternehmen

� Offensives Standortmarketing

Jahr 2003 2004 2005 2006
Projektvorbereitung „Zukunftsoffen-
sive Weilimdorf"

Projektdurchführung „Zukunftsoffen-
sive Gewerbegebiet Weilimdorf

Schlussbericht / Beschluss des Ge-
meinderates

Umsetzung
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SSttaannddoorrtt 22:: KKoorrnnttaalleerr LLaannddssttrraaßßee // BBaacchhggeerrsstteennssttrraaßßee

LAGEPLAN

LUFTBILD

LAGE
NBS-Nr.:

Stadtbezirk:

Straße:

KENNZIFFERN
Grundstücksfläche:

Realisierbare
Geschoßfläche:

Mögliche
Wohneinheiten:

Planungsrecht:

Eigentümer:

Bodenrichtwert
(€/qm):

525, 526, 527
Weilimdorf
Bachgerstenstraße, Korntaler Landstraße

37.259 qm

68.000 qm

0
Altes Gewerbegebiet, Veränderungssperre, B-Plan liegt als Entwurf vor,
Satzungsbeschluss voraussichtlich Mitte 2003, G im FNP

LAVA-Lackfabrik, Kühler Behr, diverse private Eigentümer

200 (Gewerbe)

HEMMNISSE � Preisvorstellungen der Eigentümer
� Altlasten (Kostenvoranschlag 4,0 Mio. €, Sanierungsdauer ca. 10

Jahre)
� Hohe Verlagerungskosten
� Geringe Mitwirkungsbereitschaft
� Eingeschränkte gewerbliche Nutzung (benachbarte Wohnbebauung)
� Langfristige Vermietung von Teilflächen
� Keine wirtschaftlich tragfähige Nutzung aufgrund der vorhandenen Alt-

lasten, Aktivierung ist ohne öffentliche Förderung auszuschließen

STANDORT-
POTENZIALE /
ENTWICKLUNGEN

STAND:
OKTOBER 2002

� B-Plan lässt eine erhebliche Nachverdichtung zu
� Relativ gute Anbindung an die A 81 (Anschlussstelle Feuerbach)
� Nähe S-Bahn-Stationen Korntal und Feuerbach
� Fehlende Gewerbeflächen für Handwerksbetriebe/Kleinbetriebe im

Nordosten der Landeshauptstadt
� Interessanter Standort für Einzelhandel, Bauvoranfrage großflächiger

Einzelhandel liegt vor
� Für Wohnnutzung ungeeignet (erhebliche Emissionen)
� Aufkauf durch die Landeshauptstadt Ende der 90er Jahre ist gescheitert
� Veräußerung an einen Investor ist u.a. aufgrund der Altlastenproble-

matik nicht zustande gekommen
� Schlüsselgrundstück ist langfristig vermietet
� Bauantrag Ready-Mix wurde nicht umgesetzt
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NUTZUNGSZIELE/
STÄDTE-
BAULICHES
KONZEPT

� Mischnutzung von Gewerbe und Dienstleistungen/Büronutzung
� Blockrandbebauung entlang Korntaler Landstraße mit Büronutzungen
� Kleinbetriebe/Handwerksbetriebe im rückwärtigen Bereich
� Flexible Erschließung von der Bachgeratenstraße
� Errichtung eines Handwerkerhofes
� Beseitigung der Altlast

Mögliche Städtebauliche Entwicklung (Stand: Oktober 2002)

STRATEGIE � Klärung der Fördermöglichkeiten/Risikobegrenzung durch Altlasten-
fonds

� Erarbeitung eines Sanierungskonzeptes als Voraussetzung zur Ge-
nehmigung des B-Planes

� Durchführung eines zukunftsoffensiven Gewerbegebietes Weilimdorf
(siehe auch Standort Flachter/Rutesheimer Straße)

� Grundstückserwerb durch die Landeshauptstadt

Jahr 2003 2004 2005 2006

Erarbeitung Sanierungskonzept

Bebauungsplan / Grünordnungsplan

Projektvorbereitung „Zukunftsoffen-
sive Gewerbegebiet „Weilimdorf“
Projektdurchführung Zukunftsoffen-
sive Gewerbegebiet Weilimdorf“
Grundstückserwerb

Umsetzung



Seite 78 4 Exemplarische Verdeutlichung

SSttaannddoorrtt 33:: OOppppeellnneerr SSttrraaßßee // SStteepphhaann AArreeaall

LAGEPLAN

LUFTBILD

LAGE
NBS-Nr.:

Stadtbezirk:

Straße:

KENNZIFFERN
Grundstücksfläche:

Realisierbare
Geschoßfläche:

Mögliche
Wohneinheiten:

Planungsrecht:

Eigentümer:

Bodenrichtwert
(€/qm):

48
Bad Cannstatt
Oppelner Straße

15.805 qm

15.000 qm

--

Baustaffel 3 entlang Oppelner Straße, Industriegebiet (altes Recht), B-Plan
für den Standort liegt als Vorentwurf vor, G im FNP
Baufirma Stephan

200

HEMMNISSE � Problematische Erschließung / ungünstige Lage im städtebaulichen
Umfeld

� Schlüsselgrundstücke wurden von der Stadt nicht erworben
� Eigentumsverhältnisse
� Hohe Preisvorstellungen des Eigentümers
� Verhandlungen mit Eigentümern sind gescheitert

STANDORT-
POTENZIALE /
ENTWICKLUNGEN

STAND:
OKTOBER 2002

� Gute Anbindung an das Straßennetz (B 10) und die Stadtbahn (Stadt-
bahnhaltepunkt Gnesener Straße ist aufgrund der Topographie aller-
dings nicht direkt erreichbar)

� Geringe Entfernungen zum Kurpark und Stadtmitte Bad Cannstatt
� Nutzungsoptionen für Kleingewerbe, Einzelhandel, öffentliche Nutzun-

gen, Logistik
� Wohnnutzung nicht zu empfehlen
� Weitere Potenziale im Umfeld (Firma Unverzagt, Bettfedernfabrik etc.)
� Immobilienmakler wurde mit Vermarktung beauftragt, Vermarktung ist

bislang v.a. an der problematischen Erschließung gescheitert, mit den
beteiligten Eigentümern konnte kein Einvernehmen hergestellt werden

� Stadtplanungsamt hat Vorschläge zur Verbesserung der Erschließung
ausgearbeitet
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NUTZUNGSZIELE/
STÄDTEBAU-
LICHES KONZEPT

� Nutzung für Kleinbetriebe/Handwerksbetriebe
� Verbesserung der Erschließung
� Verbindung zwischen Hofener Straße und der Sichelstraße
� Fußwegeverbindungen zwischen Gnesener Straße und Schmidener

Straße
� Flächentausch
� Hohe Flexibilität bezüglich der Flächengröße/Zuschnitt

Mögliche Städtebauliche Entwicklung (Stand: Oktober 2002)

STRATEGIE � Nutzungskonzept für das Gesamtareal „Cannstatt Nord“
� Verhandlungen zwischen den Eigentümern, Begleitung durch einen

externen Mediator
� Erarbeitung eines B-Planes für das Gesamtgebiet
� Ggf. Entwicklung eines Gewerbehofes/Handwerkerhofes

Jahr 2003 2004 2005 2006
Projektvorbereitung / Einschaltung ei-
nes externen Projektentwicklers
Verhandlungen mit den Eigentümern
Erarbeitung eines B-Planes für das
Gesamtgebiet
Option:
� Grunderwerb durch die Stadt
� Projekt Handwerkerhof
� Testplanung
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SSttaannddoorrtt 44:: KKeeggeelleenn // EEllwweerrttssttrraaßßee

LAGEPLAN

LUFTBILD

LAGE
NBS-Nr.:

Stadtbezirk:

Straße:

KENNZIFFERN
Grundstücksfläche:

Realisierbare
Geschoßfläche:

Mögliche
Wohneinheiten:

Planungsrecht:

Eigentümer:

Bodenrichtwert
(€/qm):

50
Bad Cannstatt
Kegelenstraße / Elwertstraße

14.463 qm

24.000 qm

40
Baustaffel 3, B-Plan als Entwurf (MI), M im FNP

Stadt Stuttgart, Erbengemeinschaft Krauss

460

WIEDERNUT-
ZUNGS-
HEMMNISSE

� Überhöhte Preisvorstellungen
� Fehlendes Interesse der Erbengemeinschaft
� Fehlender kostengünstiger Alternativstandort
� Bebauungsplanung zu Lasten der Firma Krauss
� Fehlender wirtschaftlicher Ausgleich
� Entwidmung Bahnfläche erforderlich
� Projektentwicklung wurde von der Stadt nicht als vorrangig angesehen

STANDORT-
POTENZIALE /
ENTWICKLUNGEN

STAND:
OKTOBER 2002

� Lage in unmittelbarer Nähe S-Bahn
� Entwicklungschancen in Zusammenhang mit dem Güterbahnhofgelände

(geplantes Olympisches Dorf), Zugangsfunktion zwischen Bahnhof Bad
Cannstatt und Olympiagelände/Güterbahnhof

� Schaffung eines Platzbereiches (Forum) am Südausgang des Bahnhofes
� Potenziale im Umfeld: SSB-Depot
� Geeignet für höherwertige gemischte Nutzung (Büro, Handel, Wohnen,

öffentliche Nutzungen)
� Rahmenplan seit 10 Jahren vorhanden
� Vorbereitende Untersuchung Veielbrunnenweg ist abgeschlossen
� B-Plan vorhanden, Rechtsverbindlichkeit steht noch aus
� Grundstückstausch auf Basis des B-Planes wurde nicht zugestimmt, da

einseitig zu Lasten der ansässigen Schreinerei
� Verkaufsinteresse ist vorhanden
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NUTZUNGSZIELE/
STÄDTEBAU-
LICHES KONZEPT

� Schaffung eines Platzbereiches am Südausgang des Bahnhofes
� Umsetzung der Planungen unabhängig von der Olympiabewerbung
� Verschwenkung der Kegelenstraße zur Elwertstraße mit einer Block-

randbebauung entlang der Kegelenstraße
� Entwicklung zu einem Wohn- und Dienstleistungsstandort

� Verlagerung des ansässigen Betriebes

Mögliche Städtebauliche Entwicklung (Stand: Oktober 2002)

STRATEGIE � Verhandlungen zwischen den Beteiligten unter Einschaltung eines
neutralen Mediators

� Überarbeitung der städtebaulichen Konzeption auf Grundlage der Pla-
nungsüberlegungen im Zusammenhang mit der Olympiabewerbung

� Grundstückserwerb (Zwischenerwerb)
� Städtebaulicher Wettbewerb
� Bebauungsplan / Grünordnungsplan

Jahr 2003 2004 2005 2006

Projektvorbereitung

Projektdurchführung

Grundstückserwerb

Städtebaulicher Wettbewerb

Bebauungsplan / Grünordnungsplan

Umsetzung
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SSttaannddoorrtt 55:: GGoottttffrriieedd KKeelllleerr SSttrraaßßee // eehheemmaalliiggeess CCoooopp AArreeaall

LAGEPLAN

LUFTBILD

LAGE
NBS-Nr.:

Stadtbezirk:

Straße:

KENNZIFFERN
Grundstücksfläche:

Realisierbare
Geschoßfläche:

Mögliche
Wohneinheiten:

Planungsrecht:

Eigentümer:

Bodenrichtwert
(€/qm):

32, 33, 38
Zuffenhausen
Gottfried-Keller-Straße, Stammheimer
Straße, Schützenbühlstraße

47.437 qm

80.000 qm

215
GI (altes Recht), Baustaffel 7 und 3, M im FNP
Stadt Stuttgart, diverse Eigentümer (Jaus, Tremmel etc.)

200 - 500

HEMMNISSE � Konkurrierende Nutzungen
� Angrenzende Wohnbebauung
� Unklare städtebauliche Entwicklungsziele (nach geltendem Planungs-

recht Industriegebiet, im FNP und im Rahmenplan als Mischgebiet
vorgesehen)

� Eigentumsverhältnisse
� Widersprechende Nutzungskonzepte (Stadt / Eigentümer)
� Denkmalschutz (ehemaliges Coop-Gebäude)

STANDORT-
POTENZIALE /
ENTWICKLUNGEN

STAND:
OKTOBER 2002

� Erschließung durch den ÖPNV über die Straßenbahnlinie 15, Umstel-
lung auf Stadtbahnbetrieb ist geplant (zusätzliche Erschließungsqua-
lität)

� S-Bahnhaltepunkt Zuffenhausen fußläufig noch erreichbar
� Gute Anbindung an BAB 8 und B 10
� Langfristiges Potenzial durch die Zollanlage
� Standort interessant für Einzelhandelsnutzungen, Dienstleistungsbe-

triebe, Büronutzungen
� Für Wohnnutzungen/Produktion nicht bzw. bedingt geeignet
� Rahmenplan im Entwurf vorhanden (kerngebietstypische Mischnut-

zung), der Rahmenplanentwurf wird überarbeitet
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� Für die Fläche Nr. 33 wurde Ende Februar 2002 der Aufstellungsbe-
schluss zum B-Plan gefasst

� Art der festzusetzenden Nutzung voraussichtlich MK. Projekt Tremmel
(Standort 33) sieht großflächigen Einzelhandel (3.500 - 4.000 qm VF)
vor, Büros und Altenpflegeeinrichtungen (95 Plätze sowie 30
Angehörigenappartements) vor

� 07/02: Bauvoranfrage zu großflächigem Einzelhandel (2.500 qm VF)
wurde zurückgezogen (Areal Jaus)

NUTZUNGSZIELE/
STÄDTEBAU-
LICHES KONZEPT

� Anlehnung der weiteren städtebaulichen Entwicklung an Variante 1 der
vorliegenden Rahmenplanung

� Errichtung eines Nachbarschaftszentrums im Bereich der geplanten
neuen Haltestelle

� Oberirdischer Stadtbahnhaltepunkt

� Mischnutzung (Einzelhandel/Dienstleistungen/Büronutzungen

Mögliche Städtebauliche Entwicklung (Stand: Oktober 2002)

�

� Schaffung einer Grünzäsur zwischen Schützenbühlstraße und Salzwie-
senstraße

STRATEGIE � Abgestimmtes Entwicklungskonzept zwischen den Beteiligten, Weiter-
entwicklung des Rahmenplanes

� Klärung der Realisierungschancen

� Durchführung einer Zukunftsoffensive

� Städtebauliche Wettbewerbe für Teilflächen

Jahr 2002 2003 2004 2005

Durchführung von Vorbereitenden
Untersuchung

Projektvorbereitung Zukunftsoffensive
„Zuffenhausen West“

Projektdurchführung Zukunftsoffen-
sive „Zuffenhausen West“

Bebauungsplan / Grünordnungsplan
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SSttaannddoorrtt 66:: PPoossttssttrraaßßee WWaasssseerrwweerrkk

LAGEPLAN

LUFTBILD

LAGE
NBS-Nr.:

Stadtbezirk:

Straße:

KENNZIFFERN
Grundstücksfläche:

Realisierbare
Geschoßfläche:

Mögliche
Wohneinheiten:

Planungsrecht:

Eigentümer:

Bodenrichtwert
(€/qm):

503, 508
Stuttgart Ost
Poststraße

74.000 qm

55.000 qm - 70.000 qm

300
Fläche für Ver- und Entsorgung (FNP)
Stadtwerke Stuttgart, Fa. Baur

590

HEMMNISSE � Problematische verkehrliche Erschließung
� Städtebauliche Randlage
� Emissionen durch die Bundesstraße B 10
� Planungsvorbehalt Olympia
� Denkmalschutz
� Vermarktung ohne Aufwertung des Umfelds wenig erfolgversprechend

STANDORT-
POTENZIALE /
ENTWICKLUNGEN

STAND:
OKTOBER 2002

� Ehemaliges Wasserwerk, südlicher Teilbereich wird als Versorgungsflä-
che nicht mehr benötigt

� Gebäude der ehemaligen Firma Baur Karrosseriebau untergenutzt
� Direkte Anbindung an die B 10
� Entfernung S-Bahnhaltepunkt Bad Cannstatt ca. 700m
� Nähe Park der Villa Berg, Mineralbad Leuze, Unterer Schloßgarten
� Derzeit werden Nutzungsüberlegungen in Zusammenhang mit der

Olympiabewerbung angestellt
� Prädestiniert für Büronutzungen, Hotelstandort, Einzelhandel
� Wohnnutzungen bei Minimierung der Emissionen, die von der B 10

ausgehen
� Im Rahmen der Olympia-Planungen ist eine Überdeckelung der B 10

vorgesehen
� Realisierung einer Grünspange Park der Villa Berg – Cannstatter Wasen
� Testplanungen wurden im Rahmen des Projektes Nachhaltiges

Bauflächenmanagement (Oktober 2001 – Januar 2002) erarbeitet
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NUTZUNGSZIELE/
STÄDTEBAU-
LICHES KONZEPT

� Mischnutzung Wohnen, Büronutzungen, Hotel
� Verzahnung mit dem Stadtteil Berg
� Schützende Randbebauung zur B 10 durch Parkierung und zum Innen-

bereich orientierten Büros
� Maßvoll verdichtete Wohnformen für junge Familien
� Schaffung eines Zentrums (denkmalgeschützte Gebäude) und eines

„Mineralsees“
� Fortführung des Berger Steges
� Städtebauliches Merkzeichen an der Zufahrt von der Bundesstraße
� Kostengünstiges Bauen durch Bauherrengemeinschaften

Mögliche Städtebauliche Entwicklung (Stand: Dezember 2001)

STRATEGIE � Das weitere Vorgehen hängt von den weiteren Entscheidung zu Olym-
pia ab

� Bei erfolgreicher Bewerbung Weiterführung des Olympiakonzeptes
(Planungen Auer und Weber) und Durchführung eines Realisierungs-
wettbewerbes, sonst städtebaulicher Wettbewerb auf Grundlage der
vorliegenden Planungsüberlegungen

� Machbarkeitsstudie zur Tieferlegung / Überdeckelung Verlegung der
B 10

Jahr 2003 2004 2005 2006 2007 2008

Weiterführung des Olympiakonzeptes
(Planungen Auer und Weber)

Internationale Entscheidung zu Olym-
pia 2012

Machbarkeitstudie zur Verlegung der
B 10

Realisierungswettbewerb

Grunderwerb

Bebauungsplan / Grünordnungsplan

Projektentwicklung (Realisierung, Ver-
marktung)
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SSttaannddoorrtt 77:: PPoossttaarreeaall NNoorrddbbaahhnnhhooff

LAGEPLAN

LUFTBILD

LAGE
NBS-Nr.:

Stadtbezirk:

Straße:

KENNZIFFERN
Grundstücksfläche:

Realisierbare
Geschoßfläche:

Mögliche
Wohneinheiten:

Planungsrecht:

Eigentümer:

Bodenrichtwert
(€/qm):

626
Nord
Rosensteinstraße

29.000

40.000 qm

250
Baustaffel 5 und Industriegebiet
Post AG

345

HEMMNISSE � Unklare Ziele, divergierende Ziele
� Unsicherheiten im Hinblick auf die Realisierung von Stuttgart 21, z.B.

Ausbau der Rosensteinstraße im Zuge von Stuttgart 21 (Erschließung
des Gebietes B)

STANDORT-
POTENZIALE /
ENTWICKLUNGEN

STAND:
OKTOBER 2002

� Postgrundstück, z.Z. an verschiedene Zwischennutzer vermietet
� Geeignet für hochwertige innerstädtische Wohnungen (insgesamt ca.

250 WE) und Büros / Dienstleistungen, v.a. im Hinblick auf S 21
(Bahnhaltepunkt Mittnachtstraße)

� Aufgrund der Lage für Einzelhandel und Logistikbetriebe interessant
� Wurde Mitte 2002 als möglicher Standort für berufliche Schule für Ge-

sundheit und Pflege (ca. 15.000 qm) diskutiert
� Potenziale im Umfeld: längerfristig S 21, Teilgebiet B
� Städtebaulich wichtiges Entwicklungspotenzial für das Nordbahnhof-

viertel
� Erste Vermarktungsaktivitäten durch die Post 1995, Testentwürfe mit

einer Blockrandbebauung wurden vorgelegt, Planungen wurden auf-
grund der unklaren Entwicklung (u.a. S 21) nicht fortgesetzt

� Post ist im Gespräch mit Investoren zur Nutzung für Einzelhandel, Lo-
gistik

� Kaufverhandlungen zwischen der Stadt und der Post
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NUTZUNGSZIELE/
STÄDTEBAU-
LICHES KONZEPT

� Weiterführung der prägenden Blockrandbebauung
� Großzügiger Grünbereich entlang des Schlierholzweges und Vernetzung

mit dem Rosensteinpark
� Städtebauliche Dominanten
� Durchgrünung von Straßenräumen und Blockinnenbereichen
� Nutzungsmischung zur Rosensteinstraße, Einzelhandelsnutzun-

gen/Dienstleistungen im Bereich des Haltepunktes
� In Variante 2 ist der Standort für eine Berufsschule vorgesehen.

Mögliche Städtebauliche Entwicklung (Stand: Oktober 2002)

STRATEGIE � Zwischenerwerb durch die Stadt
� Entwicklung als Leitprojekt für die Innenentwicklung
� Ausschreibung eines Investorenwettbewerbs
� Bildung von Bauherrengemeinschaften

Jahr 2002 2003 2004 2005 2006

Grunderwerb

Projektdefinition

Architektenwettbewerb / Investoren-
wettbewerb

Bebauungsplan / Grünordnungsplan

Altlastenentsorgung

Projektentwicklung
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SSttaannddoorrtt 88:: UUllmmeerr SSttrraaßßee

LAGEPLAN

LUFTBILD

LAGE
NBS-Nr.:

Stadtbezirk:

Straße:

KENNZIFFERN
Grundstücksfläche:

Realisierbare
Geschoßfläche:

Mögliche
Wohneinheiten:

Planungsrecht:

Eigentümer:

Bodenrichtwert
(€/qm):

65, 66, 67, 68, 69, 642
Wangen
Wangener Straße, Ulmer Straße,
Viehwasen

45.300 qm

71.000 qm

30

Industrieviertel (altes Recht, 1920 / 1924), G im FNP, Rahmenplan Ar-
beitsstättengebiet

Fa. Rothfuss, Telekom AG, Firma Aldi, Private Eigentümer

200 - 480

HEMMNISSE � Mangelhafte innere Erschließung und dadurch unflexible Gebäudenut-
zung / Grundstücksnutzung, vorhandene Wohnnutzungen

� Angrenzende Flächen werden für die Baustellenlogistik von Stuttgart
21 benötigt

� Fehlendes Entwicklungskonzept zur Umsetzung des Rahmenplans

STANDORT-
POTENZIALE /
ENTWICKLUNGEN

STAND:
OKTOBER 2002

� Zentrale Lage im Stadtbezirk Wangen, guter ÖPNV-Anschluss (Stadt-
bahn)

� Anbindung an die B 10

� Flächen liegen im Sanierungsgebiet Gaisburg / Wangen Nord

� Städtebauliche Entwicklungsziele sind im Rahmenplan Arbeitsstätten-
gebiet Gaisburg / Wangen-Nord (1993) formuliert

� Ziel des Rahmenplans ist eine Verdichtung der Bebauung, wobei vor
allem die Schließung der Baulücken städtebaulich vordringlich ist

� Ein Teil der Fläche 65 ist durch das Projekt S 21 blockiert und steht
erst nach Fertigstellung des Bahnknotens zur Verfügung

� Fläche Nr. 66 wird als Moscheestandort diskutiert

� Die Flächen südwestlich der Ulmer Straße weisen bei starker Unternut-
zung einen gemischten Nutzungsbestand Wohnen / Arbeiten auf

� Die Entwicklung des Standortes beschränkt sich zunächst auf die Flä-
chen der Firma Rothfuss

� Potenzieller Standort für Kleinbetriebe/Handwerksbetriebe
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NUTZUNGSZIELE/
STÄDTEBAU-
LICHES KONZEPT

� Verbesserung der verkehrlichen Erschließung

� Gewerbliche Nutzung (Kleingewerbe/Handwerksbetriebe)

� Entfernung des Industriegleises

� Ausbau der Querverbindung im südlichen Bereich des Areals

� Variable Aufteilung

� Nutzung des Gebäudebestandes

Mögliche Städtebauliche Entwicklung (Stand: Oktober 2002)

STRATEGIE � Kurzfristige Entwicklungsmöglichkeiten Firma Rothfuss

� Konzeption zur Flächen- und Erschließungsdisposition

� Klärung der Kosten/Finanzierung

Jahr 2003 2004 2005 2006 2007
Projektdefinition

Projektentwicklung

Bebauungsplan

Erschließung

Vermarktung



Seite 90 4 Exemplarische Verdeutlichung

SSttaannddoorrtt 99:: BBaahhnnhhooff MMööhhrriinnggeenn
LAGEPLAN

LUFTBILD

LAGE
NBS-Nr.:

Stadtbezirk:

Straße:

KENNZIFFERN
Grundstücksfläche:

Realisierbare
Geschoßfläche:

Mögliche
Wohneinheiten:

Planungsrecht:

Eigentümer:

Bodenrichtwert
(€/qm):

88
Möhringen
Nördlich geplanter Probststraße

14.951 qm

19.200 qm

250
B-Plan im Entwurf, M im FNP
Stadt Stuttgart, SSB

820

HEMMNISSE � Ungeklärte Erschließung
� Hohe Erschließungskosten bei Ausbau der Probststraße zu einer inner-

örtlichen Umgehungsstraße (Brückenbauwerk, Ausbaustandard)
� Ungeklärte Kostenübernahme
� Ausbau der Probststraße zu einer innerörtlichen Umgehungsstraße

mindert Vermarktungschancen
� Städtebaulicher Vertrag zwischen Stadt und SSB ist noch nicht abge-

stimmt

STANDORT-
POTENZIALE /
ENTWICKLUNGEN

STAND:
OKTOBER 2002

� Zentrale Lage im Fildervorort S-Möhringen
� Optimaler ÖPNV-Anschluss (künftig Direktanschluss an Flughafen /

Neue Messe)
� Potenziale im Umfeld: NBS Nr. 87, 10.400 qm GF im Bau
� Zeitstufe 1 (Zeitstufenliste Wohnen FNP 2010)
� B-Plan im Verfahren
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NUTZUNGSZIELE/
STÄDTEBAU-
LICHES KONZEPT

� Wiedernutzung ist abhängig vom Bau einer neuen Probststraße, deren
Finanzierung (insbesondere Brückenbauwerk) über GVFG nicht gesi-
chert ist

� Stufenweises Vorgehen (Prüfung einer Nutzung der vorhandenen Wi-
derlager für das Brückenbauwerk)

Mögliche Städtebauliche Entwicklung (Stand: Oktober 2002)

STRATEGIE � Einigung zwischen der Landeshauptstadt Stuttgart und der SSB zur Er-
schließung des Standortes und zur Aufteilung der Kosten

� Verhandlungen auf Führungsebene

� Prüfung einer alternativen Erschließung

� Überarbeitung / Abstimmung der städtebaulichen Verträge

� Abschluss des B-Plan-Verfahrens

Jahr 2003 2004 2005 2006
Einigung SSB-Landeshauptstadt
Stuttgart
Prüfung einer alternativen
Erschließung
Bebauungsplan

Vermarktung

Erschließung



Seite 92 4 Exemplarische Verdeutlichung

SSttaannddoorrtt 1100:: EEhheemmaalliiggee FFiirrmmaa GGrroossss uunndd FFrrooeelliicchh

LAGEPLAN

LUFTBILD

LAGE
NBS-Nr.:

Stadtbezirk:

Straße:

KENNZIFFERN
Grundstücksfläche:

Realisierbare
Geschoßfläche:

Mögliche
Wohneinheiten:

Planungsrecht:

Eigentümer:

Bodenrichtwert
(€/qm):

501
Süd
Burgstallstraße, Müllerstraße

8.592 qm

6.000 qm

ca. 50 - 110 (entwurfsabhängig)
Mi (B-Plan), W im FNP
Frankfurter Allgemeine Hypobank

600

HEMMNISSE � Zu hohe Preisvorstellungen des Eigentümers
� Hoher Grundstückspreis, der Ende der 90er Jahre für das Areal bezahlt

wurde
� Unter den gegenwärtigen Marktverhältnissen und unter Beachtung der

standörtlichen Bedingungen sind die vorgesehenen Wohngebäude zu
den genannten Konditionen nicht vermarktungsfähig

� Moschee-Diskussion, fehlende klare Entwicklungsziele

STANDORT-
POTENZIALE /
ENTWICKLUNGEN

STAND:
OKTOBER 2002

� Baugenehmigung für 48 Reihenhäuser mit TG liegt vor
� Areal soll in das Programm „Preisgünstiges Wohneigentum“ aufge-

nommen werden
� Inzwischen liegt eine neue Planung über 56 Reihenhauseinheiten vor

(Hausbau Wüstenrot)
� Evtl. Standort für Studentenwohnungen
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NUTZUNGSZIELE/
STÄDTEBAU-
LICHES KONZEPT:

� Zwischenerwerb durch Landeshauptstadt Stuttgart oder SWSG
� Überarbeitung der städtebaulichen Planungen (verdichteter Wohnungs-

bau)
� Standort für Bauherrengemeinschaften
� Gesamtentwicklung mit benachbarten Gann-Areal
� Projektentwicklung durch SWSG

Mögliche Städtebauliche Entwicklung (Stand: Oktober 2002)

STRATEGIE
� Zwischenerwerb durch Landeshauptstadt Stuttgart oder SWSG
� Überarbeitung der städtebaulichen Planungen / Architektenwettbewerb

(verdichteter Wohnungsbau)
� Standort für Bauherrengemeinschaften
� Gesamtentwicklung mit benachbartem Gann-Areal
� Projektentwicklung durch SWSG

Jahr 2003 2004 2005 2006

Projektdefinition

Projektentwicklung

Grundstückserwerb

Realisierung
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4.3.3 Fazit

Durch die Auseinandersetzung mit den 10 untersuchten Standorten
wurden die Hemmnisse, die eine Aktivierung der Flächenpotenziale
verhindern, deutlich. Folgende Gründe lassen sich anführen:
� Wirtschaftliche Rahmenbedingungen/Rentabilität von Um- und

Wiedernutzungen (Umbau- Abrisskosten, Erschließungskosten,
Aufbereitungskosten, Beseitigung von Altlasten etc.)

� Städtebauliche Rahmenbedingungen (Lage, Größe, Zuschnitt der
Flächen, Gemengelagen etc.)

� Erschließungsmängel (äußere und innere Erschließung)
� Makroökonomische Rahmenbedingungen (konjunkturelle Entwick-

lung, Nachfrageentwicklung etc.)
� Planungsrechtliche Vorgaben (incl. Immissionsschutzrecht)
� Nutzungsunsicherheit/fehlende Nutzungsziele
� Eigentumsverhältnisse/fehlende Verkaufsbereitschaft (überzogene

Preisvorstellungen der Flächeneigentümer, „Spekulationsbrache“).
� Fehlende, unzureichende oder unkoordinierte Kommunikation der

Akteure (Stadt, Investoren, Eigentümer)

Festzustellen ist, dass die planungsrechtlichen Voraussetzungen für
höherwertigere Nutzungen in den Regel geschaffen wurden bzw. auf-
grund vorliegender Planungen möglich sind (Bebauungsplan, Baustaf-
fel, etc.). Nutzungskonzepte und städtebauliche Konzepte liegen für
die meisten Flächen ebenfalls vor. In vielen Fällen sind damit zwar die
planerischen Voraussetzungen für eine Bebauung gegeben, in der Um-
setzung zeigt sich aber häufig, dass die vorgelegten Konzepte wirt-
schaftlich nicht tragfähig sind, an der Nachfrage vorbeigehen oder mit
den Eigentümern nicht abgestimmt sind.

Hinzu kommen relativ lange Entscheidungsabläufe. Umfangreiche poli-
tische und fachliche Entscheidungsprozesse und die komplexe Organi-
sationsstruktur der Verwaltung verhindern ein rasches Reagieren auf
veränderte Marktkonstellationen und Marktentwicklungen.

Die Gespräche mit den Eigentümern haben gezeigt, dass ein Haupt-
problem in der fehlenden Kommunikation zwischen den Akteuren zu
suchen ist. Wenn die wesentlichen Akteure - Grundstückseigentümer,
Nutzer und die Landeshauptstadt Stuttgart - an unterschiedlichen
Zielen und unabhängig voneinander arbeiten, gelingt die Aktivierung
einer Fläche nicht oder nur selten.

Im Mittelpunkt steht deshalb die Frage, welche organisatorischen Vor-
aussetzungen und Veränderungen im Verhältnis zwischen Stadtver-
waltung und Eigentümer/Investor erforderlich sind, damit die vor-
handenen Flächenpotenziale rascher als bisher dem Markt zugeführt
werden können. Dazu gehört auch die Frage zum Selbstverständnis
der Verwaltung.
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Zusammenschau

Standort
Größe

ha
aktivierbare Vorgeschlagene

Schritte und Maßnahmen
Geschoß-
fläche in

qm

Beschäf-
tigte

WE

1.Flachter-/Ru-
tesheimer
Straße

4,1 85.200 2.000 0 � Zukunftsoffensive „Gewerbe-
gebiet Weilimdorf“

� Gewerbeflächenpool für Be-
triebsverlagerungen

� Flächenerwerb Stadt
� Verbesserung Infrastruktur/

Versorgung
� Projekt Gewerbehof/Hand-

werkerhof
2.Korntaler Land-

straße/Bach-
gerstenstraße

3,7 68.000 500 0 � Zukunftsoffensive „Gewerbe-
gebiet Weilimdorf“

� Altlastensanierung
� B-Plan

3.Oppelner
Straße/
Stephan-Areal

1,6 15.000 150 0 � Verhandlungen/Interessenaus-
gleich zwischen den Eigentü-
mern, externer Mediator

� Nutzungskonzept Gebiet „Bad
Cannstatt Nord“, gegebenenfalls
als Testplanung

� Projekt Handwerkerhof/
Gewerbehof

� B-Plan
� Verbesserung der Erschließung
� Flexible Grundstückszuschnitte

4.Kegelen-/
Elwertstraße

1,4 24.000 150 40 � Aufnahme Sanierungsprogramm
� Verhandlungen/Interessen-

ausgleich zwischen den Be-
teiligten, externer Mediator

� Ermittlung von Verlagerungs-
flächen

� Überarbeitung städtebauliche
Konzeption

� Grundstückserwerb
� B-Plan

5.Gottfried-Kel-
ler-Straße -
ehem. Coop-
Areal

4,7 80.000 500 215 � Abstimmung Entwicklungs-
konzept

� Zukunftsoffensive „Zuffen-
hausen West“

� Ausweisung Sanierungsgebiet
� Städtebauliche Einzelwett-

bewerbe
� B-Plan/GOP

6.Poststraße
Wasserwerk

7,4 45.000 -
70.000

950 300 � Machbarkeitsstudie Tieferlegung
B 10

� Städtebaulicher Wettbewerb
� Einschaltung Projektentwickler
� B-Plan/GOP

7.Postareal Nord-
bahnhof

2,9 40.000 200 250 � Grunderwerb Stadt
� Investorenwettbewerb �

Testplanung vorgeschaltet
� Projektentwicklung
� Bauherrengemeinschaften

8.Ulmer Straße 4,5 71.000 100 30 � Konzeption zur Flächen-/
Erschließungsdisposition

� Neue Erschließungsstraße
� Klärung Kosten/
� Finanzierung

9.Bahnhof Möh-
ringen

1,5 19.200 100 250 � Einigung städtebaulicher Vertrag
� Prüfung alternative Er-

schließung, gegebenenfalls
Testplanung

� B-Plan
10. Ehem. Fa.

Groß + Froe-
lich

0,9 6.000 0 50 -
100

� Grunderwerb SWSG
� Architektenwettbewerb
� Bauherrengemeinschaften
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5 Strategien und Handlungsfelder

5.1 Ausgangslage

Ziel der Stadt Stuttgart ist es, einen wesentlichen Teil des Flächenbe-
darfs durch die Innenentwicklung abzudecken. Im Flächennutzungs-
plan 2010 für die Landeshauptstadt Stuttgart wird der Innenentwick-
lung ein deutlicher Vorrang vor der Inanspruchnahme von Neubauflä-
chen eingeräumt: „Die stadtverträgliche Nutzung/Umnutzung und ggf.
Nachverdichtung vorhandener Wohn- und Gewerbegebiete wird die
wichtigste Aufgabe der Stadtentwicklung in Stuttgart sein. Flächen, auf
denen z.B. die bisherigen gewerblichen Nutzungen in der Folge wirt-
schaftlicher Strukturveränderungen aufgegeben werden, sollen mög-
lichst rasch einer Wiedernutzung zugeführt werden.“

Die Erhebung zu den Bauflächenpotenzialen hat gezeigt, dass in der
Landeshauptstadt Stuttgart enorme Flächenpotenziale im Innenbereich
existieren, die teilweise bereits seit Jahren einer Entwicklung harren.
In vielen Fällen wurden zwar die planerischen Voraussetzungen für
eine Bebauung geschaffen, in der Umsetzung zeigt sich aber häufig,
dass die vorgelegten Konzepte wirtschaftlich nicht tragfähig sind oder
an der Nachfrage vobeigehen.

Mit der Konzeption zum nachhaltigen Bauflächenmanagement soll die
rasche und effiziente Umsetzung der Wiedernutzung von Gewerbe-
brachen bzw. die Aufwertung und höherwertigere Nutzung befördert
werden.

5.1.1 Gute Beispiele / best practice

Im Umgang mit der Aktivierung von Flächenpotenzialen lassen sich
entsprechend den Aktivitäten des Eigentümers oder der Landeshaupt-
stadt Stuttgart prinzipiell zwei unterschiedliche Strategien, näm-
lich
� aktive Vorgehensweisen
� und reaktive Vorgehensweisen

feststellen.

Für beide Vorgehensweisen lassen sich in der Landeshauptstadt eine
Reihe von Beispielen benennen.

Beispiele einer
aktiven Rolle

Beispielhafte Projekte, bei denen die Landeshauptstadt Stuttgart eine
aktive Rolle zur Mobilisierung von Brachflächen und untergenutzten
Flächen – abgesehen von den Flächen, die im Rahmen von Stuttgart
21 einer baulichen Nutzung zugeführt werden – wahrgenommen hat,
sind die Projekte

� MKI (Zentrum für Medien, Kunst und innovative Dienstleistungen)
� Reiterkaserne
� FIT (Forum für Innovation und Technologie Stuttgart)
� Wohnprojekt Bockelstraße
� Zukunftsoffensive Vaihingen/Möhringen
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MKI
(Zentrum für
Medien, Kunst und
innovative
Dienstleistungen)

Im Rahmen des Projektes wird eine Industriebrache in Feuerbach zu
einem Zentrum für Medien, Kunst und innovative Dienstleistungen
entwickelt. Ziel ist es, durch eine ausgereifte Konzeption und vergüns-
tigte Mietpreise vor allem junge Firmen und Existenzgründer anzusie-
deln. Das Gelände wurde unter dem Verkehrswert an einen Investor
veräußert. Im Gegenzug wurden dem Investor umfangreiche Ver-
pflichtungen (festgeschriebene Mietpreise, Nutzungsbeschränkung
etc.) auferlegt. Der Investor ist verpflichtet, einmal jährlich durch eine
schriftliche Offenlegung Rechenschaft gegenüber einer Kommission
abzulegen.

Reiterkaserne Nach mehreren gescheiterten Planungen für das Gelände der ehemali-
gen Reiterkaserne in Bad Cannstatt hat die Wirtschafts- und Arbeits-
förderung der Landeshauptstadt die Initiative  ergriffen. Ziel ist es, auf
diesem Areal nach dem Vorbild des Zentrums für Medien, Kunst und
innovative Dienstleistungen (MKI) ein Medienzentrum zu errichten. Im
Sommer 2001 wurde das Gelände an einen privaten Investor veräu-
ßert, der auf diesem Areal ein Musik- und Medienzentrum entwickelt.
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FIT
(Forum für Innova-
tion und Technolo-
gie Stuttgart)

Ziel des Projektes ist es, das in den 50er Jahren aufgesiedelte Gewer-
begebiet zwischen Otto Konz und Otto Hirsch Bücke in Hedelfingen in
Kooperation mit den ansässigen Unternehmen zu entwickeln und neu
zu positionieren. Durch Um- und Neubauprojekte sollen Räume für Ar-
beitsplätze mit Zukunftsperspektiven in den Bereichen High Tech und
neue Technologien entstehen. Nach einer Bestandsaufnahme und der
Darstellung von Entwicklungsmöglichkeiten wurde  unter Federführung
der Wirtschaftsförderung im Dialog
mit den ansässigen Firmen und
Grundstückseigentümern und un-
ter Einschaltung externer Dienst-
leister eine langfristige Zukunfts-
perspektive/Zielplanung zur lang-
fristigen Aufwertung des Gebietes
erarbeitet. Mit der Ansiedlung des
Sony Entwicklungszentrums Euro-
pa („Sony Advanced Technology Center Stuttgart“) erfolgte bereits ei-
ne wesentliche Aufwertung des Standortes. Derzeit sind neben der
Hight Tech Factory (Investor ist die Firma Dibag) weitere Projekte wie
ein Business Center und ein Business Hotel in der Größenordnung von
rund 50 Mio. EURO auf den Weg gebracht.

Wohnprojekt
Bockelstraße

Das Wohnprojekt „Bockelstraße“ in Heumaden zeigt beispielhaft die
Verdichtungspotenziale eines Wohngebietes mit typischer vierge-
schossiger Bauweise aus dem Jahr 1957. Der Standort umfasst insge-
samt 2,5 Hektar und wird von der Bockelstraße, Bildäckerstraße und
Korianderstraße begrenzt. Die sechs vorhandenen Wohnblöcke mit zu-
sammen 156 Wohnungen wurden durch insgesamt fünf etwas kleinere
Wohnblöcke und einem Punkthaus mit 99 Wohnungen ergänzt, indem
die bisherigen Freiflächen genutzt wurden. Die bestehenden
Wohnblöcke wurden dabei an heutige Ansprüche angepasst und reno-
viert. Neben einer Modernisierung des Wohnungsbestandes wurde die
Infrastruktur des bestehenden Ladenzentrums durch zusätzliche La-
den- und Büroflächen, Arztpraxen und einen Kindergarten zu einem
Nachbarschaftszentrum aufgewertet. Durch Wärmedämmung, Wärme-
schutzverglasung und eine gasbetriebene Heizzentrale mit Brenn-
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werttechnik hat sich der Energiebedarf des Wohngebietes trotz zu-
sätzlicher Wohnungen nicht erhöht.

Heute wohnen im Quartier „Bo-
ckelstraße“ mit rund 620 Perso-
nen wieder annähernd so viele
Einwohner wie Ende der 50er
Jahre. Zugleich hat sich die
Wohnungszahl von 156 auf 255
erhöht. Das Projekt gilt als Bei-
spiel dafür, wie gestiegene
Wohnraumansprüche befriedigt
werden können, ohne dass neue
Siedlungsflächen in Anspruch
genommen werden.

Beispiel: Bockelstraße, S-Heumaden

GFZ WE E E/ha

Bestand 0,56 156 374 135

Planung 0,8 255 620 230
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Beispiel:Bockelstraße
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Zukunftsoffensive
Vaihingen /
Möhringen

Die fünf Gewerbestandorte im Bereich von Vaihingen und Möhringen
sind für die Wirtschaftskraft Stuttgarts von herausragender Bedeu-
tung. Aufgrund des zunehmenden Dienstleistungsanteils, der dort an-
sässigen Universitäts- und Forschungseinrichtungen, der Lage- und
Infrastrukturgunst (Flughafen, Autobahn, S-Bahn, etc.) dieser Gebiete
sowie der geplanten neuen Messe bestehen beste Standorteigen-
schaften und fehlende Flächenpotenziale.

Im Zuge des Projektes „Zukunftsoffensive Vaihingen/Möhringen“ wur-
den die Gebietsstrukturen analysiert und darauf aufbauend Entwick-
lungspotenziale und –strategien bestimmt sowie Leitbilder und Visio-
nen für die künftige Entwicklung entworfen. Ziel ist es vor allem, die
Revitalisierung von Brachen und untergenutzten Flächen zu aktivieren
sowie die Schaffung einer neuen Gebietsidentität voranzutreiben.

Die Analyse, die im Juni 2002 abgeschlossen wurde, ergab, dass für
den Gewerbestandort mit heute rund 20.000 Beschäftigten ein Flä-
chenpotenzial für weitere rund 10.000 Beschäftigte besteht, das in den
kommenden 15 Jahren durch ein konsequentes Flächenmanagement
innerhalb des Gewerbegebietes aktiviert werden kann. Um eine ange-
messene Nachverdichtung und Aufwertung des Gewerbegebietes re-
alisieren zu können, müssen folgende Maßnahmen angegangen wer-
den, die aus den erarbeiteten Leitbildern abgeleitet wurden:

1. Beseitigung der bestehenden verkehrlichen Defizite (MIV, ÖPNV).

2. Forcierung einer Clusterbildung für bestehende und neue Nutzun-
gen, durch welche sich das rund 140 ha große Gebiet in Quartiere
verwandter Nutzungs- und Infrastrukturanforderungen gliedern
lässt.

3. Mobilisierung untergenutzter Flächenpotenziale durch ein unter-
stützendes Flächenmanagement.
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4. Reduzierung der städtebaulichen Defizite im öffentlichen und pri-
vaten Raum (mangelnde Aufenthaltsqualität, Grünflächen und
Fußwegebeziehungen) im Rahmen eines städtebaulichen Leitbildes.

5. Räumliche Neustrukturierung des Serviceumfelds für Unternehmen
und des bestehenden Versorgungs- und Freizeitangebots für Be-
schäftigte sowie deren Steigerung hinsichtlich Angebotsqualität und
–quantität.

6. Verbesserung des Standortimage durch Marketingaktivitäten (Ge-
bietsname und –profil) sowie weitere Serviceleistungen für beste-
hende Unternehmen und Investoren.

Der Planungsprozess war als partizipativer Prozess unter Einbindung
der Interessensvertreter (Grundstückseigentümer, Unternehmen, Ver-
kehrsträger etc.) und politischer Gremien angelegt. Durch eine enge
Zusammenarbeit zwischen der Landeshauptstadt Stuttgart, der Wirt-
schafts- und Industrievereinigung Stuttgart e.V. (WIV) und den einge-
schalteten Planungsbüros wurde das Entwicklungskonzept iterativ er-
arbeitet und kommuniziert.

Im Ergebnis wurde auf politischer Ebene die Grundsatzentscheidung
gefällt, das umfassende Maßnahmenpaket zügig zu realisieren. Hierfür
wurde ein von öffentlicher Hand und Unternehmensvertretung gemein-
sam getragenes Konzept zum Gebietsmanagement entwickelt, das im
Sinne eines Vor-Ort-Projektmanagements die genannten Aufgaben
mittelfristig umsetzen soll.

Das umfassende Maßnahmenpaket wird gegenwärtig auf der politi-
schen Ebene beraten. Das Gebietsmanagement ist zwischenzeitlich im
Rahmen einer Pilotphase durch eine enge Kooperation zwischen
Stadtverwaltung und W.I.V angelaufen.

5.1.2 Einzelareal und Umfeld

Die Erhebung der Bauflächenpotenziale hat gezeigt, dass vor allem
ältere Gewerbegebiete, die in den 50er Jahren entstanden, erhebliche
Potenziale für eine höherwertigere Nutzung aufweisen. In diesen Ge-
bieten konzentrieren sich brachgefallene bzw. untergenutzte Flächen.
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Dabei besteht ein enger Zusammenhang zwischen dem Gesamtstand-
ort und der jeweiligen Einzelfläche. Für eine tragfähige Entwicklungs-
perspektive eines Einzelstandortes müssen die Entwicklungstendenzen
im Umfeld selbstverständlich mit berücksichtigt werden. An einigen
Standorten - dies gilt insbesondere für größere Gewerbegebiete -
können die Probleme des Mikrostandortes allerdings nur großräumige
gelöst werden. In vielen Fällen sind deshalb planerische Aussagen zur
Gesamtentwicklung eines Stadtquartiers erforderlich.

Zur Zielbestimmung werden neben der Vorbereitenden und Verbindli-
chen Bauleitplanung eine Reihe von informellen Planungsinstrumenten
eingesetzt. Dazu gehören:

� Städtebauliche Rahmenpläne

� Vorbereitende Untersuchungen incl. eines Maßnahmenkonzeptes

� Testplanungen

� Zukunftsoffensiven

Mit den genannten Planungsinstrumenten werden in der Regel städti-
sche Entwicklungsziele für größere Gebiete („Makrostandorte“) defi-
niert. In der Umsetzung hat sich allerdings sehr häufig gezeigt, dass
die vorgesehenen Entwicklungsziele nur partiell realisiert werden
konnten. Ursache dafür sind unter anderem veränderte Marktbedin-
gungen und abweichende Zielvorstellungen zwischen der Stadt und
Eigentümern, Investoren und Projektentwicklern.

In einem ersten Schritt sind deshalb die Einbettung des Mikrostandor-
tes in das räumliche Umfeld und die sich daraus ergebenden Abhän-
gigkeiten zu klären. Tragfähige Entwicklungsperspektiven für Stadt-
quartiere („Makrostandorte) schaffen in vielen Fällen erst die Voraus-
setzungen dafür, dass Einzelflächen („Mikrostandorte“) einer höher-
wertigeren Nutzung zugeführt werden können.

Seit einigen Jahren wird zur Aufwertung von Makrostandorten eine
verbesserte Abstimmung mit ansässigen Betrieben und möglichen In-
vestoren gesucht. Neue Instrumente dazu sind unter anderem soge-
nannte Zukunftsoffensiven. Kennzeichnend ist die enge Zusam-
menarbeit zwischen der Stadt und den Eigentümern und Betrieben vor
Ort. Im Rahmen von Zukunftsoffensiven werden nicht nur städte-
bauliche Entwicklungschancen, sondern branchen- und vermarktungs-
bezogene Perspektiven aufgezeigt.

Beispiele hierfür sind die Projekte „Forum für Innovation und Techno-
logie Stuttgart“ und die „Zukunftsoffensive Vaihingen-Möhringen“.
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5.2 Strategische Vorgehensweise

Bei der Mehrzahl der erfassten Standorte, die sich für höherwertigere
Nutzungen eignen, handelt es sich um Flächen in einer Größenordnung
zwischen 2.000 – 10.000 qm. Die Vor Ort Gespräche mit Eigentümern
und Betriebsinhabern haben gezeigt, dass viele dieser Standorte
aufgrund bestehender Zielkonflikte zwischen unterschiedlichen Ei-
gentümern oder abweichenden Zielvorstellungen der Stadt liegen
bleiben bzw. nicht standortadäquat genutzt werden.

Aufgaben der
Stadt

Art und Intensität der Bearbeitung durch die Stadtverwaltung ergeben
sich aus den jeweiligen standortbezogenen Rahmenbedingungen. In
Abhängigkeit vom Bodenwert und den Aufbereitungskosten lassen sich
grundsätzlich drei unterschiedliche Projekttypen unterscheiden.

Projekttyp A - Nachfrageorientierte private Planung („Selbst-
läufer“): Der Wertzuwachs der Liegenschaft übersteigt die
Aufbereitungskosten bei weitem, so dass sich die Aufgabe
der Stadt auf die Lenkung und Kontrolle privater Investi-
tionen und damit auf das reguläre Planungs- und Verwal-
tungssystem beschränken kann.

Projekttyp B – Public-Private-Partnership: Die Entwicklungschan-
cen des Projektes sind unklar und die Rahmenbedingungen
sind nicht oder nur teilweise bekannt. Nur durch eine
intensive Projektbetreuung und die Übernahme von Vorlei-
stungen (bspw. Planungskosten) kann das Projekt be-
fördert werden.

Projekttyp C – aktive Interventionsflächen: Die Aufbereitungs-
kosten liegen deutlich über den zu erwartenden Erlösen, so
dass mit einer eigendynamischen Wiedernutzung nicht zu
rechnen ist. Dies ist regelmäßig bei Flächen der Fall, die er-
heblich mit Altlasten verunreinigt sind. Zur Aktivierung der
Flächen ist an diesen Standorten eine finanzielle Betei-
ligung durch die Stadt erforderlich.
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Aktive Rolle der
Stadt

Die Bestandserhebung und die Behandlung der ausgewählten Stand-
orte hat verdeutlicht, dass die Mehrzahl der Flächen dem Typ B oder C
zuzurechnen sind. Die Aktivierung der Flächenpotenziale setzt in der
Regel ein aktives Vorgehen durch die Stadt voraus.

Für viele Flächen ist von Seiten der Stadt allerdings lediglich ein re-
aktiven Vorgehen festzustellen. Die Stadt übernimmt keine aktive
Rolle (beispielsweise als Moderator zwischen unterschiedlichen Inter-
essenslagen), sondern reagiert lediglich auf Initiativen, die von Ei-
gentümern, Investoren und Betriebsinhabern ausgehen.

Ergebnis dieser Vorgehensweise sind fehlende bzw. nicht abgestimmte
Zielvorstellungen zwischen der Stadt und den Eigentümern. Häufig be-
steht keine Kommunikation zwischen den Beteiligten oder der Kontakt
wird abgebrochen. Die unterschiedlichen Zielsetzungen sind in der Re-
gel bekannt, die Konflikte werden aber nicht ausgetragen und geklärt.

Übernimmt die Stadt eine aktive Rolle und sorgt für eine inhaltliche
und personelle Kontinuität, dann steigen erfahrungsgemäß auch die
Chancen für eine standortgerechte Entwicklung.

Ziel der Stadt muß es deshalb sein, stärker als bisher die Rolle eines
Initiators und Moderators wahrzunehmen.

Strategische
Vorgehensweise

Für eine konsequente Projektentwicklung empfiehlt sich eine vierstu-
fige Vorgehensweise:

� Politikphase (kommunalpolitische Grundsatzentscheidung),
� Orientierungsphase,
� Entwicklungsphase,
� Projektphase.

In einer ersten Stufe („Politikphase“) muß im Gemeinderat und in
der Verwaltung erreicht werden, dass die Aktivierung von unterge-
nutzten Flächen einen hohen Stellenwert erhält und als wichtige kom-
munalpolitische Zielsetzung definiert und gewollt wird. Selbstver-
ständlich können und sollen nicht alle potenziellen Flächen der Lan-
deshauptstadt Stuttgart - im Rahmen der Bestandserhebung wurden
bis Ende September 2002 rund 300 Flächen erfaßt - möglichst kurz-
fristig entwickelt werden. Ziel ist nicht die Aktivierung der Flächenpo-
tenziale um jeden Preis, sondern eine an den übergeordneten Zielen
der Nachhaltigkeit orientierte Entwicklung.

Aus der Fülle an Flächen, die für höherwertigere Nutzungen in Frage
kommen, muß deshalb zunächst eine Auswahl getroffen werden, wel-
che Flächen unter stadtentwicklungspolitischen Gesichtspunkten eine
hohe Priorität besitzen und bevorzugt zu behandeln sind.

Die zweiten Stufe („Orientierungsphase“) umfaßt die Ermittlung
der standortbezogenen Rahmenbedingungen und des jeweiligen Hand-
lungsbedarfs. Darüber hinaus sind im Rahmen der Orientierungsphase
die weitere Vorgehensweise und der Einsatz des erforderlichen In-
strumentariums zu klären. In der Regel bestehen erhebliche Kom-
munikationsdefizite zwischen den Akteuren, deshalb beinhaltet die
Orientierungsphase Empfehlungen zur Organisation und zur Kom-
munikationsstruktur.
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In der zweiten Stufe müssen Zielkonflikte zwischen den Beteiligten
noch nicht ausgeräumt werden. Die inhaltliche Auseinandersetzung
kann durch eine sich anschließende Projektstudie erfolgen. Dies setzt
selbstverständlich die Weiterführung eines qualifizierten Kommuni-
kationsprozesses voraus. Ohne einen solchen Kommunikationsprozess
sind die Projekte zum Scheitern verurteilt oder aber sie werden zeitlich
erheblich verzögert.

Soweit sich Grundstückseigentümer und Stadt über die Aktivierung
des Standortes verständigt haben, werden in einer dritten Stufe
(„Entwicklungsphase“) informelle Planungsinstrumente und Ver-
fahren (Projektstudien, Testplanungen etc., siehe Kapitel 2.4.2) ein-
gesetzt. Bestandteile umfassender Projektstudien sind ein Nutzungs-
konzept, ein Zeit- und Maßnahmenkonzept sowie ein Kosten- und Fi-
nanzierungskonzept.

In einer vierten Stufe („Projektphase“) erfolgt schließlich mit einer
Reihe von Maßnahmen die Umsetzung des Konzeptes. Dazu gehören –
sofern erforderlich – die Schaffung/Änderung des Planungsrechtes,
und Maßnahmen zur Bodenordnung, Baureifmachung, Erschließung,
Vermarktung etc.

Politikphase

Orientierungs-
phase

Entwicklungs-
phase

Projektphase

Festlegung der Prioritäten
� Stadtverwaltung
� Eigentümer
� Gemeinderat

Klärung
� Ausgangslage / Rahmenbedingungen
� Handlungsbedarf
� Vorgehensweise
� Akteure
� Organisation
� Kommunikationsstruktur

Maßnahmen
� Schaffung / Änderung Planungsrecht
� Bodenordnung
� Objektplanung
� Baureifmachung / Sanierung
� Erschließung
� Vermarktung / Management

Realisierung

Vorstudie kooperative Verfahren,
Testplanung etc.

Kommunalpolitische Zielsetzung

Inhalte
� Funktionales und räumliches

Nutzungskonzept
� Zeit- und Maßnahmenkonzept
� Kosten- und Finanzierungskonzept

Projektstudie
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Materielle und
institutionelle
Hemmnisse

5.3 Handlungsfelder

Im Rahmen der Bestandserhebung und Bestandsanalyse und durch die
Auseinandersetzung mit den 10 untersuchten Standorten wurden die
Gründe, die eine Aktivierung der Flächenpotenziale verhindern, deut-
lich. Dabei lassen sich folgende Hemmnisse anführen

� Wirtschaftliche Rahmenbedingungen/Rentabilität von Um- und
Wiedernutzungen (Umbau- Abrißkosten, Erschließungskosten, Auf-
bereitungskosten, Beseitigung von Altlasten etc.).

� Städtebauliche Rahmenbedingungen (Lage, Größe, Zuschnitt der
Flächen, Gemengelagen etc.).

� Erschließungsmängel (äußere und innere Erschließung).

� Makroökonomische Rahmenbedingungen (konjunkturelle Entwick-
lung, regionale Nachfrageentwicklung etc.)

� Planungsrechtliche Vorgaben (incl. Immissionsschutzrecht)

� Nutzungsunsicherheit/fehlende Nutzungsziele.

� Eigentumsverhältnisse/fehlende Verkaufsbereitschaft (überzogene
Preisvorstellungen der Flächeneigentümer, „Spekulationsbrache“).

� Fehlende, unzureichende oder unkoordinierte Kommunikation der
Akteure (Stadt, Investoren, Eigentümer).

Fünf Handlungs-
felder

Die vorgestellten Hemmnisse lassen sich fünf zentralen Handlungsfel-
dern zuordnen:

� Organisation

� Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit / Marketing

� Stadtplanung/Stadterneuerung

� Flächenmanagement/Liegenschaftspolitik

� Altlasten

Im Folgenden werden für die genannten Handlungsfelder Instrumente
und Maßnahmen vorgestellt, die einen Beitrag zur Aktivierung der Flä-
chenpotenziale leisten können.

Ausgangslage

5.3.1 Handlungsfeld Organisation

Die personelle und inhaltliche Zuständigkeit und Zuordnung innerhalb
der Stadtverwaltung der Landeshauptstadt Stuttgart ist auf mehrere
Fachresorts verteilt. An der Aktivierung von Flächen sind sowohl die
Stabsabteilung Wirtschafts- und Arbeitsförderung, das Stadt-
planungsamt und das Amt für Stadterneuerung, das Amt für Umwelt-
schutz, das Amt für Liegenschaften und Wohnen, das Baurechtsamt,
beteiligt.

Die unterschiedlichen Zuständigkeiten und die Koordination zwischen
den Ämtern erschweren eine aktive Rolle der Stadt; in der Regel rea-
gieren die betroffenen Ämter lediglich auf Initiativen, die von den be-
troffenen Eigentümern, Betrieben, Maklern oder Investoren ausgehen.

Die aktive Rolle der Landeshauptstadt Stuttgart bei der Innenentwick-
lung kann dadurch gestärkt werden, dass die Zuständigkeiten und
Kompetenzen und die Definition der Prioritäten (Auswahl von Flächen,
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die unter stadtentwicklungspolitischen Gesichtspunkten bevorzugt zu
entwickeln sind) klar festgelegt werden. Aktiver Stadtumbau erfordert
veränderte Formen der Organisation, um den Weg von der Angebots-
planung hin zum Projektmanagement zu ermöglichen.

Bei einer Reihe von Projekten hat die Stadt bereits neue Wege be-
schritten, z.B. durch die Übertragung von Managementaufgaben an
städtischen Tochtergesellschaften, die Einschaltung externer Entwick-
lungsträger (Beispiel: L-Bank) und verwaltungsinterner Projektkoordi-
natoren.

Instrumente Die projektbezogene Bearbeitung und Aktivierung von untergenutzten
Flächen und von Brachflächen kann grundsätzlich wie folgt organisiert
werden

1. stadtintern

2. städtische Entwicklungsgesellschaft

3. Kombination aus stadtinterner und externer Bearbeitung

Stadtinterne
Bearbeitung

Grundsätzlich ist – vor allem für die für die Phasen zwei und drei (Ori-
entierungsphase und Entwicklungsphase) - eine stadtinterne Bear-
beitung vorstellbar.

Da die Aufgabe eine referats- und ämterübergreifende Zusammenar-
beit erfordert, besteht die große Gefahr, dass es im Bereich der Sach-
bearbeitung regelmäßig zu Konflikten in Bezug auf die Prioritäten und
Kompetenzen kommt.

Die Bearbeitung ausgewählter Standorte erfordert einen erheblichen
zusätzlichen Artbeitsaufwand. Für die Erarbeitung einer fundierten
Grundlage (Vorstudie) sind durchschnittlich mindestens 10 Perso-
nentage anzusetzen. Unter der Prämisse, dass pro Jahr 10 Standorte
vertieft behandelt werden, ergibt sich ein Gesamtaufwand über min-
destens 100 Personentage.
Der Aufwand für die weiteren Arbeitsschritte (Projektstudie, Testpla-
nung etc.) kann ebenfalls nur standortbezogen ermittelt werden. Die
Erarbeitung einer Projektstudie incl. eines Nutzungskonzeptes, eines
Zeit- und Maßnahmenkonzeptes sowie eines Kosten- und Finanzie-
rungskonzeptes beträgt rund 25 – 50 Personentage.

Insgesamt ist der zusätzliche Personalbedarf in den verschiedenen
beteiligten Ämtern (z.B. Stadtplanung, Amt für Stadterneuerung, Amt
für Liegenschaften und Wohnen, Tiefbauamt, Stabsabteilung Wirt-
schafts- und Arbeitsförderung etc.) ganz erheblich und durch wech-
selnde Intensitäten kaum abzuschätzen.

Externe Bearbei-
tung durch eine
städtische Ent-
wicklungsgesell-
schaft

Durch eine neue städtische Entwicklungsgesellschaft könnte die Auf-
gabe zur Aktivierung untergenutzter Flächen konkret und zielorientiert
angegangen werden. Eine entsprechend qualifizierte Personalausstat-
tung ist die Grundvoraussetzung für die erfolgreiche Umsetzung. Ent-
sprechend den kommunalpolitischen Vorgaben und Prioritäten der
Stadt kann eine Entwicklungsgesellschaft die entsprechenden Aufga-
ben intensiv bearbeiten und gegebenenfalls Entscheidungen vorbe-
reiten.
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Grundsätzlich ist festzustellen, dass es bei dieser Aufgabe zahlreiche
Schnittstellen zur Stadt im hoheitlichen Bereich (z.B. Baurecht, Ord-
nungsrecht), Stadtplanung, Wirtschafts- und Arbeitsförderung insge-
samt und vor allem zur kommunalpolitischen Zielsetzung und Willens-
bildung gibt. Dies bedeutet, dass eine enge Verzahnung und Abstim-
mung zwischen der Entwicklungsgesellschaft und der Stadtverwaltung
gewährleistet sein muss. Dies erfordert einen zusätzlichen Abstim-
mungs- und Koordinationsaufwand. Voraussetzung ist weiterhin, dass
die Gesellschaft in der Stadtverwaltung akzeptiert wird. Insbesondere
bei einer Entwicklungsgesellschaft, die auch im Bereich des Grunder-
werbs und der Grundstücksveräußerung tätig wird, ist ein effizientes
Controlling wichtig.

Durch eine neue, zusätzliche Gesellschaft übernimmt die Stadt als Ar-
beitgeber die Verantwortung und Fürsoge für die in der Gesellschaft
beschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Hier sind folgende Formen denkbar:

� Gründung einer städtischen Entwicklungsgesellschaft (Dienstleis-
tung)

� Gründung einer städtischen Entwicklungsgesellschaft (Dienstleis-
tung und Vermögensverwaltung)

� Übertragung der Aufgabe an eine bestehende städtische Gesell-
schaft (z.B. SWSG)

Gründung einer städtischen Entwicklungsgesellschaft
(Dienstleistung)

Eine städtische Entwicklungsgesellschaft könnte ausschließlich als
Dienstleistungsunternehmen (Management/Planung/Vermittlung) er-
folgen. Der Grunderwerb bzw. die Veräußerung würde über das
städtische Liegenschaftsamt erfolgen.

Um ein effektives Arbeiten dieser Gesellschaft zu ermöglichen, sollten
gewisse Grundkompetenzen dort angesiedelt sein. Hierzu zählen ins-
besondere Kompetenzen im Bereich Management, Immobilien-, Be-
triebswirtschaft und Planung.

Gründung einer städtischen Entwicklungsgesellschaft
(Dienstleistung und Vermögensverwaltung)

Eine weitergehende Variante ist eine Entwicklungsgesellschaft, die zu-
sätzlich zu den oben genannten Aktivitäten Immobiliengeschäfte im
eigenem Namen und auf eigene Rechnung wahrnimmt. Diese Gesell-
schaft müsste von der Stadt mit entsprechenden finanziellen Ressour-
cen ausgestattet werden.

Übertragung der Aufgabe an eine bestehende städtische
Gesellschaft (z.B. SWSG)

Die Stuttgarter Wohnungs- und Siedlungsgesellschaft (SWSG) hat ihre
Kernkompetenz eindeutig im Wohnungsbereich. Da es sich bei den
betreffenden Flächen vielfach auch um gewerbliche Flächen handelt
bzw. um Flächen, die zunächst einer planerischen und konzeptionellen
Entwicklung bedürfen, erweitert sich das Aufgabenfeld beträchtlich.
Die SWSG müßte für diese umfassende Aufgabe ebenfalls zusätzliches
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Know How und zusätzliche Stellen schaffen sowie eine höhere Finanz-
ausstattung erhalten.

Fazit

Durch eine Entwicklungsgesellschaft könnte die Aufgabe effektiv um-
gesetzt werden. Kritisch ist die Schnittstelle zwischen Entwicklungs-
gesellschaft und Stadt zu beurteilen. Wichtig ist eine hohe Akzeptanz
der Entwicklungsgesellschaft in der Stadtverwaltung und eine optimale
Abstimmung untereinander. Eine enge Verzahnung mit der
Stadtverwaltung ist Voraussetzung dafür, dass die Entwicklungsgesell-
schaft kein „Eigenleben“ entwickelt und vorwiegend Eigeninteressen
verfolgt. Durch eine neue Gesellschaft übernimmt die Stadt als indi-
rekter Arbeitgeber Verantwortung und Fürsorge für die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter.
Die Übertragung der Immobiliengeschäfte (Erwerb/Verkauf) ist nichts
zwangsläufig die Folge. Gegebenenfalls ist ein höherer Controlling-Auf-
wand erforderlich. Die Übertragung auf eine bestehende Gesellschaft
wie die SWSG ergibt keine vordergründigen Synergien, da diese eine
andere Kernkompetenz hat und dieses Aufgabenfeld zusätzlich neu
aufbauen müsste. Darüber müsste die finanzielle Ausstattung der
Gesellschaft erhöht werden.

Kombination aus
stadtinterner und
externer Bearbei-
tung

Für eine flexible, intensive und zielorientierte Projektbearbeitung kann
sich die Projektleitung externer Dienstleistungsunternehmen bedienen
und in enger Abstimmung mit diesem die erforderlichen Aufgaben
aufarbeiten. Die Stadt ist hierdurch nicht gezwungen, zusätzlich Per-
sonal für diese Aufgabe einzustellen und kann zudem unter verschie-
denen Anbietern die erforderliche Dienstleistung nach Bedarf einkau-
fen. Die Projektleitung durch die Mitarbeiter der Stadtverwaltung kann
sich ausschließlich auf die Projektsteuerung und die interne Koor-
dination konzentrieren. Konfliktfälle können sofort aufgegriffen und
thematisiert werden. Die Projekte können je nach Erfordernis stufen-
weise angegangen werden und die einzelnen Schritte nach Bedarf und
Sachstand beauftragt werden.

Die Kombination aus stadtinterner und externer Bearbeitung hat sich
unter anderem beim Stuttgart Engineering Park (StEP) bewährt.
Grundlage für die Zusammenarbeit zwischen der Landeshauptstadt
und der L-Bank ist ein langfristiger Kooperationsvertrag zur Entwick-
lung des Standortes (10 Hektar Bruttofläche, 150.000 qm Geschoßflä-
che). In diesem Vertrag ist geregelt, dass die Stadt Stuttgart den
Grund und Boden für den Engineering Park vorhält und entsprechend
der Nachfrage an die L-Bank verkauft. Die L-Bank übernimmt demge-
genüber die Rolle des Projektentwicklers und Investors.

Die Vorteile dieser Lösung liegen

� im Zugewinn an externem Sachverstand,

� in der Teilung der Risiken in der Vermarktung

� und in der zügigen Abwicklung der Genehmigungsverfahren.
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Kooperations-
formen mit der
privaten
Wirtschaft

Aufgaben der
Projektentwick-
lung

Empfehlung

Die Kombination aus stadtinterner und externer Bearbeitung zur Akti-
vierung der Flächenpotenziale erscheint unter Berücksichtigung der
Flexibilität und dem Grundgedanken des Outsourcings vorteilhaft. Die
Stadt ist nicht gezwungen eigenes Personal vorzuhalten und kann sich
je nach Erfordernis verschiedener externer Dienstleister bedienen.
Durch die stadtintern angesiedelte Projektleitung ist die Stadt jederzeit
„Herr des Verfahrens“ und über den aktuellen Sachstand informiert.

Ein Abgleich mit den städtischen Zielsetzungen, Prioritäten und Vorge-
hensweisen erfolgt durch die Projektgruppe Nachhaltiges Bauflächen-
management. Diese dient der Projektleitung als Grundlage für die
Steuerung der Einzelprojekte.

Die Aufgaben der Stadt in Phase 4 („Projektphase“) beschränken sich
in den meisten Fällen auf die Projektüberwachung und auf unterstüt-
zende administrative Aufgaben (Schaffung Planungsrecht etc.). Die
Projektrealisierung liegt in der Regel in Händen eines Projektentwick-
lers/Investors.
Zur Durchsetzung stadtentwicklungspolitischer Zielsetzungen (Woh-
nungsbauförderung, Gewerbeförderung) sind vermehrt Kooperations-
formen mit der privaten Wirtschaft im Sinne eines Public-Private-
Partnership (Beispiel hierfür ist das Zentrum für Medien, Kunst und in-
novative Dienstleistungen, MKI) erforderlich. Darüber hinaus sind be-
stehende städtische Entwicklungsgesellschaften (Beispiel hierfür ist die
SWSG zur Errichtung des Medienhaus Hauptquartiers) einzuschalten
oder projektbezogene Entwicklungsgesellschaften zu gründen. Die
Gründung von standortbezogenen Entwicklungsgesellschaften kann
vor allem für die Projektentwicklung und die Umsetzung von Maßnah-
men für größere bzw. komplexe Standorte und Verfahren (beispiels-
weise zur Umsetzung von Zukunftsoffensiven, Realisierung von Ge-
werbehöfen und Gründerzentren/Innovationszentren) empfohlen wer-
den.

Beispielhaft sind dabei die Projekte „Stuttgart 21“, Güterbahnhof Bad
Cannstatt“ und „City Prag“ zu nennen. Für die genannten Standorte
sollte die Bildung von Entwicklungsgesellschaften zur Projektrealisie-
rung geprüft werden.

Die Realisierung aller Maßnahmen im Rahmen der Projektentwicklung
umfasst im wesentlichen folgende Aufgaben:
� Standortanalysen/Marktanalysen

� Nutzungskonzept
� Finanzierungskonzepte
� Überprüfung der Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen (Plausibilitäts-

prüfung)
� Sicherung von Grundstücken
� Altlastenerfassung und -sanierung
� Bauleitplanung und Bauplanung
� Objektmanagement
� Vermarktungskonzept
� Bauüberwachung
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Ressortübergrei-
fende Projekt-
gruppe „Nachhal-
tiges Bauflächen-
management“

Um die Aufgaben zur Aktivierung von Flächenpotenzialen zu erfüllen
bedarf es einer koordinierten Zusammenarbeit der davon berührten
Stellen innerhalb der Stadtverwaltung. Wesentliche Akteure innerhalb
der Stadtverwaltung sind die Stabsabteilung Wirtschafts- und Ar-
beitsförderung und das Stadtplanungsamt. Zu den weiteren Ämter, die
unmittelbar oder mittelbar mit dieser Thematik konfrontiert sind,
gehören das Amt für Umweltschutz, das Amt für Liegenschaften und
das Amt für Stadterneuerung.

Das nachfolgende Schaubild zeigt die notwendige Organisationsstruk-
tur und ihre Einbettung in die Verwaltungsstruktur der Landeshaupt-
stadt Stuttgart.

Organisationsmodell nachhaltiges Bauflächenmanagement

Zur Verbesserung der Koordination wird vorgeschlagen, die Arbeit der
ressortübergreifenden Projektgruppe „Nachhaltiges Bauflächenmana-
gement“ im Rahmen der Stadtentwicklungsplanung weiterzuführen.
Mitglieder der Projektgruppe sind das Stadtplanungsamt und die
Stabsabteilung Wirtschafts- und Arbeitsförderung. Diese Projektgruppe
könnte insbesondere dazu beitragen, die Arbeit des bereits eingeführ-
ten Abstimmungsgremiums, dem „jour fixe“ zwischen OB/82 dem
Stadtplanungsamt vorzubereiten und zu verbessern. Die Projektgruppe
sollte maximal 3 – 5 Personen umfassen. Darüber hinaus sind in allen
übrigen Ämtern verantwortliche Ansprechpartner zu benennen. Die
Abstimmung der Arbeitsschritte kann in einem halb-/vierteljährlichen
Turnus erfolgen.

Zu den Aufgaben der Projektgruppe „Nachhaltiges Bauflächenmanage-
ment“ gehören

� die Pflege der Informationsplattform Nachhaltiges Bauflächenma-
nagement

� Ämterübergreifender Informationsaustausch und Koordination

� Vorschlagsliste mit Prioritäten

� Entscheidungsvorbereitung
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� Erarbeitung von Übersichten zu den in Frage kommenden Arealen

� Erarbeitung von Prioritäten und Empfehlungen zu geeigneten Maß-
nahmen der Standortentwicklung

� Erstellung eines jährlichen Lageberichtes zur Entwicklung der Bau-
flächenpotenziale

� Erarbeitung von Vorschlägen zur personellen Zuständigkeit (Bear-
beitung und Betreuung der Potenzialflächen)

� Abstimmung der Kostenbeteiligung.

Voraussetzung für eine effektive Arbeit der „Projektgruppe Nachhalti-
ges Bauflächenmanagement“ ist eine entsprechende personelle und
finanzielle Ausstattung (beispielsweise zur Vergabe von Vorstudien,
Projektmanagementaufgaben, Marketingmaßnahmen etc.). Darüber
hinaus ist die Einbindung in die Verwaltungsstruktur der Landeshaupt-
stadt Stuttgart zu klären.

Die „Projektgruppe Nachhaltiges Bauflächenmanagement“ sollte vom
Stadtplanungsamt in enger Abstimmung mit der Stabsabteilung
Wirtschafts- und Arbeitsförderung und dem Liegenschaftsamt (Koor-
dination der Wohnungsbauprojekte) federführend geleitet werden. Die
zusätzlichen Aufgaben des Stadtplanungsamtes umfassen:

� die Pflege der Informationsplattform,

� die Erstellung eines jährlichen Lageberichtes,

� die Vorbereitung/Koordination der Projektgruppe,

� und die Vorbereitung von Empfehlungen.

Personalaufwand Die zusätzlichen Aufgaben erfordern eine klare personelle Zuordnung.
Der Personalaufwand – insbesondere in der Stabsabteilung Wirt-
schafts- und Arbeitsförderung und im Stadtplanungsamt - ist durch die
schwankende Intensität der Aufgaben allerdings schwer zu kalkulieren.

Es ist davon auszugehen, dass die skizzierten Aufgaben pro Jahr min-
destens 90 Personentage umfassen. Der Zeitaufwand setzt sich dabei
wie folgt zusammen:

Personentage
pro Jahr

Pflege und Weiterentwicklung der Informationsplattform 50 -100
Jährlicher Lagebericht 10
Vorbereitung / Koordination der Projektgruppe 10
Vorbereitung von Empfehlungen 20
Summe 90 - 140

5.3.2 Handlungsfeld Kommunikation und
Öffentlichkeitsarbeit / Marketing

Ein wesentliches Handlungsfeld zur Aktivierung untergenutzter Flächen
ist zweifellos das Handlungsfeld Kommunikation. Dazu gehört zum ei-
nen die Kommunikation und der Informationsaustausch innerhalb der
Stadtverwaltung und zum anderen die Kommunikation zwischen Stadt-
verwaltung und Eigentümer/Makler/Investor.
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Stadtinterne
Kommunikation

Wesentliche Elemente der stadtinternen Kommunikation sind

� die Informationsplattform Nachhaltiges Bauflächenmanagement

� der regelmäßige Lagebericht zum nachhaltigen Bauflächenmana-
gement

� und die Projektgruppe Nachhaltiges Bauflächenmanagement.

Informationsplattform Nachhaltiges
Bauflächenmanagement

Die Zielsetzung der Landeshauptstadt Stuttgart, in der der Innenent-
wicklung ein deutlicher Vorrang vor der Inanspruchnahme von Neu-
bauflächen eingeräumt wird, setzt voraus, dass die Bauflächenpotenzi-
ale im Stadtgebiet bekannt sind und standortbezogene Informationen
zur Verfügung stehen. Aktuelle Informationen über das Bauflächen-
potenzial in Stuttgart sind eine wesentliche Grundlage für stadtplaneri-
sche Entscheidungen und ein wichtiges Instrument zur Vermarktung,
zur Beratung von Investoren und zur Verbesserung der Kommunika-
tion zwischen den Akteuren innerhalb der Stadtverwaltung.

Es gilt, die „Informationsplattform nachhaltiges Bauflächenmanage-
ment“ fortzuführen und weiterzuentwickeln.

Die Informationsplattform NBS erfüllt folgende Aufgaben

� Übersicht über die kurz- und mittelfristig verfügbaren Bauflächen-
potenziale

� Vernetzung der vorhandenen Informationen

� Fortschreibung der vorhandenen Informationen

� Vernetzung der Akteure innerhalb der Stadtverwaltung

� Übersicht über die Handlungsstrategien für die Entwicklung der
Bauflächen

� laufende Erfolgskontrolle über die Wieder- und Umnutzungsaktivi-
täten

� Internetpräsentation/Vermarktung.

Regelmäßiger Lagebericht

Der Lagebericht soll vor allem dazu dienen, den erreichten Stand der
Innenentwicklung zu bilanzieren, Schwerpunktbildungen zu prüfen,
offene Fragen zu identifizieren und Empfehlungen zur weiteren Vorge-
hensweise zu unterbreiten. Mit einer regelmäßigen Lagebeurteilung
soll die bei der nachhaltigen räumlichen Entwicklung so wichtige Über-
prüfung von Wirkungen und Konsequenzen vorgenommen werden. Mit
der Informationsplattform Nachhaltiges Bauflächenmanagement und
den regelmäßigen Abstimmungen der Projektgruppe NBS sind hierfür
die Grundlagen vorhanden. Für besondere Fragestellungen können
interne und externe Fachleute hinzugezogen werden.

Der Lagebericht sollte folgende Themen aufgreifen:

� Aktuelle Übersicht über die vorhandenen Potenziale

� Grundsätze der angestrebten Entwicklung

� Machbarkeit/Potenziale ausgewählter Areale

� Stand der Bearbeitung und voraussichtliche Abläufe
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� Erfolgskontrolle, Fortschritte

� Empfehlungen

� Ausblick, offene Fragen, weiteres Vorgehen

Der Lagebericht ist unter anderem Beratungsgrundlage für die Fort-
schreibung der Zeitstufenlisten „Wohnen“ und „Arbeitsstättengebiete“.

Kommunikation
Stadt-Eigentü-
mer/Investor/
Projektentwickler

Verantwortliche Projektleitung

Voraussetzung für eine kontinuierliche und intensive Kommunikation
zwischen Stadt und Eigentümer ist die Benennung von
Projektbeauftragten innerhalb der Stadtverwaltung. Im Stadtpla-
nungsamt und bei der Stabsabteilung für Wirtschafts- und Ar-
beitsförderung wurden mit der Einsetzung von Projektbeauftragten -
beispielsweise in den Projekten Burgholzhof und Grenadierka-
serne/Reiser – durchweg positive Erfahrungen gemacht.

Der Projektleiter ist direkter Ansprechpartner für den Eigentümer/
Investor des Grundstückes und verantwortlich für die Projektent-
wicklung (Projektsteuerung incl. Zeit- und Kostenrechnung, stadtin-
terne Abstimmung und Koordination, externe Koordination etc.).

Verantwortliche Projektleiter sollten Mitarbeiter der Stabsabteilung
Wirtschafts- und Arbeitsförderung und Stadtplanung sein. Die Zuord-
nung ergibt sich aus den vorgesehenen Nutzungszielen. Soll der
Standort vor allem gewerblich (Dienstleistungen, Produktion, Einzel-
handel etc.) genutzt werden, empfiehlt sich eine Zuordnung zur
Stabsabteilung Wirtschafts- und Arbeitsförderung.

Bei einer überwiegenden Wohnnutzung sollte die Projektbearbeitung
beim Stadtplanungsamt oder dem Liegenschaftsamt (Koordination der
Wohnbauprojekte) angesiedelt werden. Die „Projektgruppe Nachhalti-
ges Bauflächenmanagement“ unterbreitet Vorschläge zur personellen
Zuständigkeit der Projekte.

Zu den Standorten, für die ein Projektleiter benannt werden sollte,
gehören unter anderem der „Bahnhof Möhringen“, das „Postareal“, das
Areal „Oppelner Straße“ und das Areal „Kegelen-/Elwertstraße“.

Konfliktbewältigung im Flächenmanagement

Bei den Vorstudien zu den 10 ausgewählten Standorten hat sich ge-
zeigt, dass bei rund der Hälfte der Standorte die weitere Bearbeitung
an schwierigen Konfliktkonstellationen scheitert.

Innenentwicklung hat immer mit vielen Akteuren und daraus resultie-
renden unterschiedlichen Interessen zu tun und ist dadurch mit einem
erhöhten Kommunikationsaufwand zwischen Verwaltung, Investoren,
Bürgern verbunden. In schwierigen Situationen sind neue Wege der
Konfliktbewältigung möglich und erfolgversprechend.

Dieses Thema wird in dem parallel zum Projekt NBS laufenden For-
schungsprojekt „Win-Win-Strategien im Flächenmanagement“ unter-
sucht. Dabei sollen die Potenziale für neue Konfliktlösungsstrategien
identifiziert und Gestaltungsmöglichkeiten der Verwaltung unter den
bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen aufgezeigt werden.
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Als begehbare Wege aus konfliktbehafteten „Sackgassensituationen“
werden dort genannt:

� Durchführung von Machbarkeitsstudien mit projektbezogenen Ver-
fahrensvorschlägen.

� Einschaltung eines Mediators oder eines Expertenteams als neut-
rale externe Vermittler.

� Einrichtung einer „Schlichtungsstelle“, die geeignete Wege zur
Konfliktbewältigung initiiert.

Es wird empfohlen, auf der Grundlage der Ergebnisse dieses For-
schungsprojektes zu prüfen, welche sinnvollen Schritte zur Konflikt-
bewältigung bei Projekten der Innenentwicklung in Stuttgart möglich
sind.

Öffentlichkeitsar-
beit

Internetpräsentation Landeshauptstadt Stuttgart

Ziel der Stadt Stuttgart muss es sein, Bürgern, Grundstückseigentü-
mern, Architekten und Bauherren/Investoren abrufbare Informationen
über das unter- bzw. ungenutzte Baulandpotenzial zu geben und auf
die Bebauung hinzuweisen. Ein wichtiger Baustein dazu ist der im
Internet öffentlich zugängliche Teil der Informationsplattform Nach-
haltiges Bauflächenmanagement.

Die Absicht der Veröffentlichung eines Standortes und die Darstellung
im Internet ist mit dem Eigentümer abzustimmen. Bei Widerspruch
des Eigentümers ist das Grundstück aus dem allgemein zugänglichen
Teil der Informationsplattform zu entfernen.

Mit Einverständnis der Eigentümers können weitergehende Informatio-
nen in die Informationsplattform aufgenommen werden (Eigentümer-
kontakt, Link zur Homepage etc.).

Standortkommunikationssystem Verband Region Stuttgart
(SKS)

Die Gewerbeimmobilienbörse der Wirtschaftsförderung Region Stutt-
gart (Standortkommunikationssystem Verband Region Stuttgart, SKS)
bietet eine Vielzahl an Gewerbeflächen und Gewerbeobjekten aus den
Städten und Gemeinden der Region Stuttgart.

Durch die dezentrale Datenpflege ist eine hohe Aktualität der Ange-
bote gegeben. Interessenten können in der Datenbank eine Suchab-
frage starten, sich eine Auflistung geben lassen oder grafisch über Re-
gionskarten nach gewünschten Objekten suchen.

Neben Gewerbeflächen können auch einzelne Gewerbeobjekte (Dienst-
leistungsgebäude, Lagerflächen, Ausstellungshallen etc.) abgefragt
werden. Anfang November 2002 waren 10 Gewerbeflächen und 7
Gewerbeobjekte der Landeshauptstadt Stuttgart im Standortkommu-
nikationssystem eingestellt. Dazu zählen auch einige Standorte, die im
Rahmen dieser Untersuchung vertieft behandelt wurden (Bahnhof
Möhringen, Oppelner Straße, Korntaler Landstraße und Poststraße/
Wasserwerk). Die Standortbeschreibungen beinhalten u.a. Angaben
zur Größe, zu den Eigentumsverhältnissen, zum Baurecht, zum Kauf-
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preis, zur Infrastruktur (Anbindung Straße, Schiene, Flughafen) und zu
den Nutzungszielen der Stadt.

Eine Verknüpfung der Informationssysteme ist durch eine Verlinkung
zwischen dem Standortkommunikationssystems des Verbandes und
der Informationsplattform der Landeshauptstadt Stuttgart vorgesehen.

5.3.3 Handlungsfeld Stadtplanung / Stadterneuerung

Ausgangslage

Flächennutzungs-
plan 2010

Mit dem Flächennutzungsplan 2010 liegt für die Landeshauptstadt
Stuttgart ein aktuelles Entwicklungskonzept vor. Der Innenentwicklung
der Stadt kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. Auf größere
Neubauflächen soll verzichtet, der Mobilisierung von Bauflächen-
potenzialen im Bestand soll ein eindeutiger Vorrang gegeben werden.
Das Projekt Nachhaltiges Bauflächenmanagement soll hierfür geeig-
nete Strategien aufzeigen.

„Nachhaltig“ bedeutet nach den Grundsätzen des Flächennutzungs-
plans 2010 bei der Innenentwicklung vor allem

� eine optimale städtebauliche Dichte zu sichern,

� die Nutzungsmischung von Wohnen, Arbeiten und Infrastruktur zu
fördern,

� hohe Umweltstandards zu beachten,

� sowie zentrale Lagen und Standorte im Einzugsbereich von S- und
Stadtbahn aufzuwerten.

Die Umnutzung von Militärflächen und das Städtebauprojekt Stuttgart
21 sind hier beispielhafte Schwerpunktprojekte.

Schwerpunkte der
Stadterneuerung

Direkte Einflussmöglichkeiten auf die Entwicklung eines Stadtquartiers
besitzt die Stadt mit der Ausweisung von Sanierungsgebieten. In den
ersten Jahren der Stadterneuerung Anfang der 70er Jahre wurden vor
allem die alten Ortskerne in den Vororten durch Flächensanierung re-
vitalisiert. Seit Mitte/Ende der 70er Jahre kam es zu einer objektbe-
zogenen und erhaltenden Erneuerung. Im Vordergrund stehen seitdem
Blockentkernungen, Modernisierungen einzelner Gebäude und
Verkehrsberuhigungen. Die Schwerpunkte der Stadterneuerung haben
sich zwischenzeitlich ebenfalls stark gewandelt. Während in den 70er
und 80er Jahren vor allem die Ortskerne saniert wurden, sind es heute
Konversionsflächen, Gewerbegebiete und Großwohnsiedlungen der
50er und 60er Jahre (u.a. Programm „Die Soziale Stadt“).

Städtebauliche
Vorranggebiete
(SVG)

Eine Besonderheit in der Landeshauptstadt Stuttgart sind sogenannte
städtebauliche Vorranggebiete für Stadterneuerung (SVG). In diesen
Gebieten sollen durch Aufwertungen im Wohnumfeldbereich (Ver-
kehrsberuhigung, Straßen-, Platzgestaltungen, Entkernung, Begrü-
nung von Blockinnenbereichen etc.) und mit der Förderung von Woh-
nungsmodernisierungen die Lebens- und Aufenthaltsqualität erhöht
werden. Dazu werden die kommunalen Förderprogramme gebündelt
(kommunales Wohnungsmodernisierungsprogramm, Grünprogramm
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etc.). Darüber hinaus werden zusätzliche Landesmittel (Wohnumfeld-
programm, Programm Einfache Stadterneuerung etc.) eingesetzt. Mit
Beschluss des Gemeinderates vom 7. Oktober 1999 wurden neben den
Gebieten Stammheim 1 und Münster insgesamt 13 neue Gebiete auf-
genommen.

Stadtentwick-
lungskonzept
Stuttgart (Stek)

Die räumliche Entwicklungspotenziale Stuttgarts sollen in einer - über
den Zeithorizont des FNP 2010 hinausgehenden - Betrachtung im
Rahmen des Stek untersucht werden. Dazu hat der Gemeinderat der
Landeshauptstadt Stuttgart im September 2002 einen Auftrag verge-
ben (Planungsbüro Pesch + Partner). Die NBS-Übersicht wird als Pla-
nungsgrundlage eingebracht.

NBS-Übersicht Aus der Übersicht zur Bestandserhebung ergeben sich erste Hinweise
über die räumliche Verteilung der Schwerpunkte der Bauflächenpoten-
ziale. Die für eine verstärkte Innenentwicklung in Frage kommenden
Areale konzentrieren sich in den Teilräumen

Stadtraum Neckartal über Feuerbach nach Zuffenhausen (alte
Industrieachse)

� Gebiet Stuttgart 21

Gewerbegebiete in Vaihingen/Möhringen und im
Bereich Weilimdorf

� Darüber hinaus sind im Umfeld von S- und Stadtbahnhaltestellen
größere Potenziale vorhanden ( Bad Cannstatt, Feuerbach, Zuffen-
hausen, Vaihingen und Möhringen).

Gesamtstrategie / Stadtentwicklungsplanung

Im Flächennutzungsplan 2010 wird der Innenentwicklung mit den Zie-
len hohe Dichten, Nutzungsmischung und Entwicklung zentraler Lagen
Vorrang eingeräumt. Des weiteren werden allgemeine Ziele zur Stadt-
entwicklung und Umweltstandards formuliert. Dazu zählt unter ande-
rem die Ausweisung von Grünkorridoren, die baulich nicht angetastet
werden sollen. Zur Stärkung der Innenentwicklung kommt es darauf
an, die Leitlinien der Innenentwicklung weiter zu konkretisieren.

Dies bedeutet
� die Benennung der räumlichen Schwerpunkte der Innenentwick-

lung,
� die Präzisierung der planerischen Vorstellungen für diese Schwer-

punkte

� und die Entwicklung von Vorgaben zur Qualitätssicherung.

Schwerpunkte der
Innenentwicklung

Grundlage für eine zielorientierte Vorgehensweise ist das Vorhanden-
sein einer gesamtstädtischen Strategie zur Gewerbe- und Wohnungs-
bauentwicklung. Im Rahmen einer Gesamtstrategie, die in einen
Stadtentwicklungsplan („Masterplan“) münden kann, ist unter ande-
rem eine Klassifikation der Gewerbe- und Wohngebiete hinsichtlich
ihrer möglichen Entwicklung (zeitliche Umsetzung, Funktion) und des
erforderlichen Instrumentariums notwendig. Die Bestandserhebung
hat gezeigt, dass sich die Flächenpotenziale in vier Teilräumen konzen-
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trieren, die als Schwerpunkte der Innenentwicklung bevorzugt zu
behandeln sind.

Dazu gehören:

� der Stadtraum Neckartal über Feuerbach nach Zuffenhausen (alte
Industrieachse),

� das Gebiet Stuttgart 21 im Umfeld des Hauptbahnhofes,
� das Gebiet Vaihingen/Möhringen
� und der Bereich Weilimdorf.

Ein weiterer Schwerpunkt sind die S-Bahn- und Stadtbahnhaltestellen.
Für die genannten Schwerpunkträume sind aufgrund unterschiedlicher
Ausgangsbedingungen und Potenziale raumspezifische Entwicklungs-
strategien zu erarbeiten.

Strategien für die
Schwerpunkte der
Innenentwicklung

Diese räumlichen Schwerpunkte sollten im Rahmen der Stadtentwick-
lungsplanung weiter konkretisiert und mit besonderen Strategien
weiterverfolgt werden. Dafür werden folgende Möglichkeiten gesehen:

� Für den „Stadtraum Neckar“, der für die gesamtstädtische Ent-
wicklung im besonderen Maße bedeutsam ist („Stadt am Fluss“),
wird vorgeschlagen, mit besonderen Mitteln und besonderen Ver-
fahren der Entwicklung des Gesamtraumes neue Impulse zu ver-
leihen. Mit der Durchführung der Olympischen Spiele wäre diese
Notwendigkeit gegeben. Aber auch ohne die Olympischen Spiele
sind geeignete planerische Strategien für den „Stadtraum Neckar“
erforderlich. Die Einrichtung einer, mit externen Experten ar-
beitenden, ad hoc-Organisation wäre eine Möglichkeit.
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� Das Projekt Stuttgart 21 gilt heute bereits als Modellprojekt für
die Innenentwicklung. Hier wurden bereits - auf der Grundlage von
mehreren städtebaulichen Gutachten und Wettbewerben - hohe
städtebauliche Standards in der Planung festgelegt. Die nächsten
Schritte sind:

� Städtebaulicher Wettbewerb für das Rosensteinviertel / Teil-
gebiet C1

� Einsetzen einer geeigneten Form für die Projektentwicklung.
Die Aufsiedlung wird sich über einen Zeitraum von 10 bis 15
Jahren erstrecken. Es werden viele Zwischenstadien mit tem-
porären Zwischennutzungen zu organisieren sein. Die Projekt-
entwicklung sollte zunächst in die Hände der stadtinternen
Projektgruppe S 21 gelegt werden (Entwicklungsphase). Für die
Umsetzung und Realisierung der Bauquartiere (Projektphase)
erscheint die Gründung einer Entwicklungsgesellschaft sinnvoll.

� In den größeren Gewerbegebieten sind große Nutzungspotenzi-
ale erkennbar. Dies betrifft - neben den Altgewerbestandorten in
der Industrieachse Neckar/Hafen - Feuerbach - Zuffenhausen -
insbesondere die Bereiche Weilimdorf-Nord und das Gewerbegebiet
Wallgraben in Vaihingen/Möhringen. Hier wird das Instrument der
„Zukunftsoffensive“ als eine in Stuttgart bereits erprobte und
bewährte Vorgehensweise empfohlen.

� Förderung von zentralen Lagen ist ein Grundbaustein der qua-
litätsvollen Innenentwicklung. Neben den gewachsenen Ortszen-
tren gehören auch die Bahnhöfe und deren Umfeld dazu. Die Be-
mühungen im Rahmen der Stadterneuerung und Stadtsanierung
konzentrieren sich bisher im wesentlichen auf die alten Ortszen-
tren. Es wird hier vorgeschlagen, einen neuen Schwerpunkt auf die
Aktivierung und Aufwertung der Bahnhofsbereiche der S- und
Stadtbahn-Haltestellen zu legen.

Für diese Schwerpunkte der Innenentwicklung sollten mit besonderem
Nachdruck und hoher Priorität die planerischen Voraussetzungen für
die Umsetzungen (Schaffung von Planungsrecht, Sicherung der Infra-
struktur, organisatorische Unterstützung) weiterverfolgt werden und
als „Leitprojekte der Innenentwicklung“ in einem Stadtentwicklungs-
konzept eingebaut werden.

Qualitätssiche-
rung auf allen
Planungsebenen

Qualitätssicherung beim Bauflächenmanagement

Aufgabe eines nachhaltigen Bauflächenmanagements ist eine syste-
matische Qualitätssicherung bei Planung und Realisierung. Hohe Qua-
lität des Planens und Bauens ist auch immobilienwirtschaftlich ein we-
sentlicher Erfolgsfaktor.

Der Flächennutzungsplan 2010 beinhaltet dazu bereits eine Reihe von
allgemeinen Vorgaben. Es wird davon ausgegangen, dass eine nach-
haltige Innenentwicklung besonders in Stadtquartieren mit hohen
städtebaulichen Dichten immer auch eine hohe Qualität („qualifizierte
Dichte“) erfordert. Diese hohen Standortqualitäten sind auf allen Pla-
nungsebenen erforderlich
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Qualitätsstand-
ards konkreti-
sieren -
hohe Dichten
fördern

Förderung der
Nutzungs-
mischung

Umweltstand-
ards erhöhen

� im Stadtquartier,

� im näheren Stadtumfeld des Wohn- bzw. Gewerbegebietes

� und hinsichtlich der baulichen Ausgestaltung der Gebäude.

Im Flächennutzungsplan 2010 sind mit der Darstellung von Grünkorri-
doren und Grünsanierungsgebieten Vorgaben gemacht und Maßnah-
men für den „stadtverträglichen Verkehr“ formuliert. Im Rahmen des
Forschungsfeldes Mobilist (Modellgebiet Stuttgart 21 - Teilgebiet C1)
sind beispielhaft Qualitätskriterien für die Ausstattung des Wohnquar-
tiers, des Wohnumfeldes und von Wohngebäuden aufgezeigt.

Die Qualitätsstandards sind - bezogen auf den jeweiligen Standort - im
Rahmen der Verbindlichen Bauleitplanung, in städtebaulichen Ver-
trägen usw. weiter zu konkretisieren. Dabei sind folgende Quali-
tätsanforderungen zu beachten:

1. Optimales Ausschöpfen der städebaulichen Dichte
Ziel ist es, die Obergrenzen der Nutzungsfestsetzungen auszu-
schöpfen. Unterschreitungen sollten nur bei wichtigen gestalteri-
schen und wirtschaftlichen Gründen zugelassen werden.

Handlungsmöglichkeiten:

� Intensive Beratung der Investoren,

� Zwingende Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse im Bebau-
ungsplan gemäß § 16 (4) BauNVO, insbesondere Sicherung der
angestrebten Wohnanteile.

2. Sicherung von Nutzungsmischung und Nutzungsvielfalt: Die
Nutzungsmischung spielt bei der Qualitätssicherung der Innen-
entwicklung eine entscheidende Rolle. Im Flächennutzungsplan
2010 sind dazu allgemeine Ziele formuliert und Standorte festge-
legt, auf denen die Mischung von Wohnen und Arbeiten städtebau-
lich erwünscht ist. Die letzten Jahre haben gezeigt (Beispiel Roser-
Areal, Trafo-Union), dass dieses Entwicklungsziel ohne neue An-
reize und Impulse von der Stadt schwer umzusetzen sind.

Nutzungsvielfalt und Kleinteiligkeit sind wichtige Elemente robuster
Stadtstrukturen.

Handlungsmöglichkeiten:

� Anreize zum Bau von Wohnungen schaffen, z.B. durch einen
GFZ-Bonus.

� Bodenordnung/Aufteilen großer Grundstücke in kleine, von mit-
telständischen Bauträgern/Bauherrengemeinschaften entwickel-
baren Einheiten (Beispiel Südstadt Tübingen).

� Flexibel nutzbare Gebäudetypen fördern.

3. Erhöhung der Umweltstandards – insbesondere der Grünver-
sorgung: Der Flächennutzungsplan 2010 und der Landschaftsplan
beinhalten zahlreiche Anregungen und Vorgaben, die die Umwelt-
standards erhöhen. Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen wer-
den in Stuttgart bereits hohe Umweltstandards festgelegt. Die Ein-
griffs-/Ausgleichsbilanzierung mit den Grundsätzen Vermeiden, Mi-
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Infrastruktur
verbessern

nimieren/Vermindern und Ausgleichen wird in der Regel auch bei
der Innenentwicklung angewandt. In den im Landschaftsplan dar-
gestellten Grünsanierungsbereichen und den Klimasanierungsge-
bieten des Klimaatlas (auch Nachbarschaftsverband 1992) werden
bei der baulichen Neuordnung höhere Anforderungen an die Um-
weltstandards gestellt (z. B. Ausgleich von über 100 %) als Beitrag
für eine ökologische Revitalisierung innerstädtische Bereiche.

4. Verbesserung des Standards der Infrastrukturversorgung
Die gute Infrastrukturversorgung ist Voraussetzung für eine nach-
haltige Innenentwicklung. Dazu sind besonders hohe Qualitätsan-
forderungen zu stellen, insbesondere für

� die Ausstattung des öffentlichen Raumes,

� die Erschließung durch ÖPNV und MIV

� und die Ausstattung von Gemeinbedarfseinrichtungen (Schulen,
Kindergarten etc.) und der wohnungsnahen Versorgung.

Bereits bei den Vorüberlegungen zum Flächennutzungsplan 2010
wurde davon ausgegangen, dass Innenentwicklung immer zusammen-
gehen muss mit einer Qualitätsverbesserung im bestehenden Stadt-
Umfeld („Verschlechterungsverbot“ und „Verbesserungsgebot“). Dafür
sind gute Beispiele bereits vorhanden (siehe Stuttgart-Heuma-
den/Bockelstraße).

Die Qualitätsanforderungen sollten bei der weiteren Planung ständig
neu justiert werden. Wettbewerbe auf allen Ebenen sind zur Qualitäts-
sicherung unumgänglich.

In München hat sich beispielsweise neben der „Kommission für Stadt-
gestaltung“ und der „Kommission für Kunst am Bau und im öffentli-
chen Raum“, die beide stadtweit für herausragende städtebauliche, ar-
chitektonische und künstlerische Gestaltungsaufgaben zuständig sind,
die Einrichtung von Beratergruppen für einzelne größere Entwick-
lungsgebiete bewährt. In der Messestadt Riem oder im Quartier There-
sienhöhe (ehemaliges Messegelände) sichern diese Beratergruppen in
der Umsetzungsphase die durch städtebauliche Ideenwettbewerbe,
Masterpläne und Gestaltungsleitlinien definierten Qualitätsstandards
durch Beratung öffentlicher oder privater Bauherren und deren Archi-
tekten. Als weitere Instrumente des Qualitätsmanagements werden in
München Realisierungswettbewerbe (gegebenenfalls als beschränkte
Wettbewerbe mit vorgeschaltetem Auswahlverfahren) oder für be-
sonders komplexe Projekte auch Workshops oder kooperative Wett-
bewerbe erfolgreich genutzt.

Informelle Planungsverfahren

Zur Aktivierung von untergenutzten Flächen wird in der Landeshaupt-
stadt Stuttgart eine breite Palette planerischer Instrumente eingesetzt.
Dazu gehören:

� Vorbereitende und Verbindliche Bauleitplanung

� Vorbereitende Untersuchungen/Ausweisung von Sanierungsgebie-
ten
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� städtebauliche Vorranggebiete

� städtebauliche Rahmenpläne

� städtebauliche Wettbewerbe

Während die oben dargestellten Instrumente zum klassischen Reper-
toire der Stadtplanung gehören, werden zur Aktivierung von unterge-
nutzten Flächen neue Instrumente und Planungsverfahren eingesetzt.

Dazu gehören informelle Verfahren, die vor allem auch zur Vorberei-
tung städtebaulicher Wettbewerbe durchgeführt werden.

� Vorstudien,

� Testplanung,

� Projektstudien,

� Zukunftsoffensiven,

� Planungswerkstätten,

� ad hoc Arbeitsgruppen.

Im folgenden werden diese „neuen“ Instrumente zur Aktivierung von
Flächenpotenzialen vorgestellt.

Vorstudien Vor Erarbeitung umfassender Projektstudien oder der Durchführung
von städtebaulichen Wettbewerben sind für ausgewählte Potenzialflä-
chen zunächst sogenannte Vorstudien zu erarbeiten. Vorstudien die-
nen dazu,
� die Ausgangslage und Rahmenbedingungen,
� den Handlungsbedarf,
� die Vorgehensweise,
� die Akteure,
� die Organisation,
� und die Kommunikationsstruktur

für die Aktivierung eines untergenutzten Standortes zu klären.

Im Rahmen einer Vorstudie müssen die zwischen Eigentümer und
Stadt bestehenden Zielkonflikte noch nicht ausgeräumt werden. Die
inhaltliche Auseinandersetzung kann im Rahmen einer sich anschlie-
ßenden Projektstudie erfolgen. Dies setzt selbstverständlich die Wei-
terführung eines qualifizierten Kommunikationsprozesses voraus. Ohne
einen solchen Kommunikationsprozess sind die Projekte zum Scheitern
verurteilt oder aber sie werden zeitlich erheblich verzögert.

Testplanung Für den Standort Wasserwerk wurde mit dem Instrument der „Testpla-
nung“ gezeigt, dass mit diesem informellen Verfahren mit einem ver-
gleichsweise zeit- und kostensparenden Vorgehen Nutzungskonzepte
für einzelne Standorte qualifiziert werden können. Es handelt sich
dabei um ein Ausloten von Möglichkeiten, Spielräumen, Randbe-
dingungen und Konflikten.

Für den Standort Poststraße/Wasserwerk in S-Ost wurde eine Testpla-
nung im Sinne eines konkurrierenden Verfahrens von drei interdiszipli-
när zusammengesetzten Arbeitsteams (KE und zwei AGs der Uni Karls-
ruhe) gleichzeitig erarbeitet. Damit sollte das Spektrum unterschied-
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licher Lösungsmöglichkeiten für einen Standort erweitert und das In-
strument der Testplanungen spezifiziert werden.

Dabei wurde jeweils in drei Maßstabsebenen gearbeitet:

� der Übersichtsebene mit den leitenden Gedanken des Nutzungs-
konzeptes im Maßstab 1:5000/1:10000,

� der konzeptuellen Ebene mit dem vorgeschlagenen Nutzungskon-
zept im Maßstab 1:2500 und

� der Vertiefungsebene mit der Ausformung eines für das Konzept
wichtigen, zentralen Bausteins im Maßstab 1:500.

Wesentliches Ziel der Testplanungen ist es, durch die Diskussion ver-
schiedener Entwicklungsmöglichkeiten ein stabiles Nutzungskonzept
für den Standort zu finden und vor diesem Hintergrund zu erkennen,
welche Informationen und welches Wissen zur Klärung der erkundeten
Probleme und Konflikte notwendig ist.
Dadurch kann u.a. das  - bei komplexen Fragestellungen oft prakti-
zierte - Anhäufen unnötiger Informationen vermieden wird.

Projektstudien Projektstudien, die eine kritische Standortanalyse und konzeptionelle
Überlegungen für die Wiedernutzung von Gewerbebrachen beinhalten,
erhöhen die Wiedernutzungschancen in aller Regel beträchtlich. Sie
verdeutlichen die spezifischen Hemmnisse einer Aktivierung und
zeigen Möglichkeiten zur Revitalisierung des Standortes auf. Ziel von
Projektstudien ist es, in einem kreativen Prozess Nutzungsalternativen
und Nutzungsmöglichkeiten für den jeweiligen Standort zu entwickeln
und die Realisierungschancen zu prüfen.
Projektstudien enthalten Aussagen zu den Bereichen:

� räumliches und funktionales Nutzungskonzept,

� Erschließungskonzept, Erschließbarkeit des Gebietes in mehreren
Abschnitten,

� Branchenkonzept,

� Kosten-, Finanzierungs- und Vermarktungskonzept,

� und Organisations- und Handlungskonzept mit Zeitplan

Projektstudien können entweder verwaltungsintern durch ein interdis-
ziplinär zusammengesetztes Team (Projektgruppe) erarbeitet oder
extern vergeben werden. Der Projektgruppe sollten Fachleute aus den
Bereichen Bauverwaltung (Stadtplanung, Bauordnung, Tiefbau), Wirt-
schafts- und Arbeitsförderung und Liegenschaften angehören.
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Projektstudie

Klärung der Bearbeitung:
� interne Bearbeitung
� externe Beauftragung bzw. Vergabe von Teilaufgaben
� installieren einer Arbeitsgruppe (interne und externe)

Standortanalyse

Funktionales und räumli-
ches Nutzungskonzept

Zeit- und Maßnahmen-
konzept

Wirtschaftliche Plausibili-
tätsprüfung

� Nutzungskonzept
� Erschließungskonzept
� Städtebauliches Konzept
� Flächenbilanz
� Bebauungskonzept im

Maßstab 1:1.000

� Klärung der Organisati-
onsform (incl. Rechtsfragen
der Entwicklung z.B.
Sanierungsgebiet)

� grobes Zeitraster
� Nutzer-/Zwischenmana-

gement
� Arbeits- und Maßnahmen-

katalog

� Flächenbilanz
� Prämissen zur Finanzie-

rungsübersicht
� Finanzierungsübersicht
� Die Finanzierungsübersicht

beinhaltet die Elemente:
� Bodenordnung
� Erschließung
� Hochbau
� Grünordnung
� Projektmanagement
� Planung/Wettbewerbe/Gu

tachten
� Einnahmen (einschließ-

lich Förderkulisse)
� Wirtschaftlichkeit aus Sicht

eines Investors
� Plausibilitäsprüfung Kapi-

talverzinsung/Finanzierung
Gewerbe

Ergebnisse der
Projektstudie

Grundlage für Entscheidung und ggf.
für die weiteren Arbeitsschritte (z.B.
Planungsrecht, Vermarktung etc.)

Entscheidung

Realisierung

Planungswerk-
statt

Neben der Erarbeitung von Projektstudien haben sich Planungswerk-
stätten zur Aktivierung von untergenutzten Flächen bewährt.

Mitglieder der Projektgruppe sind:

� 3 – 5 ausgewählte Architekturbüros/Landschaftsplanungsbüros
� Stadtverwaltung
� Projektentwickler/Makler
� Eigentümer
� Externer Modertor

Planungswerkstätten eignen sich in besonderer Weise dazu, die Ent-
wicklungspotenziale an einem Standort auszuloten. Am Ende des Pla-
nungsprozesses steht ein gemeinsam getragenes Ergebnis der Pro-
jektbeteiligten. Mit entscheidend für den Erfolg ist die Auswahl der
beteiligten Büros und Fachleute. Neben der Bereitschaft, sich auf ein
solches Verfahren einzulassen, erfordert ein solches Verfahren ein ho-
hes Maß an kommunikativer Kompetenz. Der Projektgruppe müssen
neben Architekten/Stadtplanern und Vertretern der Verwaltung Im-
mobilienfachleute/Makler bzw. Projektentwickler angehören. Die Ein-
schaltung eines externen Moderators hat sich bewährt.
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Eine Planungswerkstatt sollte einer Projektstudie oder einem städte-
baulichen Wettbewerb dann vorgeschaltet werden, wenn die Rah-
menbedingungen und Entwicklungschancen/Potenziale eines Stand-
ortes noch nicht hinreichend bekannt sind. Die Bearbeitung erfolgt in
der Regel in 4 halbtägigen Workshops. Für die Durchführung einer
Planungswerkstatt hat sich folgende Vorgehensweise bewährt:

Ablauf Planungs-
werkstatt

1. Workshop � Erarbeitung der Rahmenbedingungen
� Formulierung erster übergeordneter Ziele (Städtebau,

Nutzungen, Erschliessung, Grünflächen etc.)

Getrennte Erarbeitung von Grobkonzepten

2.  Workshop � Vorstellung und Diskussion der einzelnen Grobkonzepte
� Formulierung einheitlicher Ziele

Getrennte Überarbeitung der Grobkonzepte

3. Workshop � Vorstellung und Diskussion der überarbeiteten Konzepte
� Zusammenführung einer gemeinsam getragenen

Konzeption

Ausarbeitung eines gemeinsam getragenen Grobkonzeptes durch ein bis zwei
Teilnehmer

4. Workshop � Schlussdiskussion und Verteilung der Aufgaben zur
Präsentation der gemeinsamen Konzeption

Vorstellung der Ergebnisse bei Verwaltung / politischen Gremien /
Öffentlichkeitsarbeit / Investoren

Zukunftsoffen-
siven

Bei den sogenannten „Zukunftsoffensiven“ handelt es sich um ein neu-
es Instrument des Public-Private-Partnership. Kennzeichnend ist die
enge Zusammenarbeit zwischen der Stadt und den Eigentümern und
Betrieben vor Ort. Im Rahmen von Zukunftsoffensiven werden nicht
nur städtebauliche Entwicklungschancen, sondern branchen- und ver-
marktungsbezogene Perspektiven aufgezeigt.

Ziel ist es, für definierte Gebiete Entwicklungsleitlinien aufzuzeigen,
die dem Standort eine eigenständige Identität geben. Mit einer Zu-
kunftsoffensive wird aktiv die Revitalisierung von Brachen und die
Nachverdichtung angeregt. Zukünftigen Nutzungen, Vermietungen
oder der Verwertung von Objekten wird die Möglichkeit gegeben, sich
an gebietsspezifischen Leitbildern auszurichten. Unter Berücksichti-
gung der vorhandenen Entwicklungspotenziale wird der Standort dar-
über hinaus mittels eines zielgruppenspezifischen Standortmarketings
im regionalen, nationalen und internationalen Wettbewerb positioniert.
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Dazu ist ein intensiver Austausch und die Einbindung der ansässigen
Unternehmen und Eigentümer erforderlich.

Grundlage der strategischen Ausrichtung ist eine Analyse der jeweili-
gen standörtlichen Bedingungen. Darauf aufbauend werden Entwick-
lungspotenziale definiert und mögliche Strategien sowie Konzepte und
Visionen erarbeitet. Um dem Gebiet bzw. den Teilgebieten eine neue
Identität zu geben werden tragfähige Entwicklungsleitlinien formuliert,
die neue Wachstumspotenziele ermöglichen bzw. initiieren.

Folgende Einzelziele werden angestrebt:

� Erarbeitung von Visionen und Leitbildern als Orientierungshilfe für
die ansässigen Betriebe bzw. Eigentümer und Bewohner,

� Darstellung von Entwicklungsleitlinien zur Schaffung einer neuen
Identität,

� Initiierung neuer Wachstumspotenziale,

� Aktivierung von Brachflächen und von Nachverdichtungspotenzia-
len,

� Verbesserung der Verkehrs- und Versorgungsinfrastruktur und
Schaffung eines attraktiven Umfeldes,

� Entwicklung eines zielgruppenspezifischen Standortmarketings.

In der Landeshauptstadt Stuttgart wurden beispielsweise für das Ge-
werbegebiet Wangen-Hedelfingen (Forum für Innovation und Tech-
nologie Stuttgart, FIT) mittels einer Zukunftsoffensive städtebauliche
und funktionale Perspektiven aufgezeigt und umgesetzt. Ein aktuelles
Projekt ist die Zukunftsoffensive Vaihingen/Möhringen.

Standorte für Zukunftsoffensiven

Auf Grundlage der Bestandserhebung und Bestandsanalyse und unter
Beachtung bereits laufenden Aktivitäten (Stadtsanierung, Rahmenpla-
nungen etc.) zeichnen sich folgende Standorte ab, für die die Erarbei-
tung von Zukunftsoffensiven empfohlen werden kann:
� Gewerbegebiet Vaihingen/Möhringen (Entwicklungskonzept liegt

bereits vor)
� Gewerbegebiet Weilimdorf
� Gewerbegebiet Cannstatt-Nord
� Gewerbegebiet Zuffenhausen-West
� Gewerbegebiet Wangen

5.3.4 Handlungsfeld Flächenmanagement /
Liegenschaftspolitik

Ausgangslage

Die Auseinandersetzung mit den Standorten hat verdeutlicht, dass ein
strategisches Flächenmanagement und eine aktive Liegenschaftspolitik
zentrale Elemente zur Aktivierung von untergenutzten Flächen sind.
Erst durch ein nachhaltiges, strategisches Flächenmanagement kann
die Flächennutzung hinsichtlich Menge, Qualität und Lage nach stadt-
wirtschaftlichen, städtebaulichen, sozialen und ökologischen Kriterien
bedarfsgerecht optimiert werden.



5 Strategien und Handlungsfelder Seite 127

Der Deutsche Städtetag postuliert in seinem Positionspapier „Strategi-
sches Flächenmanagement und Bodenwirtschaft“, dass an die Stelle
der heute noch weit verbreiteten klassischen „passiven“ Angebotspla-
nung künftig zunehmend eine „aktive“, bedarfsorientierte strategische
Steuerung tritt. Darunter wird ein kommunikativer Prozeß zwischen
den an der Produktion von Bauland beteiligten Akteuren verstanden,
der die zeitliche und räumliche Prioritätensetzung, Finanzierung sowie
begleitende Qualitätssicherung umfaßt. Neben den Themen Planung,
Bodenordnung und vertragliche Gestaltung ist nach Auffassung des
Deutschen Städtetages vor allem eine dynamische Bodenwirtschaft zur
Umsetzung der Ziele des strategischen Flächenmanagements erforder-
lich. Nur durch eine aktive An- und Verkaufspolitik können die lang-
fristigen Ziele der Stadtentwicklung umgesetzt werden.

Flächenpolitik der
Landeshauptstadt
Stuttgart

Der Flächenerwerb in der Landeshauptstadt erfolgt weitgehend pro-
jektbezogen. Eine langfristig ausgerichtete Strategie, die sich an vor-
gegebenen städtischen Zielen und Prioritäten orientiert, ist allenfalls
im Bereich der Wirtschaftsförderung vorhanden.

Hinzu kommt, dass die Grunderwerbsausgaben seit Anfang der 90er
Jahre außerordentlich stark eingebrochen sind. Wurden im Jahr 1991
noch Flächen über rund 25 Mio. EURO erworben, so waren es 1993 nur
noch 12,5 Mio. EURO. Nach einem leichten Anstieg auf rund 17 Mio.
EURO im Jahr 1995 sind die Ausgaben in den Folgejahren weiter zu-
rückgegangen. Im Jahr 1997 wurde mit rund 7 Mio. EURO ein Tief-
punkt erreicht. Bis 1999 sind die Ausgaben wieder leicht angestiegen,
ohne dass aber das Ausgangsniveau Anfang der 90er Jahre erreicht
wurde.

Durch den Erwerb der Bahnflächen (Flächen für Stuttgart 21,  Kauf-
preis insgesamt rund 415 Mio. Euro) haben sich die Grunderwerbs-
ausgaben in den Folgejahren vervielfacht.

Grunderwerbsausgaben in EURO

Quelle: Landeshauptstadt Stuttgart

0

5.000.000

10.000.000

15.000.000

20.000.000

25.000.000

30.000.000

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999



Seite 128 5 Strategien und Handlungsfelder

Zielgruppen Festzuhalten ist, dass bestimmte Zielgruppen in der Landeshauptstadt
Stuttgart aufgrund der hohen Baulandnachfrage, dem knappen Ange-
bot und dem hohen Preisniveau nicht oder nur unzureichend bedient
werden können. Dazu gehören im gewerblichen Bereich vor allem
Existenzgründer, Handwerksbetriebe sowie Speditionen (hoher Flä-
chenbedarf) und im Wohnungsbau insbesondere Mieterhaushalte mit
geringem Einkommen und junge Familien. Angebote für diese Ziel-
gruppen sind häufig nur durch Bereitstellung kommunaler Flächen zu
besonderen Konditionen – gegebenenfalls auch mit Erbbaurechts-
verträgen – realisierbar.

Instrumente

Die kommunale Liegenschaftspolitik ist ein zentraler Baustein für ein
aktives Projekt- und Flächenmanagement. Eine Reihe von Zielgruppen,
die für eine nachhaltige Stadtentwicklung eine hohe Bedeutung
besitzen (Existenzgründer, Handwerksbetriebe, junge Familien, sozi-
ale/kulturelle Projekte etc.), kommen unter den gegenwärtigen Markt-
bedingungen kaum zum Zuge. Hinzu kommt, dass für die Aktivierung
von Flächenpotenzialen Ausgleichsflächen/Alternativflächen erforder-
lich sind.

Unter den gegenwärtigen Markt- und Nachfragebedingungen ist ein
kostengünstiger Wohnungsbau für einkommensschwächere Hauhalte
und Familien in Stuttgart nicht zu realisieren. Für diese Zielgruppen ist
deshalb über die bestehenden Programme des Landes und der Stadt
hinaus ein verstärkter Flächenerwerb und die Initiierung von Projekten
erforderlich. Geeignete Standorte für eine Wohnnutzung sollten von
der Landeshauptstadt Stuttgart bzw. der Stuttgarter Wohnungs- und
Städtebaugesellschaft mbH (SWSG) erworben, entwickelt und bebaut
werden.

Im Zuge der Bestandserhebung wurden zahlreiche Flächen identifi-
ziert, die als Standorte für preisgünstigen Wohnungsbau in Frage kom-
men. Dazu gehören unter anderem die Standorte Gross und Froelich,
das Postareal und der Bahnhof Möhringen. Zur Förderung und Ent-
wicklung des preisgünstigen Wohnungsbaus sollten diese Standorte
erworben und einer Wohnbebauung zugeführt werden.

Eine städtebaulich und unter funktionalen Gesichtspunkten erwünschte
Aufwertung vieler Gewerbestandorte scheitert in vielen Fällen daran,
dass keine adäquaten Alternativflächen für umzusiedelnde Betriebe
vorhanden sind. Für diese Betriebe müssen von der Landeshauptstadt
Stuttgart Flächen vorgehalten werden, um möglichst rasch auf Stand-
ortentwicklungen reagieren zu können.

Revolvierender
Grundstücksfonds

Aus diesen Gründen wird die Einrichtung eines revolvierenden Grund-
stücksfonds (strategische Bodenreserve) empfohlen. Der Grund-
stücksfonds sollte insbesondere Flächen für

� preisgünstige Wohnformen (Miet- und Eigentumswohnungen),

� Existenzgründer,

� Speditionen,
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� Handwerksbetriebe,

� und kulturelle/soziale Zwecke

bereitstellen.

Die Erlöse aus dem Verkauf der ehemaligen DB-Flächen sollten gezielt
für den Erwerb von Innenentwicklungsgrundstücken eingesetzt
werden.

Aufgabe der Projektgruppe Nachhaltiges Bauflächenmanagement ist
es, ein mittel- und langfristiges Konzept zum Flächenerwerb poten-
zieller Entwicklungsflächen zu erarbeiten. Standorte, die für einen
Flächenerwerb durch die Landeshauptstadt Stuttgart aus strategischen
Gründen in Frage kommen, werden von der Projektgruppe
Nachhaltiges Bauflächenmanagement ermittelt. Eine daraus entwi-
ckelte Prioritätenliste ist eine Grundlage für die Erwerbspolitik der
Landeshauptstadt Stuttgart. Dem Liegenschaftsamt sind zusätzliche
Haushaltsmittel zum Erwerb stadtentwicklungspolitisch bedeutsamer
Flächen bereitzustellen.

5.3.5 Handlungsfeld Altlasten

Ausgangslage

Zu den erheblichen Hemmnissen der Wiedernutzung von baulichen
Brachflächen, insbesondere von Gewerbebrachen, zählen Kontamina-
tionen durch gewerblich-industrielle Vornutzung oder Altablagerungen.
Als großer Unsicherheitsfaktor haben sich bei Altlastenflächen vor
allem die Sanierungskosten erwiesen, die im Extremfall über dem
Verkehrswert des Objektes liegen können. Dieses Kostenrisiko geht bei
Verkauf der Fläche auf neue Eigentümer oder Verfügungsberechtigte
über, die durch den Erwerb der Brachfläche zum rechtlich haftbaren
Zustandsstörer werden.

Begriffe und Definitionen nach Bundes-Bodenschutzgesetz

Altstandorte

Grundtücke stillgelegter Anlagen und sonstige Grundstücke, auf deren
mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen worden ist.

(Beispiele für Altstandorte sind Gaswerke, Tankstellen, chemische Rei-
nigungen, Galvanikbetriebe, metallverarbeitende Betriebe und die
chemische Industrie)

Altablagerungen

Stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen sowie sonstige Grundstücke, auf
denen Abfälle behandelt, gelagert oder abgelagert worden sind.

Altlastenverdächtige Flächen

Altablagerungen und Altstandorte, bei denen der Verdacht einer
schädlichen Bodenveränderungen oder sonstiger Gefahren für den
einzelnen oder die Allgemeinheit besteht.

Altlasten

Altablagerungen und Altstandorte, durch die schädliche Bodenver-
änderungen oder sonstige Gefahren für den einzelnen oder die Allge-
meinheit hervorgerufen werden.
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Altablagerungen
– Altstandorte –
altlastenver-
dächtige Flächen
– Altlasten

Mit dem Bundes-Bodenschutzgesetz wurde 1998 eine einheitliche ge-
setzliche Definition der Altlasten geschaffen. Man unterscheidet Alt-
standorte (meist ehemalige gewerbliche Produktionsstandorte) und
Altablagerungen (meist stillgelegte Abfalldeponien), die unter dem Be-
griff  "Altlasten" zusammengefasst sind. Von altlastverdächtigen Flä-
chen spricht man, wenn eine Schadstoffbelastung von Altstandorten
oder Altlablagerungen vermutet wird und noch nicht nachgewiesen
worden ist.
Kontaminierte, d.h. mit gefährlichen Schadstoffen belastete Gewerbe-
brachen sind in der Regel Altstandorte, sie können aber auch Altabla-
gerungen einschließen.

Die fachliche Grundlage der Altlastenbearbeitung in Baden-Württem-
berg bildet die vom Ministerrat am 17.10.1988 beschlossene Kon-
zeption zur Behandlung altlastverdächtiger Flächen und Altlasten. In-
zwischen liegen für die Untersuchung, Bewertung und Sanierung von
Altlasten zahlreiche Handbücher und Merkblätter vor, die eine syste-
matische, einheitliche und stufenweise Vorgehensweise erlauben.

Rechtslage:
Handlungs- und
Zustandsstörer
haften

Das Polizeigesetz regelt, wer für die Kosten der Gefahrenabwehr ver-
antwortlich ist. Rechtlich werden unterschieden der Handlungsstörer
als Verursacher und der Zustandsstörer als Eigentümer oder als
Inhaber der tatsächlichen Gewalt.

Der zuständigen Behörde, in diesem Fall die Wasserrechts- und Boden-
schutzbehörde, wählt nach pflichtgemäßem Ermessen zwischen Hand-
lungs- und Zustandsstörer den Träger notwendiger Untersuchungs-
und Sanierungsmaßnahmen aus. Dieser muss die Maßnahmen durch-
führen, auch wenn dem Verursacher die Gefährlichkeit seines Han-
delns erst durch neuere Erkenntnisse offenbar geworden ist. Der Ei-
gentümer kann zur Untersuchung und Sanierung verpflichtet werden,
da er für den Zustand eines Grundstücks verantwortlich ist. Auch der
arglose Erwerber eines Grundstücks haftet, wenn darauf nachträglich
Altlasten festgestellt werden. Bei mehreren Verantwortlichen wird
danach entschieden, wer am besten in der Lage ist, die Gefahr rasch
und wirksam zu beseitigen. Nach § 24 Bundes-Bodenschutzgesetz be-
steht ein Ausgleichsanspruch zwischen mehreren Verpflichteten. In der
Praxis ist der Verursacher aber in vielen Fällen nicht mehr existent.

Finanzielle Hilfen Bei kommunalen Altlasten, das sind Altlasten auf städtischen
Grundstücken oder Altlasten, die durch kommunales Handeln ent-
standen sind (z.B. kommunale Gaswerke und Deponien) kann für Er-
hebung, Untersuchung und Sanierung finanzielle Hilfe aus dem Alt-
lastenfonds des Landes Baden-Württemberg beantragt werden. Seit
Entfallen der Sonderabfallabgabe stehen privaten Eigentümern in
Härtefällen nur noch geringe Landesmittel zur Verfügung.

Förderung aus
dem kommunalen
Altlastenfonds
des Landes

Der kommunale Altlastenfonds des Landes (Landesfonds) fördert Maß-
nahmen zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung, sofern das Land dem Fall eine große Dringlichkeit beimisst.
Dringlichkeit (Priorität), Art und Umfang der förderfähigen Maßnahmen
legt die sogenannte Bewertungskommission fest.
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Kosten, die vom Altlastenfonds übernommen werden sind:

� die flächendeckende Erhebung kommunaler und privater Flächen
zu 100 %,

� Untersuchungsmaßnahmen auf kommunalen altlastverdächtigen
Flächen und Altlasten zu 100%,

� Sanierungsmaßnahmen kommunaler Altlasten zu 50 bis maximal
75 %,

� Überwachungskosten kommunaler Altlasten zu bis zu 35 %.

Nicht übernommen werden Untersuchungs- und Sanierungsmaßnah-
men auf Grundstücken mit geringer Priorität und baubedingte Mehr-
kosten für die Entsorgung kontaminierter Materialien.

Aufgrund der beschriebenen Beschränkungen lässt sich der Altlasten-
fonds des Landes in der Landeshauptstadt Stuttgart nur eingeschränkt
für die Sanierung von kontaminierten Flächen einsetzen. Die Mehrzahl
der kontaminierten Flächen befindet sich in Privatbesitz.

Stuttgarter
Altlastenfonds

Zusätzlich zum Landesfonds stellt die Landeshauptstadt Stuttgart
Haushaltsmittel zur Untersuchung und Sanierung städtischer Grund-
stücke zur Verfügung, für die es keine oder nur eine eingeschränkte
Förderung aus dem Landesfonds gibt. Daraus können Untersuchungen
auf Grundstücken mit geringer (Landes-) Priorität und baubedingte
Entsorgungen kontaminierter Aushubmaterialien bestritten werden.

Instrumente

Ausweitung der
Fördertatbe-
stände für die
Altlastenfonds

Da der Verursacher der Kontamination häufig nicht mehr zur Beseiti-
gung der Altlast herangezogen werden kann, muss die Beseitigung der
Altlast in der Regel durch die Wertsteigerung des Grundstücks im Zuge
einer Aufwertung und höherwertigeren Nutzung aufgefangen werden.
Ob eine Altlast beseitigt und ein Grundstück aktiviert wird, hängt da-
mit ganz entscheidend von der künftigen Nutzung des Grundstücks ab.
Nutzungen, die zu einer starken Wertsteigerung führen (Einzelhan-
delsnutzungen, Wohnungsbau) erhöhen die Chancen zur Aktivierung
des Grundstücks und zur Beseitigung der vorhandenen Altlast.

Grundstücke werden häufig nicht entwickelt, wenn die möglichen oder
zulässigen Nutzungen nur zu einer geringen Wertsteigerung führen.
Dies trifft vor allem auf gewerbliche Nutzungen zu. Eine Entwicklung
unterbleibt auch, wenn das Risiko aufgrund der geringeren Gewinn-
spannen als zu hoch erachtet wird.

Angesichts dieser Zwangslage gibt es folgende Möglichkeiten zur Akti-
vierung der Flächen:

1. Es werden auch städtebaulich unerwünschte Nutzungen zugelas-
sen, wenn sie die Beseitigung der Altlast ermöglichen.

2. Die Stadt übernimmt zur Unterstützung städtebaulicher und ent-
wicklungspolitischer Zielsetzungen Kosten bzw. Kostenteile zur
Untersuchung, Entwicklung nachhaltiger Sanierungskonzepte und
zur Beseitigung der Altlasten.
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3. Die Stadt unterstützt aktuelle Bestrebungen des Umwelt- und Ver-
kehrsministeriums Baden-Württemberg, die Förderrichtlinien Alt-
lasten um Aspekte privater Altlastenförderung in Vorranggebieten
der städtebaulichen Entwicklung zu ergänzen. Außerdem unter-
stützt die Stadt Bestrebungen zur Harmonisierung von Städtebau-
förderungsrichtlinien und Förderrichtlinien Altlasten.

Zur Förderung einer nachhaltigen Stadtentwicklung in Stuttgart schla-
gen wir die Weiterverfolgung der beiden Handlungsalternativen 2 und
3 vor.

Insbesondere Handlungsalternative 2 verspricht kurzfristige Erfolge bei
geringem finanziellen Einsatz. Der Stuttgarter Altlastenfonds soll künf-
tig auch dazu dienen, die Risiken bei der Sanierung privater Altlasten
unter der Voraussetzung einer nachhaltigen städtebaulichen Entwick-
lung zu verringern.

Liegen die Aufwendungen für die Beseitigung der Altlast über dem kal-
kulierten Kostensatz, dann sollte bei einem entsprechendem Nachweis
ein Teil der Kostensteigerung durch den Stuttgarter Altlastenfonds
abgedeckt werden. Nach einem festzulegenden Schlüssel werden die
zusätzlichen Kosten auf

� die Stadt (Stuttgarter Altlastenfonds),

� den Investor (Reduzierung der Gewinnmarge)

� und den Grundstückseigentümer (Reduzierung des Grundstücks-
preises)

umgelegt.

Empfehlungen Für die Landeshauptstadt Stuttgart ergeben sich folgende Konsequen-
zen:

� Zur Unterstützung städtebaulicher Zielsetzungen werden Altlasten-
untersuchungen, die Entwicklung nachhaltiger Sanierungskonzepte
und die Beseitigung von Altlasten im Zuge von Baumaßnahmen
bzw. die Entsorgung kontaminierten Bodenaushubs und Bauschutts
in dem bisher auf städtischen Flächen üblichen Umfang auf Be-
schluss des Gemeinderates auch für private Flächen finanziert.
Dazu werden im Stuttgarter Altlastenfonds zusätzliche Mittel be-
reitgestellt.

� Die Landeshauptstadt Stuttgart unterstützt den Städtetag Baden-
Württemberg nachdrücklich in seinem Einsatz für eine Änderung
der Förderungsrichtlinien Altlasten. In die novellierten Förderungs-
richtlinien Altlasten ist in den Fällen, in denen städtebauliche Ziele
verfolgt werden und der Verursacher nicht mehr zur Kostentragung
herangezogen werden kann, die Behandlung privater Altlasten -
auch mit Hilfe integraler Verfahren – aufzunehmen.

� Die Landeshauptstadt Stuttgart unterstützt den Städtetag Baden-
Württemberg und das Umwelt- und Verkehrsministerium Baden-
Württemberg in ihrer Forderung nach Harmonisierung von Städte-
bauförderungsrichtlinien und Förderungsrichtlinien Altlasten.



5 Strategien und Handlungsfelder Seite 133

5.3.6 Förderung von Einzelprojekten der Innenentwicklung

Für ein aktives Bauflächenmanagement erscheint es wichtig und sinn-
voll, die in den einzelnen Handlungsfeldern genannten Einzelmaßnah-
men zur Förderung der Innenentwicklung gezielt und gebündelt bei
einzelnen besonders geeigneten konkreten Einzelprojekten exempla-
risch einzusetzen und diese mit besonderem Nachdruck zu verfolgen
(Modellprojekte NBS).
Diese Projekte sollten auch vorrangig bedacht werden, falls von Bund
oder Land Zukunftsinvestitionsprogramme zur Konjunkturförderung
aufgelegt werden.

Dafür werden zunächst die folgenden vier Projekte, jeweils verbunden
mit einer für die Innenentwicklung besonderen inhaltlichen Zielsetzung
vorgeschlagen.

1.  Standort Wasserwerk
als Beispiel für die Entwick-
lung eines Umnutzungsge-
bietes ( Flächentyp V) in pro-
minenter städtebaulicher La-
ge (siehe Testplanung NBS -
Vorstudie NBS, Standort 6,
Stand Oktober 2002).

Für den Standort liegen inzwischen weitere detaillierte Nutzungs-
konzepte vor:

� Nutzungskonzept Olympia 2012 (Architekten Auer und Weber,
Hotel und Wohnen, insgesamt 36.500 qm BGF)

� Konzeptstudie Wellnesshotel (Architekten Auer und Weber,
Oktober 2002, siehe nachfolgende Graphik)

Als Nutzungsziel hat sich verfestigt:
Hotelstandort, Wohnen, gemischte
Nutzung, Absenkung der B 10,
Anbindung an Park der Villa Berg /
Leuze Bad.

Im weiteren Verfahren sollten fol-
gende NBS-Handlungsempfehlun-
gen eingesetzt werden:

� als Schwerpunktprojekt der Innen-
entwicklung in hohe Priorität ein-
stufen

� geeignete Planungsverfahren:
� Machbarkeitsstudie für die Tieferlegung /Teil-Überdeckelung

der B 10 - mit Kostenermittlung,
� Städtebaulicher Wettbewerb auf der Grundlage der vor-

liegenden Nutzungsüberlegungen.

� Verfahren zur Projektentwicklung:
� Projektbeauftragten bei der Stadt benennen,
� zu einem späteren Zeitpunkt Projektentwicklung durch ex-

ternen Entwickler (L-Bank, SWSG o. Ä.) einschalten.
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2.  Postareal Nordbahnhofstraße
Als Beispiel für die Entwicklung
eines innerstädtischen Wohn-
und gemischten Stadtquartiers
(siehe Vorstudie NBS, Standort
7).

Der Standort eignet sich für die
exemplarische Realisierung ei-
nes hochwertigen innerstädti-
schen   Wohn-   und   Dienstlei-
stungsquartiers, mit dessen Aufsiedlung das bestehende Nordbahn-
hofviertel erheblich aufgewertet werden könnte.

Im weiteren Verfahren sollten hier folgende NBS -Handlungsemp-
fehlungen eingesetzt werden:

� als Schwerpunkt der Innenentwicklung /Wohnen in höhere Prio-
rität einordnen (bisher Zeitstufe 2 der Zeitstufenliste Wohnen).

� Geeignete Planungsverfahren
� städtebaulicher Wettbewerb Rosensteinviertel (in Vorbereitung),
� Durchführung eines Investorenwettbewerbs.

� Verfahren zur Projektentwicklung:
� Benennung eines Projektbeauftragten (intern oder extern),
� in der Projektphase Einschaltung eines externen Investors.

� Zwischenerwerb durch die Stadt/SWSG

� Altlastenuntersuchung veranlassen.

3. Modellprojekt Gewerbehof
Im Zusammenhang mit einer Zu-
kunftsoffensive für das Gewerbe-
gebiet Weilimdorf (alternativ: Bad
Cannstatt, Wangen) mit dem Ziel,
Wege für die Entwicklung eines
veralteten Gewerbegebiets aufzu-
zeigen (siehe Vorstudie NBS,
Standorte 2, alternativ: 1, 3, 8).

Beispiel: Gewerbehof „Complex“ der Stadt Fürth.
Die Gewerbehof Fürth GmbH ist eine 100 %ige Tochter der Stadt
Fürth. Das neue, innovative Gewerbeprojekt für Handwerker und
Dienstleistungen wird auf 1,7 ha Fläche in drei Baustufen realisiert.
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2001 wurde der 1. Bauabschnitt mit 5.600 m² Mietfläche für junge
Unternehmer und Existenzgründer fertiggestellt. Angeboten werden
neben flexibler Raumgestaltung, eine ausgezeichnete Infrastruktur
und innovative Serviceleistungen.

Das Projekt eignet sich im besonderen Maße für

� die Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen aus dem Hand-
werks- und Dienstleistungsbereich sowie für Existenzgründer
und Jungunternehmer.

� eine Kostenreduzierung durch Synergieeffekte, gemeinsamer
Infrastruktur etc.

� die Neuordnung und bauliche Verdichtung von Altgewerbe-
standorten.

In München sind mit sechs Gewerbe- / Handwerkerhöfen gute Er-
fahrungen gemacht worden.

Gewerbehof Stuttgart

Für Stuttgart wird vorgeschlagen, zunächst im Gewerbegebiet Wei-
limdorf ein entsprechendes Projekt durchzuführen.

Empfohlen wird folgendes Vorgehen:

� Durchführung einer Zukunftsoffensive für das Gewerbegebiet
Weilimdorf, dabei Grundsatzbeschluss zum Projekt Gewerbehof
am Standort Bachgerstenstraße / Korntaler Landstraße.

Geeignete Planungsverfahren:

� Machbarkeitsstudie über ein Nutzungs- und Finanzierungskon-
zept.

� Architektenwettbewerb

� Verfahren zur Projektentwicklung entsprechend den Aussagen
der Machbarkeitsstudie; z. B. Einrichtung einer Tochterfirma der
Stadt oder privater Projektentwickler.

� Grundstückserwerb durch die Stadt, bzw. den Projektentwickler.

� Altlastenbeseitigung durch zusätzliche Fördermittel.

4. Bahnhof Möhringen
Als Modellprojekt für die Ent-
wicklung und städtebauliche
Aufwertung eines Bahnhofs-
umfeldes (siehe NBS-Vor-
studie, Standort 9).

Der Standort ist für eine nach-
haltige Innenentwicklung be-
sonders gut geeignet.

Im weiteren Verfahren sollten folgende NBS - Handlungsempfeh-
lungen eingesetzt werden:

� die Einstufung als Schwerpunkt der Innenentwicklung mit beson-
derer Priorität (siehe Zeitstufenliste Wohnen / Zeitstufe 1) sollte
bekräftigt werden.
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� Geeignete Planungsverfahren:
� Parallel zum Bebauungsplanverfahren Maßnahmen zur Pro-

jektentwicklung und Umsetzung, Klärung der Finanzierung der
Infrastruktur (Straße, Brücke, gegebenenfalls alternative Er-
schließung).

� Verfahren zur Projektentwicklung:
� Benennung eines internen Projektbeauftragten,
� in der Projektrealisierungsphase: Einschalten von Investoren,
� städtebaulicher Vertrag insbesondere zur Aufteilung der

Kosten (Stadt, SSB).

� Gegebenenfalls Grunderwerb durch die Stadt bzw. Entwick-
lungsgesellschaft (SWSG, L-Bank)

Über diese Einzelprojekte sollten in den regelmäßigen Lageberichten -
auch als Teil eines verstärkten Marketings für die Entwicklung dieser
Standorte - genaue Angaben zum Fortgang und zu weiterführenden
Maßnahmen gemacht werden.

5.4 Zusammenfassung

Die Erhebung der untergenutzten Flächen in der Landeshauptstadt
Stuttgart hat das enorme Potenzial für die Innentwicklung deutlich
werden lassen. Bis Ende 2002 wurden rund 300 Areale mit rund 500
ha Grundstücksfläche erfasst. Die Aktivierung der Flächen erfordert
allerdings eine konsequente strategische Vorgehensweise. Nur bei
einem kleinen Teil der Flächenpotenziale handelt es sich um „Selbst-
läufer“, die ohne Einflussnahme der Stadt einer höherwertigeren Nut-
zung zugeführt werden. Ziel der Stadt muss es deshalb sein, stärker
als bisher ihre Rolle als Initiator und Moderator wahrzunehmen.

Übernimmt die Stadt eine aktive Rolle und sorgt für eine inhaltliche
und personelle Kontinuität, dann steigen erfahrungsgemäß auch die
Chancen für eine standortgerechte Entwicklung.

Aktive Rolle der
Stadt

Für eine konsequente Projektentwicklung empfiehlt sich eine vierstu-
fige Vorgehensweise:
� Politikphase (kommunalpolitische Grundsatzentscheidung),
� Orientierungsphase,
� Entwicklungsphase,
� Projektphase.

Voraussetzung für eine aktive Rolle der Stadt sind geeignete Koopera-
tionsstrukturen innerhalb der Stadtverwaltung. Von der Aktivierung
der Flächenpotenziale sind unterschiedliche Ressorts (Stadtplanung,
Liegenschaften, Umweltschutz, Wirtschaftsförderung etc.) betroffen,
so dass sowohl auf der strategischen Ebene als auch auf der operati-
ven Ebene eine stärkere Vernetzung der Aktivitäten notwendig ist.
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Informations-
plattform NBS

Die Zielsetzung der Landeshauptstadt Stuttgart in der Innenentwick-
lung ein deutlicher Vorrang vor der Inanspruchnahme von Neubau-
flächen eingeräumt wird, setzt voraus, dass die Bauflächenpotenziale
im Stadtgebiet bekannt sind und standortbezogene Informationen zur
Verfügung stehen. Aktuelle Informationen über das Bauflächen-
potenzial in Stuttgart sind eine wesentliche Grundlage für stadtpla-
nerische Entscheidungen und ein wichtiges Instrument zur Vermark-
tung, zur Beratung von Investoren und zur Verbesserung der Kom-
munikation zwischen den Akteuren innerhalb der Stadtverwaltung.

Es gilt, die „Informationsplattform nachhaltiges Bauflächenmanage-
ment“ fortzuführen und weiterzuentwickeln. Die Informationsplattform
NBS erfüllt folgende Aufgaben

� Übersicht über die kurz- und mittelfristig verfügbaren Bauflächen-
potenziale,

� Vernetzung der vorhandenen Informationen,

� Fortschreibung der vorhandenen Informationen,

� Vernetzung der Akteure innerhalb der Stadtverwaltung,

� Übersicht über die Handlungsstrategien für die Entwicklung der
Bauflächen,

� laufende Erfolgskontrolle über die Wieder- und Umnutzungsaktivi-
täten,

� Internetpräsentation/Vermarktung.

Regelmäßiger
Lagebericht

Der Lagebericht soll vor allem dazu dienen, den erreichten Stand der
Innenentwicklung zu bilanzieren, Schwerpunktbildungen zu prüfen, of-
fene Fragen zu identifizieren und Empfehlungen zur weiteren Vorge-
hensweise zu unterbreiten.

Der Lagebericht beinhaltet neben einer aktuellen kartographischen
Übersicht über die Potenzialflächen wichtige Kennziffern zur Bauflä-
chenentwicklung und eine Lagebeurteilung. Der Lagebericht ist unter
anderem Beratungsgrundlage für die Fortschreibung der Zeitstufenlis-
ten „Wohnen“ und „Arbeitsstättengebiete“.

Ressortübergrei-
fende Projekt-
gruppe Nachhalti-
ges Bauflächen-
management

Vorgeschlagen wird die Einrichtung einer ressortübergreifenden „Pro-
jektgruppe Nachhaltiges Bauflächenmanagement“. Mitglieder der
Projektgruppe sind das Stadtplanungsamt, die Stabsabteilung
Wirtschafts- und Arbeitsförderung, das Amt für Umweltschutz, das
Amt für Liegenschaften und das Amt für Stadterneuerung. Die betei-
ligten Ämter benennen einen verantwortlichen Ansprechpartner für alle
mit dem Siedlungsflächenmanagement berührten Aufgaben. Die Pro-
jektgruppe sollte maximal 3-5 Personen umfassen. Darüber hinaus
sind in allen übrigen Ämtern verantwortliche Ansprechpartner zu be-
nennen.

Die „Projektgruppe Nachhaltiges Bauflächenmanagement“ sollte vom
Stadtplanungsamt in enger Abstimmung mit der Stabsabteilung
Wirtschafts- und Arbeitsförderung und dem Liegenschaftsamt (Koordi-
nation der Wohnungsbauprojekte) federführend geleitet werden. Die
zusätzlichen Aufgaben des Stadtplanungsamtes umfassen:
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� die Pflege der Informationsplattform,
� die Erstellung eines jährlichen Lageberichtes,
� die Vorbereitung/Koordination der Projektgruppe,
� und die Vorbereitung von Empfehlungen.

Projektentwick-
lung

Interner Projekt-
leiter

Externer Projekt-
entwickler

Auf der operativen Ebene der Projektentwicklung kommen für die ein-
zelnen Phasen verschiedene Organisationsformen in Betracht. Entspre-
chend den Anforderung und den personellen Kapazitäten der Stadt-
verwaltung sind für die Phasen zwei und drei (Orientierungsphase und
Entwicklungsphase) eine interne Bearbeitung oder eine Kombination
aus stadtinterner und externer Bearbeitung vorstellbar.

Verantwortliche Projektleitung

Voraussetzung für eine kontinuierliche und intensive Kommunikation
zwischen Stadt und Eigentümer ist die Benennung von Projekt-
leitern innerhalb der Stadtverwaltung. Im Stadtplanungsamt und bei
der Wirtschafts- und Arbeitsförderung wurden mit der Einsetzung von
Projektbeauftragten - beispielsweise in den Projekten Burgholzhof und
Grenadierkaserne/Reiser – durchweg positive Erfahrungen gemacht.

Der Projektleiter ist direkter Ansprechpartner für den Eigentümer/
Investor des Grundstückes und verantwortlich für die Projektent-
wicklung (Projektsteuerung incl. Zeit- und Kostenrechnung, stadt-
interne Abstimmung und Koordination, externe Koordination etc.).

Verantwortliche Projektleiter sollten Mitarbeiter der Stabsabteilung
Wirtschafts- und Arbeitsförderung und Stadtplanung sein. Die Zuord-
nung ergibt sich aus den vorgesehenen Nutzungszielen. Soll der
Standort vor allem gewerblich (Dienstleistungen, Produktion, Einzel-
handel etc.) genutzt werden, empfiehlt sich eine Zuordnung zur
Stabsabteilung Wirtschafts- und Arbeitsförderung.

Bei einer überwiegenden Wohnnutzung sollte die Projektbearbeitung
beim Stadtplanungsamt oder dem Liegenschaftsamt (Koordination der
Wohnbauprojekte) angesiedelt werden. Die „Projektgruppe Nachhalti-
ges Bauflächenmanagement“ unterbreitet Vorschläge zur personellen
Zuständigkeit der Projekte.

Zu den Standorten, für die ein Projektbeauftragter benannt werden
sollte, gehören unter anderem der „Bahnhof Möhringen“, das „Post-
areal“, das Areal „Oppelner Straße“ und das Areal „Kegelen-/
Elwertstraße“.

Externe Bearbeitung

Die Aufgaben der Stadt in Phase 4 („Projektphase“) beschränken sich
in den meisten Fällen auf die Projektüberwachung und auf unterstüt-
zende administrative Aufgaben (Schaffung Planungsrecht etc.). Die
Projektrealisierung liegt in der Regel in Händen eines Projektentwick-
lers/Investors. Zur Durchsetzung stadtentwicklungspolitischer Zielset-
zungen (Wohnungsbauförderung, Gewerbeförderung) sind vermehrt
Kooperationsformen mit der privaten Wirtschaft im Sinne eines Public-
Private-Partnership (Beispiel hierfür ist das Zentrum für Medien, Kunst
und innovative Dienstleistungen, MKI) erforderlich. Darüber hinaus
sind bestehende städtische Entwicklungsgesellschaften (Beispiel
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hierfür ist die SWSG zur Errichtung des Medienhaus Hauptquartiers)
einzuschalten oder projektbezogene Entwicklungsgesellschaften zu
gründen.

Beispielhaft sind dabei die Projekte „Stuttgart 21“, Güterbahnhof Bad
Cannstatt“ und City Prag“ zu nennen. Für die genannten Standorte
sollte die Bildung von Entwicklungsgesellschaften zur Projektrealisie-
rung geprüft werden.

Gesamtstrategie /
Stadtentwick-
lungsplanung

Im Flächennutzungsplan 2010 wird der Innenentwicklung mit den Zie-
len hohe Dichten, Nutzungsmischung und Entwicklung zentraler Lagen
Vorrang eingeräumt. Des weiteren werden allgemeine Ziele zur Stadt-
entwicklung und Umweltstandards formuliert. Dazu zählt unter ande-
rem die Ausweisung von Grünkorridoren, die baulich nicht angetastet
werden sollen. Zur Stärkung der Innenentwicklung kommt es darauf
an, die Leitlinien der Innenentwicklung weiter zu konkretisieren. Dies
bedeutet

� die Benennung der räumlichen Schwerpunkte der Innenentwick-
lung,

� die Präzisierung der planerischen Vorstellungen für diese Schwer-
punkte,

� und die Vorgaben für die Qualitätssicherung einer nachhaltigen
Entwicklung.

Grundlage für eine zielorientierte Vorgehensweise ist das Vorhanden-
sein einer gesamtstädtischen Strategie zur Gewerbe- und Woh-
nungsbauentwicklung. Im Rahmen einer Gesamtstrategie, die in
einen Stadtentwicklungsplan münden kann, ist unter anderem eine
Klassifikation der Gewerbe- und Wohngebiete hinsichtlich ihrer mög-
lichen Entwicklung (zeitliche Umsetzung, Funktion) und des erforderli-
chen Instrumentariums notwendig. Die Bestandserhebung hat gezeigt,
dass sich die Flächenpotenziale in vier Teilräumen konzentrieren, die
als Schwerpunkte der Innenentwicklung bevorzugt zu behandeln sind.
Dazu gehören:

� der Stadtraum Neckartal über Feuerbach nach Zuffenhausen (alte
Industrieachse)

� das Gebiet Stuttgart 21 im Umfeld des Hauptbahnhofes

� das Gebiet Vaihingen/Möhringen

� der Bereich Weilimdorf

� und eine Reihe von S-Bahn-/Stadtbahnhaltepunkten.
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Für die genannten Schwerpunkträume sind aufgrund unterschiedlicher
Ausgangsbedingungen und Potenziale raumspezifische Entwicklungs-
strategien zu erarbeiten.

Informelle
Planungsver-
fahren

Während die Vorbereitende und Verbindliche Bauleitplanung, Vorberei-
tende Untersuchungen, die Ausweisung städtischer Vorranggebiete,
städtebauliche Rahmenpläne und städtebauliche Wettbewerbe zum
klassischen Repertoire der Stadtplanung gehören, sind zur Aktivierung
von untergenutzten Flächen verstärkt neue Instrumente und Pla-
nungserfahren einzusetzen.

Dazu gehören die informellen Planungsverfahren
� Zukunftsoffensiven,
� Vorstudien/Projektstudien,
� Testplanungen,
� Ad hoc Projektgruppen
� und Planungswerkstätten

Liegenschafts-
politik

Zentrale Elemente zur Aktivierung von untergenutzten Flächen sind
ein strategisches Flächenmanagement und eine aktive Liegen-
schaftspolitik.

Der Flächenerwerb der Landeshauptstadt Stuttgart erfolgt bislang
weitgehend ohne eine langfristig ausgerichtete Strategie, die sich an
vorgegebenen städtischen Zielen und Prioritäten orientiert. Hinzu
kommt, dass die Grunderwerbsausgaben der Landeshauptstadt Stutt-
gart - abgesehen vom Erwerb der Bahnflächen (Flächen für Stuttgart
21, Güterbahnhof Bad Cannstatt) - seit Anfang der 90er Jahre deutlich
zurückgegangen sind.
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Eine Reihe von Zielgruppen, die für eine nachhaltige Stadtentwicklung
eine hohe Bedeutung besitzen (Existenzgründer, Handwerksbetriebe,
junge Familien, soziale/kulturelle Projekte etc.), kommen unter den
gegenwärtigen Marktbedingungen kaum zum Zuge. Darüber hinaus
sind für die Aktivierung von Flächenpotenzialen in vielen Fällen Aus-
gleichsflächen/Alternativflächen erforderlich.

Aus diesen Gründen wird die Einrichtung eines revolvierenden
Grundstücksfonds (strategische Bodenreserve) empfohlen. Der
Grundstücksfonds sollte insbesondere Flächen für
� preisgünstige Wohnformen (Miet- und Eigentumswohnungen),
� Existenzgründer,
� Speditionen,
� Handwerksbetriebe,
� und kulturelle/soziale Zwecke

bereitstellen.

Aufgabe der „Projektgruppe Nachhaltiges Bauflächenmanagement“ ist
es, ein mittel- und langfristiges Gesamtkonzept zum Flächenerwerb
potenzieller Entwicklungsflächen zu erarbeiten (Ziele, Auswahlkrite-
rien, Vorgehensweise).

Darüber hinaus werden konkrete Standorte, die für einen Flächener-
werb durch die Landeshauptstadt Stuttgart aus strategischen Gründen
in Frage kommen, von der Projektgruppe Nachhaltiges Bauflächenma-
nagement ermittelt. Eine daraus entwickelte Prioritätenliste ist eine
Grundlage für die Erwerbspolitik der Landeshauptstadt Stuttgart. Dem
Liegenschaftsamt sind zusätzliche Haushaltsmittel zum Erwerb stadt-
entwicklungspolitisch bedeutsamer Flächen bereitzustellen (revol-
vierender Grundstücksfonds).

Altlasten Zu den erheblichen Hemmnissen der Wiedernutzung von baulichen
Brachflächen, insbesondere von Gewerbebrachen, zählen Kontamina-
tionen durch gewerblich-industrielle Vornutzungen oder Altablagerun-
gen. Als großer Unsicherheitsfaktor haben sich bei Altlastenflächen vor
allem die Sanierungskosten erwiesen, die im Extremfall über dem
Verkehrswert des Objektes liegen können. Dieses Kostenrisiko geht bei
Verkauf der Fläche auf neue Eigentümer oder Verfügungsberechtigte
über, die durch den Erwerb der Brachfläche zum rechtlich haftbaren
Zustandsstörer werden.

Grundstücke werden häufig nicht entwickelt, wenn die möglichen oder
zulässigen Nutzungen nur zu einer geringen Wertsteigerung führen.
Dies trifft vor allem auf gewerbliche Nutzungen zu. Eine Entwicklung
unterbleibt auch, wenn das Risiko aufgrund der geringen Gewinnspan-
nen als zu hoch erachtet wird.

Für die Landeshauptstadt Stuttgart ergeben sich folgende Konsequen-
zen:

� Zur Unterstützung städtebaulicher Zielsetzungen werden Altlasten-
untersuchungen, die Entwicklung nachhaltiger Sanierungskonzepte
und die Beseitigung von Altlasten im Zuge von Baumaßnahmen
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bzw. die Entsorgung kontaminierten Bodenaushubs und Bauschutts
in dem bisher auf städtischen Flächen üblichen Umfang auf Be-
schluss des Gemeinderates auch für private Flächen finanziert.
Dazu werden im Stuttgarter Altlastenfonds zusätzliche Mittel
bereitgestellt.

� Die Landeshauptstadt Stuttgart unterstützt den Städtetag Baden-
Württemberg nachdrücklich in seinem Einsatz für eine Änderung
der Förderungsrichtlinien Altlasten. In die novellierten Förderungs-
richtlinien Altlasten ist in den Fällen, in denen städtebauliche Ziele
verfolgt werden und Verursacher nicht mehr zur Kostentragung
herangezogen werden können, zusätzlich die Behandlung privater
Altlasten - auch mit Hilfe integraler Verfahren – aufzunehmen.

� Die Landeshauptstadt Stuttgart unterstützt den Städtetag Baden-
Württemberg und das Umwelt- und Verkehrsministerium Baden-
Württemberg in ihrer Forderung nach Harmonisierung von Städte-
bauförderungsrichtlinien und Förderungsrichtlinien Altlasten.

Einzelprojekte für
die Innenent-
wicklung

Für ein aktives Bauflächenmanagement erscheint es wichtig und sinn-
voll, die genannten Einzelmaßnahmen zur Förderung der Innenent-
wicklung bei einzelnen Projekten exemplarisch einzusetzen und diese
mit besonderem Nachdruck zu verfolgen (Modellprojekte NBS).

Neben den drei großen Stuttgarter Projekten der Innenentwicklung -
Stuttgart 21, Olympia 2012/Neckarraumprojekt und City Prag -
werden dafür folgende  Einzelprojekte mit besonderen inhaltlichen
Zielsetzungen vorgeschlagen:

1. Standort Wasserwerk als Beispiel für die Entwicklung eines Um-
setzungsgebietes in prominenter städtebaulicher Lage.

2. Postareal Nordbahnhofstraße als Modell für die Entwicklung ei-
nes innerstädtischen Wohn- und gemischten Quartiers.

3. Modellprojekt Gewerbehof im Zusammenhang mit einer Zu-
kunftsoffensive für das Gewerbegebiet Stuttgart-Weilimdorf (alter-
nativ: Bad Cannstatt, Wangen) mit dem Ziel, Wege für die Innen-
entwicklung eines veralteten Gewerbegebietes zu testen.

4. Bahnhof Möhringen als Modellprojekt für die Entwicklung eines
Bahnhofsumfeldes.
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Bausteine für ein
nachhaltiges

Bausteine
für ein nachhaltiges Bauflächenmanagement

Bauflächen-
management
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� NBS-Informationsplattform regelmäßig aktualisieren
und weiter ausbauen.

� Jährlichen Lagebericht erarbeiten
� Referatsübergreifende Koordination des Flächen- und

Projektmanagements in der „Arbeitsgruppe NBS“
weiterführen
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� Aktivitäten der Stadt auf Schwerpunkte der
Innenentwicklung konzentrieren. Dies sind:
� Stadtraum Neckartal/Olympia 2012, über City Prag nach

Feuerbach nach Zuffenhausen (alte Industrieachse)
� Gebiet Stuttgart 21
� Gewerbegebiete Vaihingen / Möhringen und Weilimdorf
� die Einzugsbereiche von S- und U-Bahnhöfen
Besondere Aufmerksamkeit wird dabei dem Neckarraum
gewidmet.

� Geeignete informelle Planungsverfahren (Vorstudien,
Testplanungen, Zukunftsoffensiven etc.) als Mittel zur
besseren Lageerkundung einsetzen.

� Geeignete Verfahren für die Projektentwicklung (z.B.
Einsetzung eines internen Projektbeauftragten oder eines
externen Entwicklungsträgers) festlegen.
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� Revolvierenden Grundstücksfonds für die Innenent-
wicklung einrichten

� Städtischen Altlastenfonds finanziell besser ausstatten.
� Marketing, Beratung und Information intensivieren.
� Beispielhafte Einzelprojekte mit besonderem Nachdruck

fördern, z.B. Areal des ehemaligen Wasserwerks, Postareal
Nordbahnhofstraße, Modelprojekt Gewerbehof Weilimdorf,
Bahnhof Möhringen.
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6 Zentrale Empfehlungen und Ausblick

6.1 Zentrale Empfehlungen

Als Fazit aus der Bearbeitung des Projektes NBS, insbesondere aus
den in Kapitel 5 formulierten Handlungsempfehlungen, werden fol-
gende zentrale Empfehlungen abgeleitet:

� Nachhaltiges Siedlungsflächenmanagement ist eine Dauer-
aufgabe. Dazu gehört die regelmäßige Fortschreibung der
Übersicht über die Bauflächenpotenziale, die Abstimmung
zentraler Handlungen und Entscheidungen zu ihrer Aktivie-
rung  und die Bilanzierung der Wirkungen. Es wird vorge-
schlagen, - zunächst für einen Zeitraum von drei Jahren –
eine fachübergreifende Arbeitsgruppe NBS einzusetzen, die
Übersicht regelmäßig zu aktualisieren und jährlich einen
Lagebericht zum Stand der Bauflächenmanagements als
Entscheidungsgrundlage für den Gemeinderat anzufertigen.

� Wegen der Vielzahl der Areale, aber auch wegen der ange-
spannten Haushaltslage ist es für die Stadt notwendig, ihre
Aktivitäten auf besondere Schwerpunkte der Innenent-
wicklung zu konzentrieren und dafür besondere Verfah-
rensweisen einsetzen. Dies wird zunächst für den für die
Innenentwicklung in Stuttgart besonders wichtigen Neckar-
raum empfohlen.

� Für ein aktives Bauflächenmanagement der Stadt sind zu-
sätzliche Ressourcen erforderlich. Durch die bessere Aus-
stattung der Grundstückspools, der Altlastensanierung, aber
auch des Marketings und der gezielten Förderung von
Einzelprojekten können stärkere Impulse für die
Innenentwicklung erwartet werden.

Offene Fragen

Das Projekt „Nachhaltiges Bauflächenmanagement Stuttgart“ (NBS)
hat schon während der Bearbeitung eine große Resonanz in der Fach-
öffentlichkeit gefunden. Das Projekt wurde u. a. beim Workshop des
Bayrischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umweltfra-
gen in Nürnberg am 29. Juli 2002 vor Vertretern der großen bayri-
schen Städte und am 29./30. Oktober 2002 auf einer Planungswerk-
statt des BBR in Frankenberg bei Kassel vor Vertretern von 48 deut-
schen Städten vorgestellt und ist dort auf großes Interesse gestoßen.
Dadurch ist bundesweit der Erfahrungsaustausch zum Thema kommu-
nales Flächenressourcen-Management angeregt worden.

Bei der Bearbeitung des Projektes NBS haben sich eine Reihe von Fra-
gen ergeben, die im Projekt selbst nicht hinreichend behandelt werden
konnten und die eine weitere Vertiefung sinnvoll erscheinen lassen:

� Weiterentwicklung von Inhalt und Struktur der Informationsplatt-
form, Verbesserung der internen und externen Kommunikation
(Investorengewinnung).

� Exemplarische Erarbeitung eines Lageberichtes mit Test der geeig-
neten Indikatoren für die Erfolgskontrolle.
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� Weiterentwicklung des Instruments des „Rahmenablaufplans“ zur
Präzisierung der Zeitschiene für die Aktivierung der einzelnen
Standorte insbesondere für die Standorte mit hoher Entwicklungs-
priorität.

� Qualifizierung der Angaben über öffentliche und private Kosten von
Projekten der Innenentwicklung und deren Nutzen.

� Für die Veränderungen von Angebot und Nachfrage vor dem Hin-
tergrund der Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt und den Progno-
sen der Bevölkerungsentwicklung sollten die bedeutsamen Kenn-
ziffern als Grundlage für die Abschätzung der zukünftigen Entwick-
lung erarbeitet werden. Dies könnte als Pilotprojekt im Rahmen ei-
nes Gutachten oder weiteren Forschungsprojektes geschehen.

� Durchführung von Testplanungen gemeinsam mit Investoren.

Es wird vorgeschlagen, für diese Fragestellungen eine ca. einjährige
Konsolidierungsphase durchzuführen. Der Abschluss der Konsoli-
dierungsphase könnte mit der Vorlage des ersten Lageberichtes zum
„Nachhaltigen Bauflächenmanagement in Stuttgart“ abgeschlossen
werden.

Ein erfolgreiches, den Freiflächenverbrauch wirksam vermeidendes
kommunales Flächenmanagement ist an folgende Voraussetzungen
gekoppelt:

� Eine verstärkte Regionalisierung des Flächenmanagements
und der Innenentwicklung. Die Flächeninanspruchnahme ist au-
ßerhalb der Kernzone meist wesentlich größer, die Bemühungen
zur Aktivierung der Potenziale im Bestand aber geringer. Langfris-
tig wird nur ein koordiniertes, regionales Flächenmanagement auf
einheitlicher Informations- und Organisationsgrundlage die Ent-
wicklungsprobleme lösen (siehe Kommentar Reiß-Schmidt).

� Eine verstärkte Förderung des Flächenressourcenmanage-
ments durch Land und Bund, insbesondere durch eine Reform
des Steuerrechtes und die Durchführung von Forschungsvorhaben.

Das Land hat durch die 50 prozentige Förderung des Projektes NBS ei-
nen wichtigen Beitrag dazu geleistet.

Durch die Vernetzung mit anderen, im Forschungsprogramm BW-Plus
laufenden Forschungsprojekten, dem umweltpolitischen Schwerpunkt
(UPS) „Flächenressourcen-Management“ der LfU, den Projekten der
Gruppe FIGURA zur systematischen Erhebung zum Thema Flächen-
recycling in Baden-Württemberg und dem Forschungsprojekt „Win-
Win-Lösungen im kooperativen Flächenmanagement“ können die un-
terschiedlichen Erfahrungen ausgetauscht und Synergieeffekte auf der
Suche nach Strategien zur nachhaltigen Stadtentwicklung und zur
Aktivierung von untergenutzten Flächen erreicht werden.



 Seite 146 6 Zentrale Empfehlungen und Ausblick

6.2 Kommentare

Im Rahmen des NBS-Workshops am 17.05.2002 hat ein erster Erfah-
rungsaustausch mit den Städten Frankfurt, München und Zürich statt-
gefunden.

Die beteiligten Experten - aus München (Herr Reiß-Schmidt), aus
Frankfurt (Herr Dr. Wentz) und aus Zürich (Herr Professor Dr. Maurer)
- wurden im Rahmen dieses begonnenen Erfahrungsaustauschs ge-
beten, aus ihrer Sicht den NBS-Schlußbericht zu kommentieren.

Herr Dr. Martin Wentz, ehemaliger Planungsdezernent
Stadt Frankfurt/Main

Kommentar
Dr. Wentz

Auszug aus dem Schreiben an das Stadtplanungsamt vom 10.03.2003

Mit dem Projekt „Nachhaltiges Bauflächenmanagement Stuttgart
(NBS)“ erhält die Stadt Stuttgart die notwendigen Grundlagen für ein
vorzügliches Instrument der Stadtentwicklung. Dieses ist insbesondere
geeignet, neben der verwaltungsinternen Dokumentation der Aufga-
ben- und Verantwortungslage auch den politisch Verantwortlichen, der
Fachöffentlichkeit und nicht zuletzt den Investoren einen substantiellen
Überblick über den jeweiligen „Status quo“ der bedeutenderen Ent-
wicklungsflächen und deren zukünftige Potentiale zu geben. Damit
kann für die Flächenentwicklung der Stadt Stuttgart ein ungewöhnlich
hohes Maß an Transparenz erreicht werden.

Damit diese Wirksamkeit optimal erzielt wird, bedarf es einer Reihe
von Entscheidungen zum weiteren Vorgehen in den politischen Gre-
mien und in der Verwaltung der Stadt:

1. Der Zeitpunkt für die Umsetzung des erarbeiteten Konzepts „Nach-
haltiges Bauflächenmanagement Stuttgart (NBS)“ ist optimal. Ge-
rade in dieser Zeit der Wirtschaftskrise mit ihren katastrophalen
kommunalen Auswirkungen gilt es, die Angebotsressourcen der
Stadt im besonderen Maße auszubauen.
Mit dem Konzept wird quasi eine Strategie der Vorsorge und För-
derung zukünftiger Investitionen betrieben. Die mit der Umsetzung
des Konzepts verbundenen zusätzlichen Aufwendungen stellen ein
Stück notwendiger Zukunftsvorsorge dar.

2. Die vorgelegte Konzeption des Bauflächenmanagements baut auf
einer vorrangigen Innenentwicklung der Stadt auf. So sinnvoll und
unterstützenswert diese Zielsetzung ist, so klar muss politisch
gleichzeitig sein, dass dies nicht gleichzusetzen ist mit einer Absage
an jegliche Außenentwicklungen.

Innenentwicklungen sollten auf Grund ihrer Kostenstruktur vorran-
gig in städtischen Baudichten und Nutzungsmischungen erfolgen.
Ein besonderer Schwerpunkt ist hierbei auf die Qualifizierung der
öffentlichen Räume zu legen, um den neu entstehenden Quartieren
einen besonderen Charakter, eine optimale soziale Stabilität und
räumliche Attraktivität zu geben.
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Zur Deckung der Wohnbedürfnisse der Menschen ist aber auch die
Entwicklung von neuen Quartieren in typischen Stadtrandlagen
notwendig, damit diese nicht aus der Stadt in das weitere Umland
vertrieben werden.

3. Um die Zielsetzung der Transparenz und Handlungsgrundlage er-
füllen zu können, bedarf es einer intensiven Pflege und regelmäßi-
gen Veröffentlichung der erhobenen Daten, Aussagen und Empfeh-
lungen. Die hierfür notwendigen Ressourcen müssen bereitgestellt
werden, da das Instrument ansonsten schnell seinen Wert verliert.

4. Die wichtigsten, in das Bauflächenmanagement aufgenommenen
Baugebiete sollten im Sinne einer differenzierten Angebotsplanung
parallel aufbereitet werden, um den potentiellen Nutzern und In-
vestoren ein breites Spektrum an unterschiedlichen Lage-, Preis-
und Nutzungsqualitäten anbieten zu können.

Grundsätzlich falsch wäre dagegen die Strategie, ein neues Bauge-
biete nur dann zu bearbeiten, wenn das vorausgehende bereits
weitestgehend erschöpft ist. Hierdurch würden Nutzer und Inves-
toren vom Stuttgarter Immobilienmarkt verdrängt.

5. Die Aufbereitung der ausgewählten Baugebiete erfordert eine gut
koordinierte Arbeit in unterschiedlichen Verwaltungen. Die Bear-
beitung der Bauleitplanung, Bodenordnung und Erschließung sollte
inhaltlich und zeitlich eng verknüpft werden. Zur Lösung dieser
Aufgabe bedarf es in der Regel organisatorischer Konsequenzen.

6. Die Attraktivität und Werthaltigkeit der einzelnen neuen Baugebiete
des NBS bestimmen sich entscheidend aus der Qualität der inneren
und äußeren Erschließung, der öffentlichen Räume, Straßen und
Grünanlagen, sowie der öffentlichen Gebäude. Dies bedeutet insbe-
sondere hinsichtlich der notwendigen vorlaufenden Investitionen
eine erhebliche Belastung der Stadt.

Deshalb ist eine strategische Planung der für die einzelnen Vorin-
vestitionen erforderlichen Finanzierungen und Refinanzierungen aus
Grundstücksaufwertungen zu empfehlen. In diesem Zusammen-
hang bietet sich der vorgeschlagene revolvierende Grundstückfond
als eine adäquate Lösung an.

7. Eine an Kennziffern des Angebots und der Nachfrage orientierte
Aufbereitung der neuen Baugebiete des NBS wird nicht empfohlen.
Kennziffern haben den Charakter statistischer Größen und sind
deshalb per se nur eingeschränkt zur vorweggenommenen Beur-
teilung zukünftiger Investitionsentscheidungen geeignet. Sie wider-
sprechen ebenso dem Charakter einer Angebotsplanung, wie sie in
der gegenwärtigen Wirtschaftssituation erforderlich ist.

Um den zukünftigen Ansprüchen des Immobilienmarktes gerecht zu
werden, ist es eher sinnvoll, die Bauleitplanung möglichst offen für
potentielle architektonische und dafür stärker orientiert an notwen-
dige städtebauliche Erfordernisse zu entwickeln.
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Kommentar
Reiß-Schmidt

Herr Stephan Reiß-Schmidt, Landeshauptstadt München,
Referat für Stadtplanung und Bauordnung

Auszug aus dem Schreiben an das Stadtplanungsamt vom 7.01.2003

Für die Zuleitung des Entwurfs für den Abschlussbericht zum Projekt
NBS danke ich Ihnen. Ich habe auf dem Workshop im vergangenen
Mai sehr gerne am Erfahrungsaustausch zur Innenentwicklung teilge-
nommen und konnte schon aus dieser Veranstaltung eine Reihe wert-
voller Anregungen für unsere Arbeit in München mitnehmen.

Zu den praxisgerechten Ergebnissen des Projektes und dem hervorra-
gend aufbereiteten, anschaulichen Abschlussbericht kann ich Ihnen
und Ihren Projektpartnern nur gratulieren. Ich habe den Eindruck,
dass Sie und Ihre Projektpartner damit von der Problemdefinition über
ein praxistaugliches EDV-Werkzeug bis hin zur Umsetzungsstrategie
und organisatorischen Vorschlägen eine überzeugende Grundlage für
eine breite praktische Anwendung nicht nur in Stuttgart geschaffen
haben.

Wie Sie wissen, haben meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der
Abteilung Räumliche Entwicklungsplanung / Flächennutzungsplanung
bereits einen intensiven Erfahrungsaustausch mit Ihrem Projektteam
begonnen, da wir für die Weiterentwicklung unseres Flächeninforma-
tionssystems gerne Ihre Erfahrungen aus dem Projekt nutzen
möchten.

Ich freue mich auch, dass mit diesem Projekt ein sehr gelungenes Pra-
xisbeispiel für das in einer Arbeitsgruppe des Deutschen Städtetages
unter meiner Federführung erarbeitete Positionspapier „Strategisches
Flächenmanagement und kommunale Bodenwirtschaft“ vorliegt. Durch
die für Mai 2003 in Karlsruhe geplante Tagung zum Thema Innenent-
wicklung wird das Stuttgarter Projekt hoffentlich noch mehr Breiten-
wirkung entfalten.

Neben der Methodik der Potenzialerkennung und der hervorragend
strukturierten Informationsplattform haben mir besonders die Dar-
stellung zum Instrument der Testplanungen und die exemplarischen
Vorstudien gut gefallen.

Für eine Weiterentwicklung des Ansatzes scheinen mir vor allem zwei
Aspekte besonders wichtig:

1. Eine stärkere Verzahnung des langfristig orientierten Flächenma-
nagements mit der gerade in Zeiten notleidender kommunaler
Haushalte unter starkem kurzfristigen Verwertungsdruck stehen-
den städtischen Liegenschaftspolitik.

2. Eine verstärkte Regionalisierung des Flächenmanagements und der
Innenentwicklung. Die relative ( und z.T. auch die absolute ) Flä-
cheninanspruchnahme ist außerhalb der Kernstädte meist wesent-
lich größer, das Bewußtsein und die Kenntnis von den Potenzialen
der Innenentwicklung aber wesentlich geringer als in den Ballungs-
zentren.
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Langfristig wird nur ein koordiniertes regionales Flächenmanage-
ment auf einheitlicher Informations- und Organisationsgrundlage
die Entwicklungsprobleme lösen können.

Auch zu diesen Themen würde ich gerne die fachliche Diskussion mit
Ihnen und den Projektpartnern des „ Nachhaltigen Bauflächenmana-
gements Stuttgart “ fortsetzen.

Kommentar
Prof. Dr. Maurer

Herr Professor em. Dr. Jakob Maurer, ETH Zürich

Auszug aus dem Schreiben an das Stadtplanungsamt vom
20.01.2003:

Frühere Empfehlungen:

Im Rahmen des  Workshop „ Nachhaltiges Bauflächenmanagement
Stuttgart (NBS) vom 17. 5. 02 habe ich in der Arbeitsgruppe 3 Emp-
fehlungen unterbreitet. In ihren wesentlichen Teilen gelten sie nach
wie vor.

Zu treffende Entscheidungen:

Mein Kommentar richtet sich auf die von der Stadt Stuttgart aufgrund
des Berichtes zu treffenden Entscheidungen. Diese sind m.E.:

� Erstens: Soll die Innenentwicklung in all ihren Formen ins Zentrum
der Stadtplanung und Stadtentwicklung gestellt werden?

� Zweitens: Besteht gegenwärtig ausreichendes Wissen über die
zweckmässige Art und Weise, wie die innenentwicklung organisiert
und welche Aufwände, Verfahren und Methoden für die vielfältigen
Aufgaben jeweils geeignet sind?

� Drittens: Welche konkreten Vorkehrungen sind zu treffen?

Der vorliegende Bericht betrifft einen Teil der Innenentwicklung. Er
demonstriert exemplarisch deren  Bedeutung und Möglichkeiten. Die
Innenentwicklung wird für die übersehbare Zukunft zweifellos die zen-
trale Aufgabe der Stadtplanung sein.
Doch der Bericht deckt ebenfalls  auf, wie unterschiedlich die einzelnen
Möglichkeiten sind, wie unsicher die Voraussagen über die Entwicklung
einzelner Gebiete - Nachfrage, Angebote, Chancen der Realisierung -
unausweichlich sind und wie offen die jeweilige Rolle des Gemeinwe-
sens bleibt. Die Innenentwicklung stellt eine schwierige und belas-
tende Herausforderung dar. Besonders in solchen Lagen besteht die
Gefahr der zu raschen, festen Administrierung.

Der Bericht befasst sich nur mit einem begrenzten Teil der Flächen
Stuttgarts. Dieser Teil, so wichtig er für die kommenden Jahre sein
wird, sollte in die Gesamtheit der Innenentwicklung eingefügt werden.
Die dafür erforderliche Koordination und kooperation lässt sich kaum
in kurzer Zeit erreichen. Den Anforderungen der Innenentwicklung zu
genügen erfordert in der Regel einen über eine beträchtliche Zeit-
spanne dauernden Prozess des Lernens vieler Personen und Stellen in
der Verwaltung wie in der Politik. Der Bericht ist eine interessante Ba-
sis um die Innentwicklung anhand eines Teiles voranzubringen und
daraus Lehren für das Ganze zu ziehen.
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Der Bericht zeigt, dass das Gemeinwesen jedenfalls überfordert wäre,
wenn es versuchen würde in allen Fällen eine leitende Rolle zu
übernehmen. Es sollte das Ziel sein, die Rahmenbedingungen so zu
gestalten, dass unterschiedliche Akteure auch aus eigenem Antrieb
und eigener Kraft die Innenentwicklung voranbringen. Allerdings trifft
das in der Regel nur für begrenzte Aufgaben zu.

Das Interesse des Gemeinwesen an bestimmten Schwerpunkten, z.B.
des Bandes entlang des Neckars, bedingt , dass dort eine führende
Rolle der Stadt erforderlich ist. Das Interesse sollte ebenfalls dem
wirtschaftlichen Faktoren gelten. Wie eine Stadt mit den bestehenden
Bauten, Werken, Anlagen und Infrastrukturen umgeht  und diese be-
treibt, unterhält, erneuert und ergänzt (Innenentwicklung) , beein-
flusst erheblich die öffentlichen und privaten Kosten und die Nutzen,
die die räumlichen Investitionen erbringen. Der Entwurf gewichtet
m.E. dieses Interesse zu wenig.

Erfolge setzen jedenfalls die laufende Nachführung der Informationen
voraus. Es fragt sich dabei, ob der Grad der im Bericht vorgeschla-
genen Detaillierung für alle Flächen erforderlich und auch sinnvoll sei.
Man muss den Aufwand und die „Halbwertszeit“ von Informationen
vollauf beachten um nicht in ein zu arbeitsintensives, rasch veralten-
des und nicht mehr leicht benutzbares Informationssystem hinein zu
geraten. Ein auf Dauer zweckdienliches Informationssystem muss of-
fen bleiben, nur knappe Informationen für alle Fälle erheben und
nachführen und - je nach Bedarf - Ergänzungen in unterschiedlichen,
der jeweiligen Aufgabe entsprechender Weise hinzuzufügen.

Für die kommenden zwei bis drei Jahre sollte darauf geachtet werden,
dass eine Projektgruppe die Leitstelle bildet, die beteiligten Stellen zur
periodischen Mitwirkung verpflichtet werden und die Stadtplanung ins-
gesamt sich intensiv mit der Gesamtheit der Innenentwicklung ausei-
nandersetzt.

Empfehlungen

Erfolgreiche Stadtplanung muss sich für die übersehbare Zeit auf die
Innenentwicklung ausrichten. Das erfordert Ausdauer, Hartnäckigkeit
und die Förderung von Teilbereichen. Das vorliegende Projekt betrifft
einen solchen Teilbereich, der aktiv weiter geführt werden sollte.

Es wäre jedoch vermessen anzunehmen, es bestünden genügende
Kenntnisse, um die Innenentwicklung in auf Dauer feste Formen ein-
zufügen. Die zu frühzeitige Administrierung wäre gefährlich.

Anderseits bedarf es für die kommenden zwei bis drei Jahren einer
klaren Organisation, um das Vorhaben erfolgreich weiter zu führen.
Dabei sollte eine Projektgruppe die Leitstelle bilden und die beteiligten
Stellen zur periodischen Mitarbeit verpflichtet werden. Der Erfolg
würde allerdings entscheidend davon abhängen, ob die politische und
fachliche Leitung der Stadtplanung diese Projektgruppe als wichtiges
Element auffasst und sie entsprechend betreut und führt im Rahmen
der Orientierung der Planung auf die Innenentwicklung in ihrer Ge-
samtheit. Es wäre vorteilhaft, durch Aufträge nach außen den
Wettbewerb von Ideen und Vorschläge zu pflegen.
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Die Intention des Workshops lag darin, die Erfahrungen anderer
Städte zum Thema Innenentwicklung kennen zu lernen und erste Er-
gebnisse des Forschungsprojektesvon NBS einer breiteren Fach-
öffentlichkeit zukommen zu lassen. Fast 100 Interessenten nahmen an
dem Workshop teil, der sich in drei Themenbereiche gliederte:

� Besichtigungstour ausgewählter Areale (16.05.2002, nachmittags)

� Am nächsten Vormittag Vorstellung Projekt NBS und Referenten
aus drei Städten. Es waren dies die Herren Dr. Wentz (Frankfurt),
Reiss-Schmidt (München) und Prof. Maurer (Zürich)

� Möglichkeit des Austauschs mit den Referenten in drei Gruppen am
Nachmittag des 17.05.2002.

Die Busrundfahrt führte ausgehend vom Rat-
haus über die Kulturmeile in Richtung Hafen
und über Bad Cannstatt und Pragsattel
wieder in die Innenstadt zurück. Es gab die
Möglichkeit, ausgewählte Areale in Augen-
schein zu nehmen und (wie immer wieder zu
hören war) „versteckte Schätze Stuttgarts“
zu entdecken. Das Fazit dieses Nachmittags
lautete, dass die Landeshauptstadt mehr zu
bieten hat als nur Stuttgart 21.

Die Moderation des Präsenta-
tionsteils am Freitag Vormittag
übernahm Frau Petra Menzel von
der Kommunalentwicklung, die
nach einer Begrüßung durch Bür-
germeister Hahn das Wort an Mini-
sterialrat Gloger vom Ministerium
für Umwelt und Verkehr übergab.
Das Flächenmanagement als
Chancen für Kommunen, Planer
und Unternehmen zu sehen lau-
tete sein Credo. Den Kommunen
kommt bei der bei flächenspa-
renden und bodenschonenden
Siedlungsentwicklung eine Schlüs-
selrolle zu. Aber das Flächenma-
nagement bietet auch neue Chan-
cen für Ingenieurbüros und Sa-
nierungsfirmen. Es entsteht ein
Zukunftsmarkt, weil zusätzliche
Dienstleistungen und Produkte zu
erbringen sind. Das große Poten-
zial der Brachen- und Innenent-
wicklung in Städten und  Ballungs-

räumen bringt Arbeitsplätze und neue Steuereinnahmen. Nach
Schätzungen der US Regierung lösen Fördermittel im Bereich der
„brownfields“ zehnfach höhere private Investitionen aus.
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Die Förderung des Projektes NBS im Rahmen des Programms BW-Plus
erweist sich bereits zu diesem Zeitpunkt als gerechtfertigt.

Die Herren Roth von der Kommunalentwicklung und Prof. Scholl vom
Institut für Städtebau und Landesplanung an der Universität Karlsruhe
(TH) stellten die wesentlichen Erkenntnisse zum damaligen Zeitpunkt
vor. Im Mittelpunkt der Ausführungen von Prof. Scholl standen die Be-
deutung des Herstellens und Wahrens einer Übersicht und wie man mit
den Ergebnissen einer solchen Lageerkundung umgeht. Herr Roth
erläuterte die identifizierten Hemmnisse und daraus abzuleitende
Strategievorschläge.

Den anschließenden Referaten waren jeweils
Themenschwerpunkte zugeordnet. So gestal-
tete Dr. Wentz seinen Vortrag am Fallbeispiel
„Frankfurt“ unter den Gesichtspunkten „Inte-
gration in die Politik“, „Stadt am Fluss“ und
„Public Private Partnership – PPP“.

Das Fallbeispiel „Mün-
chen“ von Herrn Reiss-
Schmidt beleuchtete
die Aspekte „Verwal-
tungsorganisation“,
„Wohnen im Bestand“
und „Bahnflächen“.

....

Prof. Maurer erläuterte an
Züricher Beispielen die me-
thodischen Belange.

Der Nachmittag war drei Arbeitsgruppen zu den Themenschwerpunk-
ten der Referenten gewidmet, die auch den Vorsitz und Moderation
übernahmen. Eingeleitet wurde die Diskussion jeweils durch ein Im-
pulsreferat je AG. Dies waren Dr. Kron zum Thema „Perspektiven für
die Innenentwicklung in Stuttgart“ in der Arbeitsgruppe 1, Herr Stu-
ckenbrock berichtete in der AG 2 über „Stuttgart 21“, während für die
AG 3 von Dr. Pfeiffer „Strategien und Projekte der Wirtschaftsförde-
rung Stuttgart“ vorgestellt wurden.

Die Ausführungen der einzelnen Beiträge und Referate finden sich in
einer separaten Veröffentlichung.
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flächenmanagement

Internetgestütztes Bauflächenmanagement
in anderen Städten

Das Internet (und hier insbesondere sein Dienst WorldWideWeb) findet
bei einer ersten Rundschau überwiegend bei dem Thema Flächenan-
gebot seinen Einsatz. Für die Vermarktung von Arealen findet sich eine
Vielzahl von Webauftritten im Netz. Dies reicht von einfachem Auflis-
ten von Arealen, über klickbare grafische Zugänge bis hin zu Erweite-
rungen auf vorhandene geografische Informationssysteme.

Als Beispiele seien hier genannt

� SIS, Standortinformationssystem der 12 Industrie und Handels-
kammer in Baden-Württemberg sowie

� SKS, Standortkommunikationssystem der Wirtschaftsregion Stutt-
gart

� Baulückenmanagement Berlin

Im folgenden soll nur auf die grafische Zutrittsmöglichkeit eingegan-
gen werden, da dies technisch oftmals noch eine anspruchsvolle Her-
ausforderung ist. Ein „einfaches“ Auflisten aus einer Datenbank kommt
ohne entsprechenden Raumbezug aus und wird demzufolge auch häu-
fig außerhalb planerischer Aktivitäten genutzt, so dass dies bereits
weit verbreitet ist.

Das Standortinformations-
system der 12 IHKs in Baden-
Württemberg findet sich unter
der URL http://www.bw-
sis.ihk.de und ist ähnlich
aufgebaut wie das bayerische
IHK-Pendant SISBY (s. http:
//sis-by.ihk.de/flaeche/index.
asp?lang=1). Beginnend von
einer Übersichtkarte des je-
wieligen Bundeslandes be-
steht die Möglichkeit, sich für
einzelne Bezirke der jewei-
ligen IHK eine Liste der vor-
handenen Angebote ausgeben
zu lassen. Für die Region
Stuttgart werden für die 179
Gemeinden die Angebote ge-
trennt ausgegeben.

Für Stuttgart findet sich dort auch ein Hinweis auf das Wasserwerk-
areal, das Gegenstand der im Rahmen von NBS erfolgten Test-
planungen war.
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Die Informationen dazu sind rein alphanumerischer Natur, es gibt
keinerlei Bildinformationen. Gleiches gilt auch für das Angebot der IHK
Bayern.

Das Standortkommunikationssystem der Wirtschaftsregion
Stuttgart (SKS) ist unter http://sks.region-stuttgart.de/ erreichbar.
SKS ist in den letzten beiden Jahren weiterentwickelt worden und bie-
tet nun auch neben detaillierteren Informationen zu den Flächen einen
grafischen Zutritt. Ausgehend von der Regionskarte kann stufenlos
ein- und ausgezoomt werden.

Durch die Verwendung des i-Buttons werden weitergehende In-
formationen zu den als Punkten dargestellten Flächen angeboten. Es
handelt sich auch hier ausschließlich um Gewerbeimmobilien, die
durch Farbunterscheidung als Fläche, Objekt oder Gründerzentrum ge-
kennzeichnet sind.

Auch im SKS findet sich das Wasserwerksareal - allerdings mit weiter-
gehenden Informationen als bei der IHK-Lösung. Neben einem Stadt-
plan ist zur besseren Orientierung der Standort in drei Maßstabsan-
sichten dargestellt. Interessanterweise wird in der Beschreibung eine
Wohnnutzung explizit ausgeschlossen. Wie beim IHK-Auftritt wird als
Ansprechpartner die Stabsabteilung Witschafts- und Arbeitsförderung
genannt.

Das Baulückenmanagement der Senatsverwaltung Berlin geht
noch einen Schritt weiter. Unter http://www.stadtentwicklung.berlin.
de/bauen/baulueckenmanagement/ wird Bauland angeboten
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flächenmanagement

� „für Mehrfamilienhäuser
in zentralen und son-
stigen Lagen, zum Teil in
innerstädtischen Gründer-
zeitquartieren mit Kiez-
charakter, zum Teil auch
in attraktiven inner-
städtischen Wasserlagen

� Einzelhandel und dienst-
leistungsorientiertes Ge-
werbe in zentralen und
sonstigen Lagen

� produzierendes Gewerbe“

das „aus öffentlich-rechtlicher Sicht sofort bzw. in absehbarer Zeit
bebaubar“ ist.

Auch hier erfolgt der Zutritt
aus der Gesamtübersicht Ber-
lin in die einzelnen Bezirke.
Die Flächen werden dabei zum
einen nach Baulücke und Bau-
fläche sowie nach untergenutzt
und unbebaut farblich unter-
schieden. Wie schon beim
Standortkommunikationssys-
tem des Verbandes Region
Stuttgart steht hier ein Geo-
graphisches Informationssys-
tem im Hintergrund, das den
Aufbau der Karten organisiert
und ein stufenloses Zoomen
erlaubt.
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